Deutscher Bundestag 

15. Wahlperiode 


Drucksache 1 5/480 


19. 02. 2003 


Beschlussempfehlung*) 

des Finanzschusses (7. Ausschuss) 


a) zu dem Gesetzentwurf der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 15/119 - 

Entwurf eines Gesetzes zum Abbau von Steuervergünstigungen und 
Ausnahmeregelungen (Steuervergünstigungsabbaugesetz - StVergAbG) 


b) zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
- Drucksachen 15/287, 15/312 - 

Entwurf eines Gesetzes zum Abbau von Steuervergünstigungen und 
Ausnahmeregelungen (Steuervergünstigungsabbaugesetz - StVergAbG) 


c) zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Hermann Otto Solms, Dr. Andreas 

Pinkwart, Carl-Ludwig Thiele, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP 
- Drucksache 15/33 - 

Eigenheimerwerb nicht erschweren - weitere Belastungen für Beschäftigte 
und Betriebe der Bauwirtschaft und für Familien vermeiden 


A. Problem 

Zu den Buchstaben a und b 

Ökonomisch, ökologisch und unter Gerechtigkeitsgesichtspunkten fragwürdige 
Steuervergünstigungen und Ausnahmetatbestände im geltenden Steuersystem 
sind nach Entscheidung der Koalitionsfraktionen und der Bundesregierung zu 
beseitigen. Alle gesellschaftlichen Gruppen seien in angemessenem Umfang an 
der Finanzierung öffentlicher Leistungen zu beteiligen. Das Ziel einer nachhalti- 
gen Konsolidierung der Haushalte sei mit einem umfassenden und durchgreifen- 


*> Der Bericht der Abgeordneten Reinhard Schultz (Everswinkel), Dr. Michael Meister, Kerstin Andreae und Dr. Andreas Pinkwart wird mit 
Drucksache 15/481 gesondert verteilt. 
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den Abbau von Subventionen und einer dementsprechenden Verbreiterung der 
Einnahmebasis des Staates zu erreichen. 

Zu Buchstabe c 

Mit dem Antrag soll die Bundesregierung aufgefordert werden, die von ihr be- 
absichtigte Einschränkung der Eigenheimzulage fallen und die Sätze für die 
Gebäudeabschreibung unverändert zu lassen. Die Pläne der Bundesregierung 
seien aus familien- und wirtschaftspolitischen Gründen abzulehnen. 


B. Lösung 

Zu den Buchstaben a und b 

Grundsätzliche Annahme der - inhaltsgleichen - Gesetzentwürfe, die insbeson- 
dere folgende Einzelmaßnahmen vorsehen: 

- Aufhebung der Steuerfreiheit von Sachprämien (allgemein) sowie Anhe- 
bung des Pauschalsteuersatzes (Miles and More) (§ 3 Nr. 38 EStG und § 37a 
EStG), 

- Abschaffung des Abzugs von Aufwendungen für Geschenke als Be- 
triebsausgaben, soweit es sich nicht um Werbeartikel handelt (8 4 Abs. 5 
Nr. 1 EStG), 

- Nichtanerkennung der Bildung von Jubiläumszurückstellungen (§ 5 Abs. 4 
EStG) sowie Auflösung der bisherigen Jubiläumsrückstellungen über drei 
Jahre jeweils zu mindestens einem Drittel (§ 52 Abs. 12c EStG), 

- Abschaffung des sog. Lifo-Verfahrens bei der Vorratsbewertung (§ 6 Abs. 1 
Nr. 2a EStG), 

- Erhöhung der Pauschalierung für die private Pkw-Nutzung von bisher monat- 
lich 1 v. H. auf 1,5 v. H. des Listenpreises (§ 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 2 EStG), 

- gesetzliche Regelung der bisherigen Praxis zur steuerlichen Behandlung des 
anschaffungsnahen Aufwands (§§ 6 und 9 Abs. 1 Nr. 7 EStG, R 157 Abs. 4 
EStR), 

- gesetzliche Normierung der bisherigen Verwaltungsregelung zur zeitanteili- 
gen Inanspruchnahme von AfA unter Abschaffung der Halbjahresregelung 
(§ 7 Abs. 1 , 2 und 5 EStG, R 44 Abs. 2 EStR), 

- Vereinheitlichung der linearen Gebäudeabschreibung auf 2 v. H. (§ 7 Abs. 4 
EStG), 

- Senkung der degressiven Abschreibung für Gebäude von 5 v. H. auf 3 v. H. 
für die ersten acht Jahre und auf 2 v. H. für die nächsten 38 Jahre (§ 7 Abs. 5 
EStG), 

- Begrenzung des Verlustabzugs auf die Hälfte des Gesamtbetrags der Ein- 
künfte bei der Einkommen- und Körperschaftsteuer bzw. auf die Hälfte des 
Gewinns aus Gewerbebetrieb nach Berücksichtigung der Hinzurechnungen 
und Kürzungen bei der Gewerbesteuer (sog. Mindestbesteuerung, § lOd 
EStG, § 10a GewStG), 

- Versagung des Übergangs von Verlusten bei Verschmelzungen bzw. Spaltun- 
gen auf den Rechtsnachfolger (§§ 4, 12, 15 und 16 UmwStG), 

- Anhebung der Entgeltgrenze bei Vermietung und Verpachtung für vollen 
Werbungskostenabzug auf drei Viertel der ortsüblichen Miete (§21 Abs. 2 
EStG), 
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- Neuregelung der Besteuerung privater Veräußerungsgewinne mit einem 
Steuersatz von 1 5 v. H. für Wertpapiere und vermietete Immobilien (§ 23 
EStG) mit Verifikation durch Kontrollmitteilungen (§ 23a EStG), 

- Jahressteuerbescheinigung über Kapitalerträge und Veräußerungsgewinne 
(§ 24b EStG), 

- Erweiterung der Mitteilungen an das Bundesamt für Finanzen, Aufhebung 
des sog. Bankgeheimnisses sowie Einführung eines allgemeinen Ordnungs- 
merkmals (§ 45d Abs. 1 EStG, §§ 30a, 139a AO), 

- Verteilung größeren Erhaltungsaufwands bei Wohngebäuden auf mehrere 
Jahre (Wiedereinführung § 82b EStDV), 

- Abschaffung der Verlustverrechnung beim sog. Mantelkauf durch Strei- 
chung des Tatbestandsmerkmals der Betriebsvermögenszuführung (§ 8 
Abs. 4 Satz 2 bis 4 KStG), 

- Nichtanerkennung der Mehrmütterorganschaft im Bereich der Körperschaft- 
steuer (§ 14 KStG), 

- Nichtanerkennung der Rückwirkung der körperschaftsteuerlichen Organ- 
schaft (§ 14 KStG), 

- Ausdehnung der Regelung des § 14 Abs. 3 KStG auf alle Unternehmen, die 
dem Grundsatz der Spartentrennung unterliegen, 

- Verringerung der Verrechnung des Körperschaftsteuerguthabens von 1/6 auf 
1/7 der Gewinnausschüttungen sowie Begrenzung der Verrechnung auf die 
Hälfte der festgesetzten Körperschaftsteuer (§ 37 KStG), 

- Aufhebung der gewerbesteuerlichen Organschaft (§ 2 Abs. 2 GewStG), 

- Hinzurechnung von 25 v. H. der Leasing-Raten, Mieten und Pachten ( 8 8 
Nr. 7 GewStG), 

- Einführung eines besonderen Besteuerungsverfahrens für im Drittlandsge- 
biet ansässige Unternehmen, die ausschließlich auf elektronischem Weg 
Dienstleistungen an im Gemeinschaftsgebiet ansässige Nichtunternehmer 
erbringen (§ 3a Abs. 3a und § 18 Abs. 4c UStG), 

- Wegfall des ermäßigten Steuersatzes für sog. Kombiartikel (§12 Abs. 2 
UStG), 

- Einführung des Regelsteuersatzes bei der Umsatzbesteuerung von Tierauf- 
zucht und Tierhaltung sowie Pflanzenanzucht (§12 Abs. 2 Nr. 3 und 4 
UStG), 

- Einführung des Regelsteuersatzes bei der Umsatzbesteuerung von garten- 
baulichen Erzeugnissen, wie Blumen, Zierpflanzen u. a. (Nummer 6 bis 9 
der Anlage zu § 12 Abs. 1 Nr. 1 und 2 UStG), von sog. landwirtschaftlichen 
Vorprodukten (Nummer 1, 19, 23, 37, 45 und 48 der Anlage zu § 12 Abs. 2 
Nr. 1 und 2 UStG) sowie von Leistungen der Zahntechniker und bestimmten 
Leistungen der Zahnärzte (§ 12 Abs. 2 Nr. 6 UStG), 

- Senkung des Pauschsteuersatzes bei der Durchschnittssatzbesteuerung für 
landwirtschaftliche Betriebe von 9 v. H. auf 7 v. H. (§ 24 UStG), 

- Aufhebung der Umsatzsteuerbefreiung für grenzüberschreitende Personen- 
beförderung im Luftverkehr (§ 26 Abs. 3 UStG), 

- Schaffung neuer Dokumentationspflichten im Bereich der Verrechnungs- 
preise, erweiterte Möglichkeiten des Finanzamts im Falle verletzter Doku- 
mentationspflichten (§ 90 Abs. 3, § 162 Abs. 2 bis 4 AO), 

- Abschaffung des Schutzes vor der Hinzurechnungsbesteuerung durch Doppel- 
besteuerungsabkommen durch Streichung des § 10 Abs. 5 AStG sowie Ab- 



Drucksache 15/480 


-4- 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


Schaffung der Begünstigung bestimmter Einkünfte mit Kapitalanlagecharak- 
ter bei der Besteuerungshöhe (§ 10 Abs. 7 AStG), Modernisierung des Akti- 
vitätskatalogs des § 8 Abs. 1 AStG, 

- Einführung eines einheitlichen Familiengrundbetrages von 1 000 Euro und 
einer Kinderzulage von 800 Euro je Kind für Familien und Alleinstehende 
mit Kindern bei Förderung im Bestand und Neubau, Absenkung der Einkom- 
mensgrenze für die Summe der positiven Einkünfte im Zweijahreszeitraum 
auf 70 000/140 000 Euro zzgl. 20 000 Euro je Kind (§§ 1, 5 und 9 EigZulG), 

- Fortführung der Ökozulage bei Neubau und bei energetischer Sanierung des 
Altbaus mit Anhebung auf einheitlich 300 Euro (§ 9 Abs. 3 und 4 EigZulG), 

- zeitliche Anwendungsregelung in § 19 EigZulG, wonach die Gesetzesände- 
rungen für Anschaffungs- oder Herstellungsvorgänge gelten, die nach dem 
Stichtag 3 1 . Dezember 2002 beginnen. 

Geändert bzw. ergänzt hat der Ausschuss die Gesetzentwürfe insbesondere in 

folgenden Punkten: 

- Kürzung der Freigrenze von 40 auf 30 Euro pro Empfänger und Kalenderjahr 
für betrieblich veranlasste Aufwendungen für Geschenke (§ 4 Abs. 5 EStG), 

- Beibehaltung der Lifo-Methode bei der Vorratsbewertung für Nichteisenme- 
talle (§ 6 Abs. 1 Nr. 2a EStG), 

- Einführung einer degressiven Abschreibung bei Mietwohngebäuden in Höhe 
von 3 v. H. in den ersten 33 Jahren und 1 v. H. im letzten Jahr (§ 7 Abs. 5 
EStG), 

- Einführung eines Sockelbetrages von 100 000 Euro beim Verlustvortrag 
(sog. Mittelstandskomponente) zum Schutz für kleine und mittlere Unter- 
nehmen sowie Existenzgründer; Verluste bis zur Höhe des Sockelbetrages 
weiterhin unbegrenzt vortragbar (§ lOd EStG, § 10a GewStG), 

- Anhebung der Freigrenze von bisher vorgesehenen 512 auf 1 000 Euro bei 
der Besteuerung privater Veräußerungsgeschäfte, um eine Vereinfachung 
des Verfahrens durch Ausnahme der Kleinfalle von der Besteuerung zu er- 
reichen (§ 23 Abs. 3 Satz 6 EStG), 

- gesetzliche Gewährleistung, dass bei einem Depotwechsel der bisherige 
Verwahrer von Wertpapieren die zur Ermittlung des Veräußerungsgewinns 
erforderlichen Angaben an den zukünftigen Verwahrer zu übermitteln hat, 
um auch nach einem Depotwechsel die erforderlichen Daten vom überneh- 
menden Verwahrer an das Bundesamt für Finanzen übermitteln zu können 
und Regelung von Aufzeichnungs- und Aufbewahrungspflichten, um die Er- 
mittlung der für die steuerliche Erfassung erforderlichen Daten auch bei 
langfristig gehaltenen Wertpapieren sicherzustellen (§ 23a Abs. 3 und 4 
EStG), 

- Klarstellung, dass auf Einkünfte aus privaten Veräußerungsgeschäften i. S. 
des § 22 Nr. 2 EStG der in § 32a Abs. 7 geregelte besondere Tarif- proporti- 
onaler Steuersatz von 1 5 v. H. - anzuwenden ist und Berücksichtigung des 
Verlustabzugs nach § lOd EStG bei der Verhältnisrechnung der Einkünfte 
gemäß § 22 Nr. 2 EStG zur Summe der Einkünfte (§ 32a Abs. 7 EStG), 

- Einfügung in § 34c Abs. 1 EStG, um ausländische Einkünfte, die der Quel- 
lenstaat nach seinem Recht nicht besteuert, bei der Berechnung des landes- 
bezogenen Höchstbetrages anrechenbarer ausländischer Steuern außer Be- 
tracht lassen zu können und damit die Anrechnung der in einem anderen 
Staat gezahlten Steuern auf das zur Vermeidung einer doppelten Besteue- 
rung notwendige Maß zu beschränken, 
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- Verzicht auf die in den Entwürfen vorgesehene Neuregelung zur Versagung 
der Verlustverrechnung beim so genannten Mantelkauf (§ 8 Abs. 4 KStG), 

- Verzicht auf die in den Entwürfen vorgesehene Begrenzung der Verrechnung 
des Körperschaftsteuerguthabens auf die Hälfte der festgesetzten Körper- 
schaftsteuer; stattdessen Begrenzung der weiterhin ausschüttungsabhängi- 
gen Auszahlung des Guthabens auf jährlich 1/14 des am 3 1 . Dezember 2002 
verbleibenden Guthabens, um eine Verstetigung der Verrechnung des Kör- 
perschaftsteuerguthabens zu erreichen (§ 37 Abs. 2 KStG), 

- Verzicht auf die Versagung des Verlustübergangs in Umwandlungsfallen 
(§§ 4, 12, 15 und 16 UmwStG), 

- Einführung einer Pflicht der Gemeinden zur Erhebung eines Mindesthebe- 
satzes bei der Gewerbesteuer sowie eines Mindesthebesatzes bei der Grund- 
steuer und gesetzliche Ermöglichung, durch landesrechtliche Regelung einen 
jeweiligen Mindesthebesatz festzulegen (§§ 1, 16 GewStG; §§ 1, 26, 38 
GrStG), 

- Verzicht auf die in den Gesetzentwürfen vorgesehene Abschaffung der ge- 
werbesteuerlichen Organschaft im Rahmen dieses Gesetzgebungsverfahrens, 
da die Maßnahme erst im Rahmen der angestrebten umfassenden Gemeinde- 
finanzreform abschließend entschieden werden soll (§ 2 Abs. 2 GewStG), 

- Beibehaltung des ermäßigten Steuersatzes bei so genannten Kombiartikeln 
und damit Verzicht auf die in den Gesetzentwürfen vorgesehene Änderung 
zu § 12 Abs. 2 Nr. 1 UStG, 

- Inkrafttreten der Aufhebung der Steuerermäßigung für gartenbauliche Er- 
zeugnisse nicht - wie in den Gesetzentwürfen vorgesehen - zum 1 . April 
2003, sondern erst zum 1. Januar 2005, 

- Verfahrenserleichterung dadurch, dass Steuerschuldner nach § 13b Abs. 1 
und 2 UStG bei der Vermittlung grenzüberschreitender Personenbeförderun- 
gen im Luftverkehr regelmäßig die Luftverkehrsgesellschaften als Leis- 
tungsempfanger der Vermittlungsleistungen sind (§ 13b Abs. 3 UStG), 

- Beibehaltung - und damit Verzicht auf die in den Gesetzentwürfen vorge- 
sehenen Senkung von 9 v. H. auf 7 v. H. - des Durchschnittssatzes für die 
„übrigen Umsätze“ der land- und forstwirtschaftlichen Betriebe sowie der 
Vorsteuerpauschale der land- und forstwirtschaftlichen Betriebe in Höhe von 
9 v. H. (§ 24 Abs. 1 UStG), 

- Beibehaltung des ermäßigten Steuersatzes für Brennholz und Holzabfälle 
(Nummer 48 der Anlage zu § 12 Abs. 2 Nr. 1 und 2 UStG), 

- Klarstellungen zu § 90 Abs. 3 AO, dass 

• sich die Aufzeichnungspflicht auf Preise und andere Geschäftsbedingun- 
gen mit Nahestehenden bezieht, bei deren Vereinbarung der international 
anerkannte Grundsatz des Fremdvergleichs zu beachten ist, 

• nicht in allen Fällen eine zeitnahe Aufzeichnung verlangt werden soll, 
sondern nur bei außergewöhnlichen Geschäftsvorfällen, z. B. bei solchen 
im Zusammenhang mit Umstrukturierungen im Konzern, 

• sich die Aufzeichnungspflichten auch auf die Gewinnaufteilung zwi- 
schen Stammhaus und Betriebsstätte erstrecken, 

• die Vörlagefrist von 60 Tagen in begründeten Einzelfällen verlängert wer- 
den kann, 

- Ergänzung des Tatbestandes der Nichtvorlage von Aufzeichnungen um den 
Tatbestand der Vorlage unverwertbarer Aufzeichnungen im Wege einer 
widerlegbaren Vermutung sowie Erweiterung der Tatbestände, an die das 
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Gesetz die Folge von Steuerzuschlägen knüpft um solche der Vorlage im 
Wesentlichen unbrauchbarer Aufzeichnungen, wobei im Falle der Nichtvor- 
lage von Aufzeichnungen oder der Vorlage nur unverwertbarer Aufzeich- 
nungen ein Mindestzuschlag von 5 000 Euro festzusetzen sein soll (§162 
Abs. 3 und 4 AO), 

- Änderung der Stichtagsregelung in § 19 Abs. 8 EigZulG auf den Tag nach 
der Verkündung des Änderungsgesetzes, 

- Änderungen gegenüber den Gesetzentwürfen bei der Besteuerung der von 
inländischen Investmentfonds erzielten Gewinne aus der Veräußerung von 
Wertpapieren (§§ 39, 40, 40a, 45, 46 und 50 des Gesetzes über Kapitalan- 
lagegesellschaften) : 

• Besteuerung der Gewinne erst im Falle der Ausschüttung oder der Rück- 
gabe oder Veräußerung des Anteilscheins, 

• im Falle der Ausschüttung findet die in §§ 23 und 32a Abs. 7 EStG ge- 
regelte pauschale Besteuerung Anwendung, 

• die bisherige Besteuerung thesaurierter Gewinne aus der Veräußerung 
von Grundstücken und aus Termingeschäften wird abgeschafft und statt- 
dessen thesaurierte Veräußerungsgewinne durchgängig erst dann besteu- 
ert, wenn sie ausgeschüttet werden oder der Steuerpflichtige seinen An- 
teilschein zurückgibt oder veräußert, 

- Änderungen gegenüber den Gesetzentwürfen bei der Besteuerung der von 
ausländischen Investmentfonds erzielten Gewinne aus der Veräußerung von 
Wertpapieren (§17 Auslandinvestment-Gesetz): 

• Besteuerung der Gewinne erst im Falle der Ausschüttung oder der Rück- 
gabe oder Veräußerung des Anteilscheins, 

• im Falle der Ausschüttung findet die in §§ 23 und 32a Abs. 7 EStG gere- 
gelte pauschale Besteuerung Anwendung, 

• die bisherige Besteuerung thesaurierter Gewinne aus der Veräußerung 
von Grundstücken und aus Termingeschäften wird abgeschafft und statt- 
dessen thesaurierte Veräußerungsgewinne erst dann besteuert, wenn sie 
ausgeschüttet werden oder der Steuerpflichtige seinen Anteilschein zu- 
rückgibt oder veräußert. 

Annahme der Gesetzentwürfe mit den Stimmen der Fraktionen SPD und 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen der CDU/ 

CSU und FDP 

Zu Buchstabe c 

Ablehnung des Antrags mit den Stimmen der Fraktionen SPD und 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der Fraktionen der CDU/ 

CSU und FDP 


C. Alternativen 

Zu den Buchstaben a und b 

Folgende Anträge der Fraktion der CDU/CSU wurden im Ausschuss mit den 
Stimmen der Koalitionsfraktionen gegen die Stimmen der Fraktionen der CDU/ 
CSU und FDP abgelehnt: 

- vollständiger Verzicht auf die Einführung eines umfassenden Kontrollmittei- 
lungsverfahrens zur Erfassung der Erträge aus Wertpapieren und Wertpapier- 
veräußerungen sowie vollständiger Verzicht auf die vorgesehene Aufhebung 



Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


-7- 


Drucksache 15/480 


des sog. Bankgeheimnisses; demgemäß Forderung der Herausnahme der in 
den Gesetzentwürfen vorgesehenen Regelungen (§§ 23a, 24b, 45d Abs. 1 
Satz 1 EStG, §§ 30a, 194 Abs. 3 AO), 

- Neuaufnahme einer Regelung in die Gesetzentwürfe, nach der eine Ände- 
rung des Gemeindefinanzreformgesetzes angestrebt wird mit dem Ziel, zum 
1. Januar 2003 die mit dem Steuersenkungsgesetz 2000 erhöhte Gewerbe- 
steuerumlage wieder auf den Stand vor Inkrafttreten des Steuersenkungsge- 
setzes zu senken. 

Ein Antrag der Fraktion der FDP, der die Beibehaltung des sog. Bankgeheim- 
nisses sowie die Ablehnung der Einführung flächendeckender Kontrollmittei- 
lungen und stattdessen die Einführung einer relativen Zinsabgeltungssteuer for- 
dert, wurde im Ausschuss ebenfalls mit den Stimmen der Koalitionsfraktionen 
gegen die Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und FDP abgelehnt. 

Zu Buchstabe c 
Keine 


D. Kosten 

Zu den Buchstaben a und b 

Nach Abschluss der Ausschussberatungen ergeben sich folgende finanzielle 
Auswirkungen der Gesetzesvorlagen in Mio. Euro: 


Gebiets- 

körperschaft 

Entstehungs- 

jahr 

Rechnungsjahr 

2003 

2004 

2005 

2006 

Insgesamt 

15 639 

3 464 

9 974 

13 656 

14 959 

Bund 

6 563 

1 657 

4 450 

5 816 

6 299 

Länder 

6 326 

1 524 

4 173 

5 527 

5 998 

Gemeinden 

2 750 

283 

1 351 

2313 

2 662 


Die finanziellen Auswirkungen der einzelnen Maßnahmen ergeben sich aus der 
Anlage 1 zum Bericht. 

Zu Buchstabe c 

Keine, da Ablehnung der Vorlage. 
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Beschlussempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. die Gesetzentwürfe - Drucksachen 15/119, 15/287, 15/312 - in der aus der 
anliegenden Zusammenstellung ersichtlichen Fassung anzunehmen, 

2. den Antrag - Drucksache 15/33 - abzulehnen. 

Berlin, den 19. Februar 2003 

Der Finanzausschuss 

Christine Scheel Reinhard Schultz (Everswinkel) Dr. Michael Meister 

Vorsitzende Berichterstatter Berichterstatter 

Kerstin Andreae Dr. Andreas Pinkwart 

B erichterstatterin B erichterstatter 
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Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes zum Abbau von Steuervergünstigungen und 
Ausnahmeregelungen (Steuervergünstigungsabbaugesetz - StVergAbG) 
-Drucksachen 15/119, 15/287, 15/312 — 
mit den Beschlüssen des Finanzausschusses (7. Ausschuss) 


Entwurf 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes zum Abbau von 
Steuervergünstigungen und Ausnahmeregelungen 
(Steuervergünstigungsabbaugesetz - StVergAbG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 


folgende Gesetz beschlossen: 

Inhaltsübersicht Artikel 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 2002 1 

Änderung der Einkommensteuer-Durchführungs- 
verordnung 2000 2 

Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 2002 3 

Änderung des Umwandhmgssteuergesetzes 2002 4 

Änderung des Gewerbesteuergesetzes 2002 5 

Änderung der Gewerbesteuer-Durchführungs- 
verordnung 2002 6 

Änderung des Umsatzsteuergesetzes 1999 7 

Änderung der Umsatzsteuer-Durchführungs- 
verordnung 1999 8 

Änderung der Umsatzsteuerzuständigkeits- 
verordnung 9 

Änderung der Abgabenordnung 10 

Änderung des Einführungsgesetzes zur Abgaben- 
ordnung 1 1 

Änderung des Außensteuergesetzes 12 

Änderung des Finanzveiwaltungsgesetzes 13 

Änderung des Eigenheimzulagengesetzes 14 

Änderung des Gesetzes über Kapitalanlage- 
gesellschaften 15 

Änderung des Auslandinvestment-Gesetzes 16 

Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang 17 

Inkrafttreten 1 8 


Artikel 1 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 2002 

Das Einkommensteuergesetz 2002 in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 19. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4210) 
wird wie folgt geändert: 


Entwurf eines Gesetzes zum Abbau von 
Steuervergünstigungen und Ausnahmeregelungen 
(Steuervergünstigungsabbaugesetz - StVergAbG) 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das 


folgende Gesetz beschlossen: 

Inhaltsübersicht Artikel 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 2002 1 

Änderung der Einkommensteuer-Durchführungs- 
verordnung 2000 2 

Änderung des Körperschaftsteuergesetzes 2002 3 

entfällt 4 

Änderung des Gewerbesteuergesetzes 2002 5 

Änderung der Gewerbesteuer-Durchführungs- 
verordnung 2002 6 

Änderung des Grundsteuergesetzes 6a 

Änderung des Umsatzsteuergesetzes 1999 7 

Änderung der Umsatzsteuer-Durchführungs- 
verordnung 1999 8 

Änderung der Umsatzsteuerzuständigkeits- 
verordnung 9 

Änderung der Abgabenordnung 10 

Änderung des Einführungsgesetzes zur Abgaben- 
ordnung 1 1 

Änderung des Außensteuergesetzes 12 

Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes 13 

Änderung des Eigenheimzulagengesetzes 14 

Änderung des Gesetzes über Kapitalanlage- 
gesellschaften 15 

Änderung des Auslandinvestment-Gesetzes 16 

Rückkehr zum einheitlichen Verordnungsrang 1 7 

Inkrafttreten 1 8 


Artikel 1 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 2002 

Das Einkommensteuergesetz 2002 in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 19. Oktober 2002 (BGBl. 1 S. 4210), 

zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 
15. Januar 2003 (BGBl. I S. 58), wird wie folgt geändert: 
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1 . Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„Einkommensteuergesetz (EStG)“. 

2. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) Nach der Angabe „§ 23 Private Veräußerungsge- 
schäfte“ wird die Angabe „§ 23a Mitteilungen an das 
Bundesamt für Finanzen“ eingefügt. 

b) Nach der Angabe „§ 24a Altersentlastungsbetrag“ 
wird die Angabe „§ 24b Jahresbescheinigung über 
Kapitalerträge und Veräußerungsgewinne aus Fi- 
nanzanlagen“ eingefügt. 


3. § 3 Nr. 38 wird aufgehoben. 

4. § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Der Punkt am Ende von Satz 1 wird durch ein Semi- 
kolon ersetzt. 

b) Satz 2 wird aufgehoben. 

5. § 5 Abs. 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) Rückstellungen für die Verpflichtung zu einer Zu- 
wendung anlässlich eines Dienstjubiläums dürfen nicht 
gebildet werden.“ 

6. § 6 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Nummer 1 wird folgende Nummer la einge- 
fügt: 

„la. Zu den Herstellungskosten eines Gebäudes ge- 
hören auch Aufwendungen für lnstandsetzungs- 
und Modemisierungsmaßnahmen, die innerhalb 
von drei Jahren nach der Anschaffung des Ge- 
bäudes durchgeführt werden, wenn die Aufwen- 
dungen ohne die in Rechnung gestellte Umsatz- 
steuer 1 5 vom Hundert der Anschaffungskosten 
des Gebäudes übersteigen (anschaffungsnahe 
Herstellungskosten). Zu diesen Aufwendungen 
gehören nicht die Aufwendungen für Erweite- 
rungen im Sinne des § 255 Abs. 2 Satz 1 des 
Handelsgesetzbuchs sowie Aufwendungen für 
Erhaltungsarbeiten, die jährlich üblicherweise 
anfallen.“ 

b) Nummer 2a wird aufgehoben. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

1. unverändert 

2. unverändert 


2a. § 2 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 3 werden folgende Sätze angefügt: 

„Ist der Betrag nach Anwendung der Sätze 2 
bis 8 positiv, sind positive Einkünfte im Sinne 
des § 22 Nr. 2 hinzuzurechnen. Ist dieser Betrag 
negativ, bilden die positiven Einkünfte im Sinne 
des § 22 Nr. 2 die Summe der Einkünfte.“ 

b) In Absatz 6 Satz 1 werden die Wörter „Die tarif- 
liche Einkommensteuer“ durch die Wörter „Die 
tarifliche Einkommensteuer und die Steuer nach 
§ 32a Abs. 7“ ersetzt. 

3. unverändert 

4. In § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 Satz 2 wird die Zahl „40“ 
durch die Zahl „30“ ersetzt. 

a) entfällt 

b) entfällt 

5. unverändert 


6. § 6 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Nummer 1 wird folgende Nummer la einge- 
fügt: 

„la. Zu den Herstellungskosten eines Gebäudes ge- 
hören auch Aufwendungen für Instandsetzungs- 
und Modemisierungsmaßnahmen, die innerhalb 
von drei Jahren nach der Anschaffung des Ge- 
bäudes durchgeführt werden, wenn die Aufwen- 
dungen ohne die Umsatzsteuer 15 vom Hundert 
der Anschaffungskosten des Gebäudes überstei- 
gen (anschaffungsnahe Herstellungskosten). Zu 
diesen Aufwendungen gehören nicht die Auf- 
wendungen für Erweiterungen im Sinne des 
§ 255 Abs. 2 Satz 1 des Handelsgesetzbuches 
sowie Aufwendungen für Erhaltungsarbeiten, 
die jährlich üblicherweise anfallen.“ 

b) Nummer 2a Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Steuerpflichtige, die den Gewinn nach § 5 des 
Gesetzes ermitteln, können für den Wertansatz 
von Nichteisenmetallen des Vorratsvermögens 
unterstellen, dass die zuletzt angeschafften oder 
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c) ln Nummer 4 Satz 2 wird die Zahl „1“ durch die Zahl 
„1,5“ ersetzt. 

7. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 1 Satz 3 wird folgender Satz eingefügt: 

„Im Jahr der Anschaffung oder Herstellung des Wirt- 
schaftsguts vermindert sich für dieses Jahr der Abset- 
zungsbetrag nach Satz 1 um jeweils ein Zwölftel für 
jeden vollen Monat, der dem Monat der Anschaffung 
oder Herstellung vorangeht.“ 

b) Absatz 2 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Absatz 1 Satz 4 und § 7a Abs. 8 gelten entspre- 
chend.“ 

c) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) Bei Gebäuden sind abweichend von Absatz 1 
als Absetzung für Abnutzung die folgenden Beträge 
bis zur vollen Absetzung abzuziehen: 

1. bei Gebäuden, soweit sie zu einem Betriebsver- 
mögen gehören und nicht Wohnzwecken dienen 
und für die der Bauantrag nach dem 3 1 . März 
1985 gestellt worden ist, wenn der Steuerpflich- 
tige 

a) im Fall der Herstellung vor dem 1. Januar 
2001 mit der Herstellung des Gebäudes begon- 
nen hat oder im Fall der Anschaffung das Ob- 
jekt auf Grund eines vor dem 1. Januar 2001 
rechtswirksam abgeschlossenen obligatori- 
schen Vertrags oder gleichstehenden Rechts- 
akts angeschafft hat, jährlich 4 vom Hundert, 

b) im Fall der Herstellung nach dem 31. Dezem- 
ber 2000 und vor dem 1. Januar 2003 mit der 
Herstellung des Gebäudes begonnen hat oder 
im Fall der Anschaffung das Objekt auf Grund 
eines nach dem 3 1 . Dezember 2000 und vor 
dem 1 . Januar 2003 rechtswirksam abge- 
schlossenen obligatorischen Vertrags oder 
gleichstehenden Rechtsakts angeschafft hat, 
jährlich 3 vom Hundert, 

2. bei Gebäuden, soweit sie die Voraussetzungen der 
Nummer 1 nicht erfüllen und die 

a) nach dem 31. Dezember 1924 fertig gestellt 
worden sind, jährlich 2 vom Hundert, 

b) vor dem 1. Januar 1925 fertig gestellt worden 
sind, jährlich 2,5 vom Hundert, im Fall der 
Anschaffung auf Grund eines nach dem 
3 1 . Dezember 2002 rechtswirksam abge- 
schlossenen obligatorischen Vertrags oder 
gleichstehenden Rechtsakts, jährlich 2 vom 
Hundert 


hergestellten Wirtschaftsgüter zuerst verbraucht 
oder veräußert worden sind, soweit dies den 
handelsrechtlichen Grundsätzen ordnungsmäßi- 
ger Buchführung entspricht.“ 

c) unverändert 

7. § 7 wird wie folgt geändert: 
a) unverändert 


b) unverändert 


c) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) Bei Gebäuden sind abweichend von Absatz 1 
als Absetzung für Abnutzung die folgenden Beträge 
bis zur vollen Absetzung abzuziehen: 

1. bei Gebäuden, soweit sie zu einem Betriebsver- 
mögen gehören und nicht Wohnzwecken dienen 
und für die der Bauantrag nach dem 3 1 . März 
1985 gestellt worden ist, wenn der Steuerpflich- 
tige 

a) im Fall der Herstellung vor dem 1. Januar 
2001 mit der Herstellung des Gebäudes begon- 
nen hat oder im Fall der Anschaffung das Ge- 
bäude auf Grand eines vor dem 1. Januar 
2001 rechtswirksam abgeschlossenen obliga- 
torischen Vertrags oder gleichstehenden 
Rechtsakts angeschafft hat, jährlich 4 vom 
Hundert, 

b) im Fall der Herstellung nach dem 31. Dezem- 
ber 2000 und vor dem 1. Januar 2003 mit der 
Herstellung des Gebäudes begonnen hat oder 
im Fall der Anschaffung das Gebäude auf 
Grand eines nach dem 3 1 . Dezember 2000 und 
vor dem 1 . Januar 2003 rechtswirksam abge- 
schlossenen obligatorischen Vertrags oder 
gleichstehenden Rechtsakts angeschafft hat, 
jährlich 3 vom Hundert, 

2. bei Gebäuden, soweit sie die Voraussetzungen der 
Nummer 1 nicht erfüllen und die 

a) nach dem 3 1 . Dezember 1 924 fertig gestellt 
worden sind, jährlich 2 vom Hundert, 

b) vor dem 1. Januar 1925 fertig gestellt worden 
sind, jährlich 2,5 vom Hundert, im Fall der 
Anschaffung auf Grand eines nach dem 
3 1 . Dezember 2002 rechtswirksam abge- 
schlossenen obligatorischen Vertrags oder 
gleichstehenden Rechtsakts, jährlich 2 vom 
Hundert 
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der Anschaffungs- oder Herstellungskosten. Als 
Beginn der Herstellung gilt bei Gebäuden, für die 
eine Baugenehmigung erforderlich ist, der Zeit- 
punkt, in dem der Bauantrag gestellt wird; bei 
baugenehmigungsfreien Gebäuden, für die Bau- 
unterlagen einzureichen sind, der Zeitpunkt, in 
dem die Bauunterlagen eingereicht werden. Be- 
trägt die tatsächliche Nutzungsdauer eines Gebäu- 
des in den Fällen des Satzes 1 Nr. 1 Buchstabe a 
weniger als 25 Jahre, in den Fällen des Satzes 1 
Nr. 1 Buchstabe b weniger als 33 Jahre, in den 
Fällen des Satzes 1 Nr. 2 Buchstabe a weniger als 
50 Jahre, in den Fällen des Satzes 1 Nr. 2 
Buchstabe b weniger als 40 beziehungsweise 50 
Jahre, so können an Stelle der Absetzungen nach 
Satz 1 die der tatsächlichen Nutzungsdauer ent- 
sprechenden Absetzungen für Abnutzung vorge- 
nommen werden. Absatz 1 Satz 5 gilt entspre- 
chend. Absatz 1 letzter Satz bleibt unberührt. Bei 
Gebäuden im Sinne der Nummer 2 rechtfertigt die 
für Gebäude im Sinne der Nummer 1 geltende 
Regelung weder die Anwendung des Absatzes 1 
letzter Satz noch den Ansatz des niedrigeren Teil- 
werts (§ 6 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2).“ 

d) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 Nr. 3 wird Buchstabe b durch die fol- 
genden Buchstaben b und c ersetzt: 

,,b) auf Grund eines nach dem 3 1 . Dezember 
1995 und vor dem 1. Januar 2003 gestellten 
Bauantrags hergestellt oder auf Grund eines 
nach dem 31. Dezember 1995 und vor dem 
1. Januar 2003 rechtswirksam abgeschlosse- 
nen obligatorischen Vertrags angeschafft 
worden sind, 

- im Jahr der Fertigstellung 
und in den folgenden 

7 Jahren 

jeweils 5 vom Hundert, 

- in den darauf 
folgenden 6 Jahren 

jeweils 2,5 vom Hundert, 

- in den darauf 
folgenden 36 Jahren 

jeweils 1,25 vom Hundert; 

c) auf Grund eines nach dem 31. Dezember 2002 und 
vor dem 1. Januar 2007 gestellten Bauantrags herge- 
stellt oder auf Grund eines nach dem 3 1 . Dezember 
2002 und vor dem 1. Januar 2007 rechtswirksam ab- 
geschlossenen obligatorischen Vertrags angeschafft 
worden sind, 

- im Jahr der Fertigstellung 
und in den folgenden 7 Jahren 

jeweils 3 vom Hundert, 

- in den darauf folgenden 38 Jahren 

jeweils 2 vom Hundert,“. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

der Anschaffungs- oder Herstellungskosten. Als 
Beginn der Herstellung gilt bei Gebäuden, für die 
eine Baugenehmigung erforderlich ist, der Zeit- 
punkt, in dem der Bauantrag gestellt wird; bei 
baugenehmigungsfreien Gebäuden, für die Bau- 
unterlagen einzureichen sind, der Zeitpunkt, in 
dem die Bauunterlagen eingereicht werden. Be- 
trägt die tatsächliche Nutzungsdauer eines Gebäu- 
des in den Fällen des Satzes 1 Nr. 1 Buchstabe a 
weniger als 25 Jahre, in den Fällen des Satzes 1 
Nr. 1 Buchstabe b weniger als 33 Jahre, in den 
Fällen des Satzes 1 Nr. 2 Buchstabe a weniger als 
50 Jahre, in den Fällen des Satzes 1 Nr. 2 
Buchstabe b weniger als 40 beziehungsweise 50 
Jahre, so können an Stelle der Absetzungen nach 
Satz 1 die der tatsächlichen Nutzungsdauer ent- 
sprechenden Absetzungen für Abnutzung vorge- 
nommen werden. Absatz 1 Satz 5 gilt entspre- 
chend. Absatz 1 letzter Satz bleibt unberührt. Bei 
Gebäuden im Sinne des Satzes 1 Nr. 2 rechtfer- 
tigt die für Gebäude im Sinne des Satzes 1 Nr. 1 
geltende Regelung weder die Anwendung des 
Absatzes 1 letzter Satz noch den Ansatz des nied- 
rigeren Teilwerts (§ 6 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2).“ 

d) Absatz 5 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 Nr. 3 wird Buchstabe b durch die fol- 
genden Buchstaben b und c ersetzt: 

,,b) auf Grund eines nach dem 31. Dezember 
1995 und vor dem 1. Januar 2003 gestellten 
Bauantrags hergestellt oder auf Grund eines 
nach dem 3 1 . Dezember 1 995 und vor dem 
1 . Januar 2003 rechtswirksam abgeschlosse- 
nen obligatorischen Vertrags angeschafft 
worden sind, 

- im Jahr der Fertigstellung 
und in den folgenden 

7 Jahren 

jeweils 5 vom Hundert, 

- in den darauf 
folgenden 6 Jahren 

jeweils 2,5 vom Hundert, 

- in den darauf 
folgenden 36 Jahren 

jeweils 1,25 vom Hundert; 

c) auf Grund eines nach dem 31. Dezember 2002 ge- 
stellten Bauantrags hergestellt oder auf Grand eines 
nach dem 31. Dezember 2002 rechtswirksam abge- 
schlossenen obligatorischen Vertrags angeschafft 
worden sind, 

- im Jahr der Fertigstellung 
und in den folgenden 

32 Jahren jeweils 3 vom Hundert, 

- in dem darauf 

folgenden Jahr 1 vom Hundert“. 
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Entwurf 

bb) Nach Satz 2 wird folgender Satz 3 angefugt: 
„Absatz 1 Satz 4 gilt nicht.“ 

8. ln § 7b Abs. 1 Satz 2 wird die Angabe „§ 7 Abs. 4 
Satz 2“ durch die Angabe „§ 7 Abs. 4 Satz 3“ ersetzt. 

9. ln § 7k Abs. 1 Satz 3 wird die Angabe „§ 7 Abs. 4 
Satz 2“ durch die Angabe „§ 7 Abs. 4 Satz 3“ ersetzt. 

10. Dem § 9 Abs. 5 wird folgender Satz angefiigt: 

„§ 6 Abs. 1 Nr. la gilt entsprechend.“ 

11. § lOd Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„In jedem folgenden Veranlagungszeitraum sind die 
negativen Einkünfte zunächst jeweils von den positi- 
ven Einkünften derselben Einkunftsart abzuziehen, die 
nach der Anwendung des § 2 Abs. 3 verbleiben, jedoch 
höchstens bis zur Hälfte dieser positiven Einkünfte .“ 


12. Dem § 15 Abs. 4 wird folgender Satz angefugt: 

„Verluste aus stillen Gesellschaften, Unterbeteiligun- 
gen oder sonstigen Innengesellschaften an Kapitalge- 
sellschaften, bei denen der Gesellschafter oder Betei- 
ligte als Mituntemehmer anzusehen ist, sind unter den 
Voraussetzungen des § 1 Od nur mit Gewinnen, die der 
Gesellschafter oder Beteiligte in dem unmittelbar vo- 
rangegangenen Veranlagungszeitraum oder in den fol- 
genden Veranlagungszeiträumen aus der selben Unter- 
beteiligung oder Innengesellschaft bezieht, verrechen- 
bar.“ 

13. In § 20 Abs. 1 Nr. 4 wird in Satz 2 die Angabe „ist 
§ 15a“ durch die Angabe „sind § 15 Abs. 4 Satz 6 und 
§ 15a“ ersetzt. 

14. In §21 Abs. 2 wird die Angabe „50 vom Hundert“ 
durch die Angabe „75 vom Hundert“ ersetzt. 

15. § 23 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. Veräußerungsgeschäfte bei Grundstü- 
cken und Rechten, die den Vorschrif- 
ten des bürgerlichen Rechts über 
Grundstücke unterliegen (z. B. Erb- 
baurecht, Mineralgewinnungsrecht) . 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 
bb) unverändert 

8. unverändert 

9. unverändert 

10. unverändert 


11. § lOd wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 Satz 2 wird durch folgende Sätze 
ersetzt: 

„In jedem folgenden Veranlagungszeitraum sind die 
negativen Einkünfte zunächst jeweils von der 
Summe der positiven Einkünfte, die nach der An- 
wendung des § 2 Abs. 3 verbleibt, bis zu einem 
Betrag von 100 000 Euro abzuziehen. Danach 
verbleibende negative Einkünfte sind von positi- 
ven Einkünften derselben Einkunftsart abzuzie- 
hen, jedoch höchstens bis zur Hälfte des Betrags, 
der den anteilig auf die einzelne Einkunftsart 
entfallenden Teil des Betrags von 100 000 Euro 
übersteigt. Bei Ehegatten, die nach den §§ 26, 
26b zusammenveranlagt werden, gilt § 2 Abs. 3 
Satz 6 und 7 sinngemäß.“ 

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Für die Anwendung von Absatz 1 Satz 1 
und 3 sowie Absatz 2 Satz 2 bis 5 gilt § 2 Abs. 3 
Satz 4 und 5 sinngemäß.“ 

12. unverändert 


13. unverändert 


14. unverändert 

15. § 23 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 
aa) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

aaa) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

„1. Veräußerungsgeschäfte bei Grundstü- 
cken und Rechten, die den Vorschrif- 
ten des bürgerlichen Rechts über 
Grundstücke unterliegen (z. B. Erb- 
baurecht, Mineralgewinnungsrecht). 
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Gebäude und Außenanlagen sind ein- 
zubeziehen, soweit sie der Steuer- 
pflichtige errichtet, ausgebaut oder 
erweitert hat', dies gilt entsprechend 
für Gebäudeteile, die selbständige un- 
bewegliche Wirtschaftsgüter sind, so- 
wie für Eigentumswohnungen und im 
Teileigentum stehende Räume. Aus- 
genommen sind Wirtschaftsgüter, die 
im Zeitraum zwischen Anschaffung 
oder Fertigstellung und Veräußerung 
ausschließlich zu eigenen Wohnzwe- 
cken oder im Jahr der Veräußerung 
und in den beiden vorangegangenen 
Jahren zu eigenen Wohnzwecken ge- 
nutzt wurden;“. 

bbb) Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

„2. Veräußerungsgeschäfte bei anderen 
Wirtschaftsgütem, insbesondere bei 
Wertpapieren. Ausgenommen sind 
Veräußerungsgeschäfte bei Gegen- 
ständen des täglichen Gebrauchs.“ 

ccc) Nummer 4 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Tenningeschäfte, durch die der Steuer- 
pflichtige einen Differenzausgleich oder 
einen durch den Wert einer veränder- 
lichen Bezugsgröße bestimmten Geldbe- 
trag oder Vorteil erlangt.“ 

bb) In Satz 5 wird die Angabe „des Satzes 1 Nr. 1“ 
durch die Angabe „des Satzes 1 Nr. 1 und 2“ 
ersetzt und werden in Nummer 1 die Wörter 
„innerhalb eines Zeitraums von zehn Jahren 
seit Anschaffung des Wirtschaftsguts“ gestri- 
chen. 

b) Absatz 2 Satz 2 wird aufgehoben. 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 
aa) Satz 4 wird aufgehoben. 


bb) Nach dem bisherigen Satz 5 wird folgender 
Satz eingefügt: 

,flrfolgt die Anschaffung im Sinne des 
Absatzes 1 vor dem ... [ Einsetzen : Datum des 
Gesetzesbeschlusses ], gelten als Gewinn 
10 vom Hundert des Veräußerungspreises; dies 
gilt nicht, wenn die Anschaffungs- oder Her- 
stellungskosten oder der Wert im Sinne des 
Satzes 3 den Betrag von 90 vom Hundert des 
Veräußerungspreises überschreiten.“ 

cc) In dem bisherigen Satz 6 wird die Angabe 
„512 Euro“ durch die Angabe „500 Euro“ er- 
setzt. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Gebäude und Außenanlagen sind ein- 
zubeziehen; dies gilt entsprechend für 
Gebäudeteile, die selbständige unbe- 
wegliche Wirtschaftsgüter sind, so- 
wie für Eigentumswohnungen und im 
Teileigentum stehende Räume. Aus- 
genommen sind Wirtschaftsgüter, die 
im Zeitraum zwischen Anschaffung 
oder Fertigstellung und Veräußerung 
ausschließlich zu eigenen Wohnzwe- 
cken oder im Jahr der Veräußerung 
und in den beiden vorangegangenen 
Jahren ausschließlich zu eigenen 
Wohnzwecken genutzt wurden;“. 


bbb) unverändert 


ccc) unverändert 


bb) unverändert 


b) unverändert 

c) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 4 wird wie folgt gefasst: 

„Bei vertretbaren Wertpapieren, die einem 
Verwahrer zur Sammelverwahrung im 
Sinne des § 5 Depotgesetz anvertraut wor- 
den sind, sind die Anschaffungskosten nach 
Durchschnittswerten zu ermitteln.“ 

bb) Nach Satz 5 wird folgender Satz eingefügt: 

„Ist die Anschaffung im Sinne des Absatzes 1 
vor dem ... [ Einsetzern Datum des Gesetzesbe- 
schlusses | erfolgt, gelten als Gewinn 10 vom 
Hundert des Veräußerungspreises oder des 
Wertes im Sinne des Satzes 2; dies gilt nicht, 
wenn die Anschaffungs- oder Herstellungskos- 
ten oder der Wert im Sinne des Satzes 3 den 
Betrag von 90 vom Hundert des Veräußerungs- 
preises überschreiten.“ 

cc) In dem bisherigen Satz 6 wird die Angabe 
„512 Euro“ durch die Angabe „1 000 Euro“ er- 
setzt. 
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dd) Nach dem bisherigen Satz 7 wird folgender 
Satz eingefugt: 

„Gewinne, die der Steuerpflichtige aus privaten 
Veräußerungsgeschäften erzielt, können nicht 
mit negativen Einkünften aus anderen Ein- 
kunftsarten ausgeglichen werden.“ 


ee) Nach dem bisherigen Satz 9 wird folgender 
Satz angefiigt: 

„§ 2a Abs. 1 Nr 4 und Nr. 7 Buchstabe c blei- 
ben unberührt. “ 

d) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Als Veräußerung gilt auch die Auflösung 
einer Kapitalgesellschaft oder die Herabsetzung 
und Zurückzahlung ihres Kapitals oder wenn Be- 
träge aus dem steuerlichen Einlagekonto im Sinne 
des § 27 des Körperschaftsteuergesetzes aus- 
geschüttet oder zurückgezahlt werden. In diesen 
Fällen ist als Veräußerungspreis der gemeine Wert 
des dem Steuerpflichtigen zugeteilten oder zurück- 
gezahlten Vermögens der Kapitalgesellschaft anzu- 
sehen. Satz 1 gilt nicht, soweit die Bezüge nach 
§ 20 Abs. 1 Nr. 1 oder 2 zu den Einnahmen aus 
Kapitalvermögen gehören.“ 

16. Nach § 23 wird folgender § 23a eingefügt: 

„§ 23a 

Mitteilungen an das 
Bundesamt für Finanzen 

(1) Kreditinstitute, Finanzdienstleistungsinstitute, 
Wertpapierhandelsuntemehmen und Wertpapierhan- 
delsbanken im Sinne des Kreditwesengesetzes, die an 
Veräußerungsgeschäften im Sinne des § 23 Abs. 1 
Nr. 2 Satz 1 und an Tenningeschäften im Sinne des 
§ 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 beteiligt sind, haben dem Bun- 
desamt für Finanzen bis zum 31. Mai des Jahres, das 
auf das Jahr folgt, in dem das Veräußerungsgeschäft 
abgeschlossen worden ist oder der Differenzausgleich 
oder der durch den Wert einer veränderlichen Bezugs- 
größe bestimmte Geldbetrag oder Vorteil zugeflossen 
ist, folgende Daten zu übermitteln: 

1 . den Namen, das Geburtsdatum, die Anschrift und, 
soweit bekannt, Steuemummer oder Identifika- 
tionsmerkmal (§ 139a der Abgabenordnung) der na- 
türlichen Personen, für die Veräußerungsgeschäfte 
oder Tenningeschäfte ausgeführt worden sind; 

2. bei Veräußemngsgeschäften im Sinne des § 23 
Abs. 1 Nr. 2 Satz 1 

a) die Art und Anzahl der Wirtschaftsgüter, 

b) den Veräußerungspreis und 

c) die Anschaffungskosten, wenn das Unterneh- 
men bei der Anschaffung beteiligt war oder die 
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dd) Nach dem bisherigen Satz 7 wird folgender 
Satz eingefügt: 

„Gewinne, die der Steuerpflichtige aus privaten 
Veräußerungsgeschäften erzielt, können nicht 
mit negativen Einkünften nach § 2 Abs. 1 bis 
6 sowie §22 Nr. 1, la und 3 bis 5 ausge- 
glichen werden; von ihnen dürfen keine 
negativen Einkünfte gemäß § 2 Abs. 1 bis 6 
sowie § 22 Nr. 1, la und 3 bis 5 nach § lOd 
abgezogen werden.“ 

ee) entfällt 


d) unverändert 


16. Nach § 23 wird folgender § 23a eingefugt: 

„§ 23a 

Mitteilungen an das 
Bundesamt für Finanzen 

(1) Kreditinstitute, Finanzdienstleistungsinstitute, 
Wertpapierhandelsuntemehmen und Wertpapierhan- 
delsbanken im Sinne des Kreditwesengesetzes, die an 
Veräußemngsgeschäften im Sinne des § 23 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 2 Satz 1 und an Termingeschäften im Sinne 
des § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 beteiligt sind, haben dem 
Bundesamt für Finanzen bis zum 31. Mai des Jahres, 
das auf das Jahr folgt, in dem das Veräußerungsge- 
schäft abgeschlossen worden ist oder der Differenzaus- 
gleich oder der durch den Wert einer veränderlichen 
Bezugsgröße bestimmte Geldbetrag oder Vorteil zuge- 
flossen ist, folgende Daten zu übermitteln: 

1 . den Namen, das Geburtsdatum, die Anschrift und, 
soweit bekannt, Steuemummer oder Identifika- 
tionsmerkmal (§ 139a der Abgabenordnung) der na- 
türlichen Personen, für die Veräußerungsgeschäfte 
oder Termingeschäfte ausgeführt worden sind; 

2. bei Veräußemngsgeschäften im Sinne des § 23 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 1 

a) die Art und Anzahl der Wirtschaftsgüter, 

b) den Veräußerungspreis und 

c) die Anschaffungskosten; 
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Anschaffungskosten dem Unternehmen bekannt 
sind ; 

3. bei Termingeschäften im Sinne des § 23 Abs. 1 
Nr. 4 

a) die Art des Termingeschäfts und 

b) den Differenzausgleich oder den durch den Wert 
einer veränderlichen Bezugsgröße bestimmten 
Geldbetrag oder Vorteil. 

Kreditinstitute im Sinne des Satzes 1 sind auch die 
Deutsche Bundesbank bei Geschäften mit jedermann 
einschließlich ihrer Betriebsangehörigen im Sinne der 
§§22 und 25 des Gesetzes über die Deutsche Bundes- 
bank in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22. Oktober 1992 (BGBl. I S. 1782), das zuletzt durch 
Artikel 6 des Gesetzes vom 7. Mai 2002 (BGBl. 1 
S. 1529) geändert worden ist, in der jeweils geltenden 
Fassung und eine inländische Zweigstelle eines auslän- 
dischen Kreditinstituts oder eines ausländischen Fi- 
nanzdienstleistungsinstituts im Sinne der §§ 53 und 
53b des Kreditwesengesetzes, nicht aber eine ausländi- 
sche Zweigstelle eines inländischen Kreditinstituts 
oder eines inländischen Finanzdienstleistungsinstituts. 


(2) § 45d Abs. 1 Satz 2 bis 4 und Absatz 2 gilt ent- 
sprechend.“ 
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3. bei Termingeschäften im Sinne des § 23 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 4 

a) die Art des Termingeschäfts und 

b) den Differenzausgleich oder den durch den Wert 
einer veränderlichen Bezugsgröße bestimmten 
Geldbetrag oder Vorteil. 

Kreditinstitute im Sinne des Satzes 1 sind auch die 
Deutsche Bundesbank bei Geschäften mit jedermann 
einschließlich ihrer Betriebsangehörigen im Sinne der 
§§22 und 25 des Gesetzes über die Deutsche Bundes- 
bank in der Fassung der Bekanntmachung vom 
22. Oktober 1992 (BGBl. 1 S. 1782), das zuletzt durch 
Artikel 6 des Gesetzes vom 7. Mai 2002 (BGBl. 1 
S. 1529) geändert worden ist, in der jeweils geltenden 
Fassung und eine inländische Zweigstelle eines auslän- 
dischen Kreditinstituts, Finanzdienstleistungsinstituts, 
Wertpapierhandelsunternehmens und einer auslän- 
dischen Wertpapierhandelsbank im Sinne der §§53 
und 53b des Kreditwesengesetzes, nicht aber eine aus- 
ländische Zweigstelle eines inländischen Kreditinsti- 
tuts, Finanzdienstleistungsinstituts, Wertpapierhan- 
delsunternehmens und einer inländischen Wertpa- 
pierhandelsbank. 

(2) § 45d Abs. 1 Satz 2 bis 4 und Absatz 2 gilt ent- 
sprechend. 

(3) Im Falle der Übertragung von Wertpapieren 
auf Grund eines Depotwechsels hat das bisherige 
Unternehmen im Sinne des Absatzes 1 dem anderen 
Unternehmen im Sinne des Absatzes 1 die in Ab- 
satz 1 genannten Daten mitzuteilen. 

(4) Das Unternehmen im Sinne des Absatzes 1 hat 
Aufzeichnungen zu führen über Daten im Sinne des 
Absatzes 1 Satz 1 Nr. 1 und 2. Die Aufzeichnungen 
sind bis zum Ende des auf das Jahr der Veräuße- 
rung oder der Übertragung an ein anderes Unter- 
nehmen folgenden Jahres aufzubewahren. Die nach 
Satz 1 aufzubewahrenden schriftlichen Unterlagen 
können als Wiedergabe auf einem Bild- oder ande- 
ren dauerhaften Datenträger aufbewahrt werden, 
wenn sichergestellt ist, dass 

1. die Wiedergabe während der Dauer der Aufbe- 
wahrungsfrist verfügbar bleibt und innerhalb 
angemessener Zeit lesbar gemacht werden kann 
und 

2. die lesbar gemachte Wiedergabe mit der schrift- 
lichen Unterlage bildlich und inhaltlich überein- 
stimmt. 

Das Vorliegen der Voraussetzungen des Satzes 2 
Nr. 2 ist vor der Vernichtung der schriftlichen Un- 
terlagen zu dokumentieren. Sonstige Vorschriften 
über Aufzeichnungs- oder Aufbewahrungspflichten 
bleiben unberührt.“ 
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17. Nach § 24a wird folgender § 24b eingefiigt: 

„§ 24b 

Jahresbescheinigung über Kapitalerträge 
und Veräußerungsgewinne aus Finanzanlagen 

Ein zur Ausstellung von Steuerbescheinigungen be- 
rechtigtes Kreditinstitut oder Finanzdienstleistungs- 
institut hat für alle bei ihm geführten Wertpapierdepots 
und Konten eine zusammenfassende Jahresbescheini- 
gung nach amtlich vorgeschriebenem Muster auszu- 
stellen, die die für die Besteuerung nach § 20 und § 23 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2, 3 und 4 erforderlichen Angaben 
enthält.“ 

18. Dem § 32a wird folgender Absatz 7 angefügt: 


„(7) Die Einkommensteuer für sonstige Einkünfte 
im Sinne des § 22 Nr. 2 beträgt 15 vom Hundert, so- 
weit sie anteilig im zu versteuernden Einkommen ent- 
halten sind. Dabei ist das zu versteuernde Einkommen 
nach dem Verhältnis dieser Einkünfte zur Summe der 
Einkünfte aufzuteilen. Dabei ist die Summe der Ein- 
künfte mit mindestens 0 Euro anzusetzen. Der danach 
auf die Einkünfte im Sinne des § 22 Nr. 2 entfallende 
Teil des zu versteuernden Einkommens wird um den 
Betrag vermindert, um den der zu berücksichtigende 
Grundfreibetrag nach § 32a Abs. 1 Nr. 1 den auf an- 
dere Einkünfte entfallenden Teil des zu versteuernden 
Einkommens übersteigt.“ 


19. § 34c wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 1 Satz 2 werden folgende Sätze einge- 
fügt: 

„Bei der Ermittlung der ausländischen Einkünfte 
und der Summe der Einkünfte sind die ausländi- 
schen Einkünfte nicht zu berücksichtigen, die in 
dem Staat, aus dem sie stammen, nach dessen Recht 
nicht besteuert werden. Gehören ausländische Ein- 
künfte der in § 34d Nr. 3, 4, 6, 7, und 8 Buchstabe c 
genannten Art zum Gewinn eines inländischen Be- 
triebes, sind bei ihrer Ermittlung Betriebsausgaben 
und Betriebsvermögensminderungen abzuziehen, 
die mit den diesen Einkünften zugrunde liegenden 
Einnahmen in wirtschaftlichem Zusammenhang 
stehen.“ 

b) Absatz 6 wird wie folgt gefasst: 

„(6) Die Absätze 1 bis 3 sind vorbehaltlich der 
Sätze 2 bis 5 nicht anzuwenden, wenn die Einkünfte 
aus einem ausländischen Staat stammen, mit dem 
ein Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteue- 
rung besteht. Soweit in einem Abkommen zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung die Anrech- 
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18. § 32a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Die tarifliche Einkommensteuer bemisst sich 
nach dem zu versteuernden Einkommen, soweit 
es sich nicht um Einkünfte im Sinne des § 22 
Nr. 2 handelt.“ 

b) Nach Absatz 6 wird folgender Absatz 7 angefügt: 

„(7) Die Einkommensteuer für sonstige Einkünfte 
im Sinne des § 22 Nr. 2 beträgt 1 5 vom Hundert, so- 
weit diese Einkünfte anteilig im zu versteuernden 
Einkommen enthalten sind. Dabei ist das zu versteu- 
ernde Einkommen nach dem Verhältnis dieser Ein- 
künfte zur um den Verlustabzug nach § lOd ge- 
minderten Summe der Einkünfte aufzuteilen. Der 
danach auf die Einkünfte im Sinne des § 22 Nr. 2 
entfallende Teil des zu versteuernden Einkommens 
wird um den Betrag vermindert, um den der zu be- 
rücksichtigende Grundfreibetrag nach Absatz 1 
Satz 2 Nr. 1 den auf andere Einkünfte entfallenden 
Teil des zu versteuernden Einkommens übersteigt. 
Der sich ergebende Steuerbetrag ist auf den 
nächsten vollen Euro-Betrag abzurunden.“ 

19. § 34c wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 1 Satz 2 werden folgende Sätze einge- 
fügt: 

„Bei der Ermittlung der ausländischen Einkünfte 
sind die ausländischen Einkünfte nicht zu berück- 
sichtigen, die in dem Staat, aus dem sie stammen, 
nach dessen Recht nicht besteuert werden. Gehören 
ausländische Einkünfte der in § 34d Nr. 3, 4, 6, 7 
und 8 Buchstabe c genannten Art zum Gewinn 
eines inländischen Betriebes, sind bei ihrer Ermitt- 
lung Betriebsausgaben und Betriebsvermögensmin- 
derungen abzuziehen, die mit den diesen Einkünf- 
ten zugrunde liegenden Einnahmen in wirtschaft- 
lichem Zusammenhang stehen.“ 

b) unverändert 
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nung einer ausländischen Steuer auf die deutsche 
Einkommensteuer vorgesehen ist, sind Absatz 1 
Sätze 2 bis 5 und Absatz 2 entsprechend auf die 
nach dem Abkommen anzurechnende ausländische 
Steuer anzuwenden; bei nach dem Abkommen als 
gezahlt geltenden ausländischen Steuerbeträgen sind 
Absatz 1 Satz 3 und Absatz 2 nicht anzuwenden. 

Absatz 1 Satz 3 gilt auch dann entsprechend, wenn 
die Einkünfte in dem ausländischen Staat nach dem 
Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
mit diesem Staat nicht besteuert werden können. 

Wird bei Einkünften aus einem ausländischen Staat, 
mit dem ein Abkommen zur Vermeidung der Dop- 
pelbesteuerung besteht, nach den Vorschriften die- 
ses Abkommens die Doppelbesteuerung nicht be- 
seitigt oder bezieht sich das Abkommen nicht auf 
eine Steuer vom Einkommen dieses Staates, so sind 
die Absätze 1 und 2 entsprechend anzuwenden. 

Absatz 3 ist anzuwenden, wenn der Staat, mit dem 
ein Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteue- 
rung besteht, Einkünfte besteuert, die nicht aus die- 
sem Staat stammen, es sei denn, die Besteuerung hat 
ihre Ursache in einer Gestaltung, für die wirtschaft- 
liche oder sonst beachtliche Gründe fehlen, oder das 
Abkommen gestattet dem Staat die Besteuerung die- 
ser Einkünfte.“ 

20. § 35 wird wie folgt geändert: 20. entfällt 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

,, (2) Dem nach Absatz 1 maßgeblichen Gewerbe- 
steuer-Messbetrag des Organträgers einer Organ- 
schaft im Sinne der §§14, 17 oder 18 des Körper- 
schaftsteuergesetzes sind die Gewerbesteuer-Mess- 
beträge der Organgesellschaften hinzuzurechnen. " 

b) Absatz 4 wird wie folgt geändert: 
aa) Satz 1 wird aufgehoben. 

bb) In dem bisherigen Satz 3 werden die Wörter 
,, Absatz 2 Satz 3 und“ gestrichen. 

21. ln §36 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 Satz 2 wird die Angabe 21. unverändert 
„§ 45a Abs. 2 oder 3“ durch die Angabe „§ 45a Abs. 2 

oder 3 oder § 24b“ ersetzt. 

22. § 37a Abs. 1 wird wie folgt gefasst: 22. unverändert 

„(1) Ein Unternehmen, das für die persönliche Inan- 
spruchnahme seiner Dienstleistungen zum Zwecke der 
Kundenbindung im allgemeinen Geschäftsverkehr und 
in einem jedermann zugänglichen planmäßigen Ver- 
fahren Steuerpflichtigen Sachprämien gewährt, kann 
auf Antrag die Einkommensteuer für die Sachprämien 
pauschal erheben. Bemessungsgrundlage der pauscha- 
len Einkommensteuer ist der gesamte Wert der Prä- 
mien, die den im Inland ansässigen Steuerpflichtigen 
zufließen. Der Pauschsteuersatz beträgt 15 vom Hun- 
dert.“ 

23. § 45d Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 23. unverändert 

„Wer nach § 44 Abs. 1 dieses Gesetzes und § 38b des 
Gesetzes über Kapitalanlagegesellschaften sowie § 1 8a 
des Auslandinvestment-Gesetzes zum Steuerabzug 
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verpflichtet ist oder auf Grund von Sammelanträgen 
nach § 45b Abs. 1 und 2 die Erstattung von Kapitaler- 
tragsteuer beantragt, hat dem Bundesamt für Finanzen 
bis zum 31. Mai des Jahres, das auf das Jahr folgt, in 
dem die Kapitalerträge den Gläubigem zufließen, fol- 
gende Daten zu übermitteln: 

1. alle Kapitalerträge im Sinne des § 43 Abs. 1, 

2. Vor- und Zunamen, Geburtsdatum, Anschrift und, 
soweit bekannt, Steuemummer oder Identifika- 
tionsmerkmal (§ 139a der Abgabenordnung) der 
Gläubiger der Kapitalerträge im Sinne der 
Nummer 1 sowie Namen und Anschrift des zum 
Steuerabzug Verpflichteten im Sinne des § 44 
Abs.l, 

3. zusätzlich bei den Kapitalerträgen, für die ein Frei- 
stellungsauftrag erteilt worden ist, 

a) Vor- und Zunamen sowie das Geburtsdatum der 
Person - gegebenenfalls auch des Ehegatten -, 
die den Freistellungsauftrag erteilt hat (Auftrag- 
geber) sowie Anschrift des Auftraggebers, 

b) die Zinsen und ähnlichen Kapitalerträge, bei de- 
nen vom Steuerabzug Abstand genommen wor- 
den ist, 

c) die Dividenden und ähnlichen Kapitalerträge, 
bei denen die Erstattung von Kapitalertragsteuer 
und die Vergütung von Körperschaftsteuer beim 
Bundesamt für Finanzen beantragt worden ist, 

d) die Kapitalerträge im Sinne des § 43 Abs. 1 
Nr. 2, bei denen die Erstattung von Kapitaler- 
tragsteuer beim Bundesamt für Finanzen bean- 
tragt worden ist, 

e) die Hälfte der Dividenden und ähnlichen Kapi- 
talerträge, bei denen nach § 44b Abs. 1 in der 
Fassung des Gesetzes vom 23. Oktober 2000 
(BGBl. I S. 1433) die Erstattung von Kapitaler- 
tragsteuer beim Bundesamt für Finanzen bean- 
tragt worden ist, 

f) Namen und Anschrift des Empfängers des Frei- 
stellungsauftrags.“ 

24. § 50 Abs. 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 24. unverändert 

„Die Einkommensteuer beträgt mindestens 25 vom 
Hundert des Einkommens; dies gilt nicht in den Fällen 
des Absatzes 1 Satz 5 und der sonstigen Einkünfte im 
Sinne des § 49 Abs. 1 Nr. 8.“ 

25. § 52 wird wie folgt geändert: 25. § 52 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: a) unverändert 

„(1) Diese Fassung des Gesetzes ist, soweit in 
den folgenden Absätzen nichts anderes bestimmt 
ist, erstmals für den Veranlagungszeitraum 2003 
anzuwenden. Beim Steuerabzug vom Arbeitslohn 
gilt Satz 1 mit der Maßgabe, dass diese Fassung 
erstmals auf den laufenden Arbeitslohn anzuwen- 
den ist, der für einen nach dem 3 1 . Dezember 2002 
endenden Lohnzahlungszeitraum gezahlt wird, und 
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auf sonstige Bezüge, die nach dem 3 1 . Dezember 
2002 zufließen.“ 


b) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 4a eingefugt: 

„(4a) § 3 Nr. 38 in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 19. Oktober 2002 (BGBl. 1 S. 4210) 
ist letztmals anzuwenden für das Kalenderjahr 
2003.“ 

c) Die bisherigen Absätze 4a und Ab werden die neuen 
Absätze 4b und 4c. 

d) Absatz 12 wird wie folgt gefasst: 

„(12) § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 1 in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 19. Oktober 2002 (BGBl. 1 
S. 4210) ist letztmals für das Wirtschaftsjahr anzu- 
wenden, das vor dem 1. Januar 2003 endet.“ 

e) Nach Absatz 12b wird folgender Absatz 12c einge- 
fügt: 

„(12c) § 5 Abs. 4 in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 19. Oktober 2002 (BGBl. 1 S. 4210) ist 
letztmals für das Wirtschaftsjahr anzuwenden, das 
vor dem 1 . Januar 2003 endet. § 5 Abs. 4 in der 
Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom ... 
(BGBl. IS. ... [Einsetzen: Ausfertigungsdatum und 
Seitenzahl der Verkündung des vorliegenden Ände- 
rungsgesetzes ]) ist erstmals für das Wirtschaftsjahr 
anzuwenden, das nach dem 3 1 . Dezember 2002 en- 
det. Rückstellungen für die Verpflichtung zu einer 
Zuwendung anlässlich eines Dienstjubiläums, die 
nach § 5 Abs. 4 in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 19. Oktober 2002 (BGBl I S. 4210) 
gebildet worden sind, sind in den Schlussbilanzen 
des ersten nach dem 3 1 . Dezember 2002 endenden 
Wirtschaftsjahres und der zwei folgenden Wirt- 
schaftsjahre jeweils zu mindestens einem Drittel 
gewinnerhöhend aufzulösen.“ 

f) Absatz 16 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Satz 6 werden die folgenden Sätze einge- 
fiigt: 

„§ 6 Abs. 1 Nr. la in der Fassung des 
Artikels 1 des Gesetzes vom ... (BGBl. IS.... 
[ Einsetzen : Ausfertigungsdatum und Seitenzahl 
der Verkündung des vorliegenden Änderungs- 
gesetzes ]) ist auch für Veranlagungszeiträume 
vor 2003 anzuwenden, soweit die Veranlagun- 
gen nach den Vorschriften der Abgabenord- 
nung noch geändert werden können. § 6 Abs. 1 
Nr. 2a in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 19. Oktober 2002 (BGBl. 1 S. 4210) ist 
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aj)Nach Absatz 2 wird folgender Absatz 2a ein- 
gefügt: 

„(2a) § 2 Abs. 3 Satz 9 und 10 und Absatz 6 
Satz 1 in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes 
vom ... (BGBl. IS. ... [Einsetzen: Ausfertigungs- 
datum und Seitenzahl der Verkündung des vorlie- 
genden Änderungsgesetzes ]) sind anzuwenden, 
soweit für Einkünfte im Sinne des § 22 Nr. 2 
§ 32a Abs. 7 gilt.“ 

b) unverändert 


c) Die bisherigen Absätze 4a bis 4c werden die neuen 
Absätze 4b bis 4d. 

d) unverändert 


e) unverändert 


f) unverändert 
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letztmals für das vor dem 1. Januar 2003 en- 
dende Wirtschaftsjahr anzuwenden. In Höhe 
von vier Fünfteln des im Erstjahr nach der Auf- 
hebung des § 6 Abs. 1 Nr. 2a in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 19. Oktober 2002 
(BGBl. I S. 4210) entstehenden Gewinns kann 
im Erstjahr eine den steuerlichen Gewinn min- 
dernde Rücklage gebildet werden, die in den 
dem Erstjahr folgenden vier Wirtschaftsjahren 
jeweils mit mindestens einem Viertel gewinn- 
erhöhend aufzulösen ist (Auflösungszeit- 
raum).“ 

bb) In dem bisherigen Satz 8 wird die Angabe 
„Satz 7“ durch die Angabe „Satz 10“ ersetzt. 

cc) In dem bisherigen Satz 11 wird die Angabe 
„Satz 8“ durch die Angabe „Satz 11“ und die 
Angabe „Satz 9“ durch die Angabe „Satz 12“ 
ersetzt. 

dd) Nach dem bisherigen Satz 11 werden folgende 
Sätze eingefügt: 

„§ 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 2 in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 19. Oktober 2002 (BGBl. 1 
S. 4210) ist letztmals für das vor dem 1. Januar 
2003 beginnende Wirtschaftsjahr (Letztjahr) 
anzuwenden. § 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 2 in der 
Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom ... 
(BGBl. IS. ... [Einsetzen: Ausfertigungsdatum 
und Seitenzahl der Verkündung des vorliegen- 
den Änderungsgesetzes ]) ist erstmals für das 
nach dem 3 1 . Dezember 2002 beginnende 
Wirtschaftsjahr (Erstjahr) anzuwenden.“ 

g) Dem Absatz 21 wird folgender Satz angefügt: 

„§ 7 Abs. 1 Satz 4 in der Fassung des Gesetzes vom 
... [Einsetzen: Ausfertigungsdatum] (BGBl. IS. ...) 
ist erstmals bei Wirtschaftsgütem anzuwenden, die 
nach dem 3 1 . Dezember 2002 angeschafft oder her- 
gestellt worden sind.“ 


h) Absatz 21b wird aufgehoben. 


i) Dem Absatz 25 werden folgende Sätze angefügt: 

„§ lOd in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes 
vom ... (BGBl. I S. ... [ Einsetzen : Ausfertigungs- 
datum und Seitenzahl der Verkündung des vorlie- 
genden Änderungsgesetzes]) ist erstmals für den 
Veranlagungszeitraum 2003 anzuwenden. Auf den 
am Schluss des Veranlagungszeitraums 1998 fest- 
gestellten verbleibender Verlustabzug ist § lOd in 
der Fassung des Gesetzes vom 16. April 1997 
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g) Dem Absatz 2 1 wird folgender Satz angefügt: 

„§ 7 Abs. 1 Satz 4 in der Fassung des Artikels 1 
des Gesetzes vom ... (BGBl. 1 S. ... [Einsetzen: 
Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der Verkün- 
dung des vorliegenden Änderungsgesetzes]) ist 
erstmals bei Wirtschaftsgütem anzuwenden, die 
nach dem 3 1 . Dezember 2002 angeschafft oder her- 
gestellt worden sind.“ 

h) unverändert 

hj)Dem Absatz 23b wird folgender Satz angefügt: 

„Für die Anwendung des § 9 Abs. 5 Satz 2 in der 
Fassung des Artikels 1 des Gesetzes vom ... 
(BGBl. I S. ... [ Einsetzen : Ausfertigungsdatum 
und Seitenzahl der Verkündung des vorliegenden 
Änderungsgesetzes]) gilt Absatz 16 Satz 7 bis 9 
entsprechend.“ 

i) Dem Absatz 25 werden folgende Sätze angefügt: 

„§ lOd in der Fassung des Artikels 1 des Gesetzes 
vom ... (BGBl. I S. ... [Einsetzen: Ausfertigungs- 
datum und Seitenzahl der Verkündung des vorlie- 
genden Änderungsgesetzes ]) ist erstmals für den 
Veranlagungszeitraum 2003 anzuwenden. Auf den 
am Schluss des Veranlagungszeitraums 1998 fest- 
gestellten verbleibenden Verlustabzug ist § lOd in 
der Fassung des Gesetzes vom 16. April 1997 
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(BGBl. I S. 821) mit der Maßgabe anzuwenden, 
dass der Verlustvortrag ab dem Veranlagungszeit- 
raum 2003 auf die Hälfte des Gesamtbetrags der 
Einkünfte beschränkt ist.“ 


j) Absatz 39 wird wie folgt gefasst: 

„(39) § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 in der Fas- 
sung des Artikels 1 des Gesetzes vom ... (BGBl. 1 
S. ... [ Einsetzen : Ausfertigungsdatum und Seiten- 
zahl der Verkündung des vorliegenden Änderungs- 
gesetzes] ) ist erstmals auf Veräußerungsgeschäfte 
anzuwenden, bei denen die Veräußerung auf einem 
nach dem ... [ Einsetzen : Datum des Gesetzesbe- 
schlusses] rechtswirksam abgeschlossenen obliga- 
torischen Vertrag oder gleichstehenden Rechtsakt 
bemht. § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 in der Fassung des 
Artikels 1 des Gesetzes vom ... (BGBl. 1 S. ... 
[Einsetzen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der 
Verkündung des vorliegenden Änderungsgesetzes ]) 
ist erstmals auf Tenningeschäfte anzuwenden, bei 
denen der Erwerb des Rechts auf einen Differenz- 
ausgleich, Geldbetrag oder Vorteil nach dem ... 
[. Einsetzen : Datum des Gesetzesbeschlusses] er- 
folgt. § 23 Abs. 1 Satz 5 in der Fassung des 
Artikels 1 des Gesetzes vom ... (BGBl. 1 S. ... 
[Einsetzen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der 
Verkündung des vorliegenden Änderungsgesetzes ]) 
ist erstmals bei Einlagen anzuwenden, die nach 
dem ... [Einsetzen: Datum des Gesetzesbeschlus- 
ses] vorgenommen werden. § 23 Abs. 2 Satz 2 und 
Abs. 3 Satz 4 in der Fassung des Gesetzes vom 
16. April 1997 (BGBl. I S. 821) sind letztmals auf 
Veräußerungsgeschäfte anzuwenden, bei denen die 
Veräußerung auf einem vor dem . . . [Einsetzen: Da- 
tum des Gesetzesbeschlusses] rechtswirksam abge- 
schlossenen obligatorischen Vertrag oder gleichste- 
henden Rechtsakt bemht. § 23 Abs. 3 Sätze 5, 8 
und 11 in der Fassung des Gesetzes vom ... 
(BGBl. IS. ... [Einsetzen: Ausfertigungsdatum und 
Seitenzahl der Verkündung des vorliegenden Ände- 
rungsgesetzes ]) sind erstmals auf Veräußerungsge- 
schäfte anzuwenden, bei denen die Veräußerung auf 
einem nach dem ... [Einsetzen: Datum des Geset- 
zesbeschlusses] rechtswirksam abgeschlossenen 
obligatorischen Vertrag oder gleichstehenden 
Rechtsakt bemht. § 23 Abs. 4 ist erstmals anzuwen- 
den, wenn der Beschluss der Kapitalgesellschaft 
über die Auflösung, über die Herabsetzung des Ka- 
pitals oder über die Ausschüttung nach dem ... 
[Einsetzen: Datum des Gesetzesbeschlusses] erfolgt 
oder, sofern kein Ausschüttungsbeschluss erfolgt 
ist, Beträge aus dem steuerlichen Einlagekonto im 
Sinne des § 27 des Körperschaftsteuergesetzes nach 
dem ... [Einsetzen: Datum des Gesetzesbeschlus- 
ses] zurückgezahlt werden.“ 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

(BGBl. 1 S. 821) mit der Maßgabe anzuwenden, 
dass ab dem Veranlagungszeitraum 2003 beim Ver- 
lustvortrag negative Einkünfte bis zur Hälfte des 
Gesamtbetrags der Einkünfte, mindestens aber 
bis zu einem Betrag von 100 000 Euro abzuzie- 
hen sind. Bei Ehegatten, die nach den §§ 26, 26b 
zusammenveranlagt werden, tritt an die Stelle 
des Betrags von 100 000 Euro der Betrag von 
200 000 Euro.“ 

j) Absatz 39 wird wie folgt gefasst: 

„(39) § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 2 in der Fas- 
sung des Artikels 1 des Gesetzes vom ... (BGBl. 1 
S. ... [Einsetzen: Ausfertigungsdatum und Seiten- 
zahl der Verkündung des vorliegenden Änderungs- 
gesetzes] ) ist erstmals auf Veräußemngsgeschäfte 
anzuwenden, bei denen die Veräußerung auf einem 
nach dem ... [Einsetzen: Datum des Gesetzesbe- 
schlusses] rechtswirksam abgeschlossenen obliga- 
torischen Vertrag oder gleichstehenden Rechtsakt 
bemht. § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 in der Fassung des 
Artikels 1 des Gesetzes vom... (BGBl. 1 S. ... 
[Einsetzen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der 
Verkündung des vorliegenden Änderungsgesetzes]) 
ist erstmals auf Termingeschäfte anzuwenden, bei 
denen der Erwerb des Rechts auf einen Differenz- 
ausgleich, Geldbetrag oder Vorteil nach dem ... 
[Einsetzen: Datum des Gesetzesbeschlusses] er- 
folgt. § 23 Abs. 1 Satz 5 in der Fassung des 
Artikels 1 des Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ... 
[Einsetzen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der 
Verkündung des vorliegenden Änderungsgesetzes]) 
ist erstmals bei Einlagen anzuwenden, die nach 
dem ... [Einsetzen: Datum des Gesetzesbeschlus- 
ses] vorgenommen werden. § 23 Abs. 2 Satz 2 und 
Absatz 3 Satz 4 in der Fassung des Gesetzes vom 
16. April 1997 (BGBl. 1 S. 821) sind letztmals auf 
Veräußemngsgeschäfte anzuwenden, bei denen die 
Veräußemng auf einem vor dem . . . [Einsetzen: Da- 
tum des Gesetzesbeschlusses plus ein Tag] rechts- 
wirksam abgeschlossenen obligatorischen Vertrag 
oder gleichstehenden Rechtsakt bemht. § 23 Abs. 3 
Satz 4, 6 und 9 in der Fassung des Artikels 1 des 
Gesetzes vom ... (BGBl. IS. ... [Einsetzen: Ausfer- 
tigungsdatum und Seitenzahl der Verkündung des 
vorliegenden Änderungsgesetzes ]) sind erstmals auf 
Veräußemngsgeschäfte anzuwenden, bei denen die 
Veräußemng auf einem nach dem ... [Einsetzen: 
Datum des Gesetzesbeschlusses] rechtswirksam ab- 
geschlossenen obligatorischen Vertrag oder gleich- 
stehenden Rechtsakt bemht. § 23 Abs. 4 ist erst- 
mals anzuwenden, wenn der Beschluss der Kapital- 
gesellschaft über die Auflösung, über die Herabset- 
zung des Kapitals oder über die Ausschüttung nach 
dem ... [Einsetzen: Datum des Gesetzesbeschlus- 
ses] erfolgt oder, sofern kein Ausschüttungsbe- 
schluss erfolgt ist, Beträge aus dem steuerlichen 
Einlagekonto im Sinne des § 27 des Körperschaft- 
steuergesetzes nach dem . . . [ Einsetzen : Datum des 
Gesetzesbeschlusses] zurückgezahlt werden.“ 
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k) Nach Absatz 39 werden folgende Absätze 39a und k) unverändert 

39b eingefugt: 

„(39a) § 23a in der Fassung des Artikels 1 des 
Gesetzes vom ... (BGBl. IS. ... [Einsetzen: Ausfer- 
tigungsdatum und Seitenzahl der Verkündung des 
vorliegenden Änderungsgesetzes ]) ist erstmals an- 
zuwenden auf Veräußerungsgeschäfte, bei denen 
die Veräußerung auf einem nach dem [Einsetzen: 

Datum des Gesetzesbeschlusses ] rechtswirksam ab- 
geschlossenen obligatorischen Vertrag oder gleich- 
stehenden Rechtsakt beruht, und auf Terminge- 
schäfte, bei denen der Eiwerb des Rechts auf einen 
Differenzausgleich, Geldbetrag oder Vorteil nach 
dem ... [Einsetzen: Datum des Gesetzesbeschlus- 
ses ] erfolgt. 

(39b) § 24b ist erstmals anzuwenden 

1 . auf Kapitalerträge im Sinne des § 20, die nach 
dem 3 1 . Dezember 2003 zufließen, 

2. auf Einnahmen aus Veräußerungsgeschäften im 
Sinne des § 23 Abs. 1 Nr. 2 und 3, bei denen die 
Veräußerung auf einem nach dem 3 1 . Dezember 
2003 rechtswirksam abgeschlossenen obligato- 
rischen Vertrag oder gleich stehenden Rechtsakt 
beruht, 

3. auf Einnahmen aus Termingeschäften im Sinne 
des § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4, bei denen der Er- 
werb des Rechts auf einen Differenzausgleich, 

Geldbetrag oder Vorteil nach dem 3 1 . Dezember 
2003 erfolgt.“ 

l) Dem Absatz 4 1 wird folgender Satz angefügt: 1) unverändert 

„§ 32a Abs. 7 ist 

1 . auf Veräußerungsgeschäfte im Sinne des § 23 
Abs. 1 Satz 1 Nr.l bis 3 anzuwenden, bei denen 
die Veräußerung auf einem nach dem . . . [Ein- 
setzen: Datum des Gesetzesbeschlusses ] rechts- 
wirksam abgeschlossenen obligatorischen Ver- 
trag oder gleichstehenden Rechtsakt beruht, 

2. auf Veräußerungsgeschäfte im Sinne des § 23 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 anzuwenden, bei denen der 
Erwerb des Rechts auf einen Differenzaus- 
gleich, Geldbetrag oder Vorteil nach dem ... 

[Einsetzen: Datum des Gesetzesbeschlusses] er- 
folgt, 

3. auf Veräußerungsgeschäfte im Sinne des § 23 
Abs. 1 Satz 5, anzuwenden, bei denen die Ein- 
lage nach dem . . . [Einsetzen: Datum des Geset- 
zesbeschlusses] erfolgt, und 

4. auf Veräußerungsgeschäfte im Sinne des § 23 
Abs. 4, bei denen der Beschluss der Kapitalge- 
sellschaft über die Auflösung, über die Herab- 
setzung des Kapitals oder über die Ausschüttung 
nach dem . . . [Einsetzen: Datum des Gesetzesbe- 
schlusses] erfolgt oder, sofern kein Ausschüt- 
tungsbeschluss erfolgt ist, Beträge aus dem steu- 
erlichen Einlagekonto im Sinne des § 27 des 
Körperschaftsteuergesetzes nach dem ... [Ein- 
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setzen: Datum des Gesetzesbeschlusses ] zurück- 
gezahlt werden.“ 

m) Nach Absatz 50h wird folgender Absatz 50c einge- 
fügt: 

„(50c) § 36 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 Satz 2 in der Fas- 
sung des Artikels 1 des Gesetzes vom ... [Einset- 
zen: Ausfertigungsdatum ] (BGBl. 1 S. ... [Einset- 
zen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der Ver- 
kündung des vorliegenden Änderungsgesetzes ]) ist 
erstmals ab dem Veranlagungszeitraum 2004 anzu- 
wenden.“ 

n) Der bisherige Absatz 50c wird der neue Absatz 

50 d. 

o) Nach dem neuen Absatz 50 d wird folgender Absatz 

51 eingefugt: 

„(51) § 37a in der Fassung des Artikels 1 des Ge- 
setzes vom ... (BGBl. 1 S. ... [Einsetzen: Ausferti- 
gungsdatum und Seitenzahl der Verkündung des 
vorliegenden Änderungsgesetzes ] ist erstmals auf 
Prämien anzuwenden, die nach dem 3 1 . Dezember 
2003 gewährt werden.“ 

p) Nach Absatz 55 wird folgender Absatz 55a einge- 
fügt: 

„(55a) § 45d Abs. 1 Satz 1 in der Fassung des 
Artikels 1 des Gesetzes vom ... (BGBl. 1 S. ... 
[Einsetzen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der 
Verkündung des vorliegenden Änderungsgesetzes ]) 
ist erstmals auf Kapitalerträge anzuwenden, die den 
Gläubigem nach dem 3 1 . Dezember 2003 zuflie- 
ßen.“ 

q) Dem Absatz 58 wird folgender Satz angefügt: 

„§ 50 Abs. 3 Satz 2 in der Fassung des Artikels 1 
des Gesetzes vom ... (BGBl. 1 S. ... [Einsetzen: 
Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der Verkündung 
des vorliegenden Änderungsgesetzes ]) ist 

1 . auf Veräußerungsgeschäfte im Sinne des § 23 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 anzuwenden, bei denen 
die Veräußerung auf einem nach dem . . . [Ein- 
setzen: Datum des Gesetzesbeschlusses ] rechts- 
wirksam abgeschlossenen obligatorischen Ver- 
trag oder gleichstehenden Rechtsakt beruht, 

2. auf Veräußerungsgeschäfte im Sinne des § 23 
Abs. 1 Satz 5, anzuwenden, bei denen die Ein- 
lage nach dem . . . [Einsetzen: Datum des Geset- 
zesbeschlusses j erfolgt, und 

3. auf Veräußerungsgeschäfte im Sinne des § 23 
Abs. 4, bei denen der Beschluss der Kapitalge- 
sellschaft über die Auflösung, über die Herab- 
setzung des Kapitals oder über die Ausschüttung 
nach dem . . . [Einsetzen: Datum des Gesetzesbe- 
schlusses] erfolgt oder, sofern kein Ausschüt- 
tungsbeschluss erfolgt ist, Beträge aus dem steu- 
erlichen Einlagekonto im Sinne des § 27 des 
Körperschaftsteuergesetzes nach dem ... [Ein- 
setzen: Datum des Gesetzesbeschlusses ] zurück- 
gezahlt werden.“ 
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m) Nach Absatz 50c wird folgender Absatz 50d einge- 
fügt: 

„(50d) § 36 Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 Satz 2 in der Fas- 
sung des Artikels 1 des Gesetzes vom ... [Einset- 
zen: Ausfertigungsdatum ] (BGBl. 1 S. ... [Einset- 
zen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der Ver- 
kündung des vorliegenden Änderungsgesetzes ]) ist 
erstmals ab dem Veranlagungszeitraum 2004 anzu- 
wenden.“ 

n) Der bisherige Absatz 50d wird der neue 
Absatz 50e. 

o) Nach dem neuen Absatz 5 Oe wird folgender 
Absatz 5 1 eingefügt: 

„(51) § 37a in der Fassung des Artikels 1 des Ge- 
setzes vom ... (BGBl. I S. ... [Einsetzen: Ausferti- 
gungsdatum und Seitenzahl der Verkündung des 
vorliegenden Änderungsgesetzes ]) ist erstmals auf 
Prämien anzuwenden, die nach dem 3 1 . Dezember 
2003 gewährt werden.“ 

p) unverändert 


q) unverändert 
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Artikel 2 Artikel 2 

Änderung der Einkommensteuer- Änderung der Einkommensteuer- 

Durchführungsverordnung 2000 Durchführungsverordnung 2000 

Die Einkommensteuer-Durchführungsverordnung 2000 Die Einkommensteuer-Durchführungsverordnung 2000 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Mai 2000 in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Mai 2000 
(BGBl. 1 S. 717), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Ge- (BGBl. 1 S. 717), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Ge- 
setzes vom 19. September 2002 (BGBl. I S. 3651), wird wie setzes vom 19. September 2002 (BGBl. 1 S. 3651), wird wie 
folgt geändert: folgt geändert: 


1. In der Inhaltsübersicht werden die Angaben zu den 
§§ 82b bis 82e wie folgt gefasst 

„§ 82b Behandlung größeren Erhaltungsaufwands bei 
Wohngebäuden 

§§ 82c bis 82e (weggefallen)“. 

2. § 1 lc wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird die Angabe „§ 7 Abs. 4 
Satz 2“ durch die Angabe „§ 7 Abs. 4 Satz 3“ ersetzt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 und Satz 3 wird die Angabe „§ 7 
Abs. 4 Satz 3“ jeweils durch die Angabe „§ 7 Abs. 4 
Satz 5“ ersetzt. 

3. Nach § 82a wird folgender § 82b eingefugt: 

„§ 82b 

Behandlung größeren 
Erhaltungsaufwands bei Gebäuden 

(1) Der Steuerpflichtige kann größere Aufwendungen 
für die Erhaltung von Gebäuden, die im Zeitpunkt der 
Leistung des Erhaltungsaufwands nicht zu einem Be- 
triebsvermögen gehören und überwiegend Wohnzwe- 
cken dienen, abweichend von § 11 Abs. 2 des Gesetzes 
auf zwei bis fünf Jahre gleichmäßig verteilen. Ein Ge- 
bäude dient überwiegend Wohnzwecken, wenn die 
Grundfläche der Wohnzwecken dienenden Räume des 
Gebäudes mehr als die Hälfte der gesamten Nutzfläche 
beträgt. Zum Gebäude gehörende Garagen sind ohne 
Rücksicht auf ihre tatsächliche Nutzung als Wohnzwe- 
cken dienend zu behandeln, soweit in ihnen nicht mehr 
als ein Personenkraftwagen für jede in dem Gebäude be- 
findliche Wohnung untergestellt werden kann. Räume 
für die Unterstellung weiterer Kraftwagen sind stets als 
nicht Wohnzwecken dienend zu behandeln. 

(2) Wird das Gebäude während des Verteilungszeit- 
raums veräußert, ist der noch nicht berücksichtigte Teil 
des Erhaltungsaufwands im Jahr der Veräußerung als 
Werbungskosten abzusetzen. Das Gleiche gilt, wenn ein 
Gebäude in ein Betriebsvermögen eingebracht oder nicht 
mehr zur Einkunftserzielung genutzt wird. 

(3) Steht das Gebäude im Eigentum mehrerer Perso- 
nen, so ist der in Absatz 1 bezeichnete Erhaltungsauf- 
wand von allen Eigentümern auf den gleichen Zeitraum 
zu verteilen.“ 

4. § 84 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Die vorstehende Fassung dieser Verordnung 
ist, soweit in den folgenden Absätzen nichts anderes 


1. ln der Inhaltsübersicht zu den §§ 82b bis 82e wird die 
Angabe „(weggefallen)“ durch folgende Angaben er- 
setzt: 

„§ 82b Behandlung größeren Erhaltungsaufwands bei 
Wohngebäuden 

§§ 82c bis 82e (weggefallen)“. 

2. unverändert 


3. unverändert 


4. unverändert 
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bestimmt ist, erstmals für den Veranlagungszeitraum 
2003 anzuwenden.“ 

b) Dem Absatz 4a wird folgender Satz 2 angefügt: 

„§ 82b in der Fassung des Artikels 2 des Gesetzes 
vom ... (BGBl. 1 S. ... [ Einsetzen : Ausfertigungsda- 
tum und Seitenzahl der Verkündung des vorliegenden 
Änderungsgesetzes ]) ist erstmals auf Erhaltungsauf- 
wand anzuwenden, der nach dem 31. Dezember 2002 
entstanden ist.“ 

Artikel 3 
Änderung des 

Körperschaftsteuergesetzes 2002 

Das Körperschaftsteuergesetz 2002 in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 15. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4144) 
wird wie folgt geändert: 

1 . Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 
„Körperschaftsteuergesetz (KStG)“. 

2. In § 8 Abs. 4 werden die Sätze 2 bis 4 durch folgende 
Sätze ersetzt: 

Wirtschaftliche Identität liegt insbesondere dann nicht 
vor, wenn Ariteile an einer Kapitalgesellschaft erworben 
werden und dem Erwerber dadurch allein oder zusam- 
men mit nahestehenden Personen im Sinne von § 1 
Abs. 2 des Außensteuergesetzes die Mehrheit der Stimm- 
rechte an der Gesellschaft zusteht. Entsprechendes gilt 
für den Ausgleich des Verlustes vom Beginn des Wirt- 
schaftsjahres bis zum Zeitpunkt der Anteilsübertragung 
und für gesondert festzustellende verbleibende Verluste 
im Sinne von § 2a, § 15 Abs. 4 und § 15a des Einkom- 
mensteuergesetzes. “ 

3. § 14 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Nummern 2 und 3 werden wie folgt gefasst: 

„2. Der Organträger muss eine unbeschränkt 
steuerpflichtige natürliche Person oder eine 
nicht steuerbefreite Körperschaft, Personen- 
vereinigung oder Vermögensmasse im Sinne 
des § 1 mit Geschäftsleitung im Inland sein. 
Organträger kann auch eine Personengesell- 
schaft im Sinne des § 15 Abs. 1 Nr. 2 des 
Einkommensteuergesetzes mit Geschäftslei- 
tung im Inland sein, wenn sie eine Tätigkeit 
im Sinne des § 15 Abs. 1 Nr. 1 des Einkom- 
mensteuergesetzes ausübt. Die Vorausset- 
zung der Nummer 1 muss im Verhältnis zur 
Personengesellschaft selbst erfüllt sein. 

3. Der Gewinnabführungsvertrag muss auf 
mindestens fünf Jahre abgeschlossen und 
während seiner gesamten Geltungsdauer 
durchgeführt werden. Eine vorzeitige Been- 
digung des Vertrags durch Kündigung ist un- 
schädlich, wenn ein wichtiger Grand die 
Kündigung rechtfertigt. Die Kündigung oder 
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Artikel 3 
Änderung des 

Körperschaftsteuergesetzes 2002 

Das Körperschaftsteuergesetz 2002 in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 15. Oktober 2002 (BGBl. 1 S. 4144) 
wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 

2 . entfällt 


3. unverändert 
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Aufhebung des Gewinnabführungsvertrags 
auf einen Zeitpunkt während des Wirt- 
schaftsjahrs der Organgesellschaft wirkt auf 
den Beginn dieses Wirtschaftsjahrs zurück.“ 

bb) Nach Satz 1 wird folgender Satz 2 angefugt: 

„Das Einkommen der Organgesellschaft ist dem 
Organträger erstmals für das Kalenderjahr zuzu- 
rechnen, in dem das Wirtschaftsjahr der Organ- 
gesellschaft endet, das nach dem Wirksamwer- 
den des Gewinnabführungsvertrags beginnt.“ 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Kapitalgesellschaften, die nur einen einzigen 
Untemehmensgegenstand haben dürfen, können 
nicht Organgesellschaft sein.“ 

c) Absatz 3 wird aufgehoben. 

4. § 15 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 15 

Ermittlung des 

Einkommens bei Organschaft 

Bei der Ermittlung des Einkommens bei Organschaft 
gilt abweichend von den allgemeinen Vorschriften Fol- 
gendes: 

1. Ein Verlustabzug im Sinne des § lOd des Einkom- 
mensteuergesetzes ist bei der Organgesellschaft nicht 
zulässig. 

2. § 8b Abs. 1 bis 6 dieses Gesetzes und § 4 Abs. 7 des 
Umwandlungssteuergesetzes sind bei der Organ- 
gesellschaft nicht anzuwenden. Sind in dem dem Or- 
ganträger zugerechneten Einkommen Bezüge, Ge- 
winne oder Gewinnminderungen im Sinne des § 8b 
Abs. 1 bis 3 dieses Gesetzes oder mit solchen Beträ- 
gen zusammenhängende Ausgaben im Sinne des § 3c 
des Einkommensteuergesetzes oder Gewinne im 
Sinne des § 4 Abs. 7 des Umwandlungssteuergeset- 
zes enthalten, sind § 8b dieses Gesetzes, § 4 Abs. 7 
des Umwandlungssteuergesetzes sowie § 3 Nr. 40 
und § 3c des Einkommensteuergesetzes bei der 
Ermittlung des Einkommens des Organträgers anzu- 
wenden. 

Nummer 2 gilt entsprechend für Gewinnanteile aus der 
Beteiligung an einer ausländischen Gesellschaft, die 
nach den Vorschriften eines Abkommens zur Vermei- 
dung der Doppelbesteuerung von der Besteuerung aus- 
zunehmen sind.“ 


5. § 34 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Diese Fassung des Gesetzes gilt, soweit in den 
folgenden Absätzen nicht anderes bestimmt ist, erst- 
mals für den Veranlagungszeitraum 2003.“ 

b) In Absatz 9 werden die bisherigen Nummern 2 bis 4 
durch folgende Nummern 2 und 3 ersetzt: 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


4. unverändert 


4a. In § 26 Abs. 6 Satz 1 wird die Angabe „§ 34c Abs. 1 
Satz 2 und 3“ durch die Angabe „§ 34c Abs. 1 
Satz 2 bis 5“ ersetzt. 

5. § 34 wird wie folgt geändert: 
a) unverändert 


b) unverändert 
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„2. die Absätze 1 und 2 in der Fassung des Artikels 
2 des Gesetzes vom 20. Dezember 2001 
(BGBl. 1 S. 3858) für die Veranlagungszeiträume 
2001 und 2002; 

3. Absatz 1 Satz 2 in der Fassung des Artikels 3 des 
Gesetzes vom . . . (BGBl. IS. ... [ Einsetzen : Aus- 
fertigungsdatum und Seitenzahl der Verkündung 
des vorliegenden Änderungsgesetzes ]) im Veran- 
lagungszeitraum 2002, wenn der Gewinnabfüh- 
rungsvertrag nach dem . . . [ Einsetzen : Datum des 
Tages des Kabinettbeschlusses ] abgeschlossen 
wird, ln den Fällen, in denen der Gewinnabfüh- 
rungsvertrag vor dem ... [Einsetzen: Datum des 
Tages nach dem Kabinettbeschluss ] abgeschlos- 
sen worden ist, gilt Absatz 1 Nr. 3 des Körper- 
schaftsteuergesetzes 2002 in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 15. Oktober 2002 (BGBl. 1 
S. 4144).“ 

c) Nach Absatz 12 wird folgender Absatz 12a einge- 
fügt: 

„(12a) § 37 Abs. 2 in der Fassung des Artikels 3 
des Gesetzes vom . . . (BGBl. IS. ... [Einsetzen: Aus- 
fertigungsdatum und Seitenzahl der Verkündung des 
vorliegenden Änderungsgesetzes ]) ist erstmals für 
Gewinnausschüttungen anzuwenden, die nach dem 
... [Einsetzen: Datum des Tages des Kabinettsbe- 
schlusses] beschlossen werden .“ 


6. § 37 wird wie folgt geändert: 
a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Das Körperschaftsteuerguthaben mindert sich 
bei Gewinnausschüttungen, die in den folgenden 
Wirtschaftsjahren erfolgen und die auf einem den ge- 
sellschaftsrechtlichen Vorschriften entsprechenden Ge- 
winnverteilungsbeschluss beruhen. Die Minderung be- 
trägt 1/7 der Gewinnausschüttungen, höchstens aber die 
Hälfte der festgesetzten Körperschaftsteuer des Veranla- 
gungszeitraums, in dem das Wirtschaftsjahr endet, in 
dem die Gewinnausschüttung erfolgt. Die Begrenzung 
auf die Hälfte der festgesetzten Körperschaftsteuer ist 
nicht vorzunehmen in dem Veranlagungszeitraum, in 
dem das 15. Wirtschaftsjahr endet, das auf das Wirt- 
schaftsjahr folgt, auf dessen Schluss nach Absatz 1 das 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


c) Nach Absatz 12 wird folgender Absatz 12a einge- 
fügt: 

„(12a) § 37 Abs. 2 in der Fassung des Artikels 3 
des Gesetzes vom ... (BGBl. IS. ... [Einsetzen: Aus- 
fertigungsdatum und Seitenzahl der Verkündung des 
vorliegenden Änderungsgesetzes]) ist erstmals für 
Gewinnausschüttungen anzuwenden, die nach dem 
31. Dezember 2002 erfolgen. § 37 Abs. 2 und 3 in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 
15. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4144) ist letztmals 
für Gewinnausschüttungen anzuwenden, die vor 
dem 1. Januar 2003 erfolgen. Satz 2 gilt auch für 
Gewinnausschüttungen, die vor dem 21. Novem- 
ber 2002 beschlossen worden sind und im Jahr 
2003 erfolgen. Das am 31. Dezember 2002 verblei- 
bende Körperschaftsteuerguthaben im Sinne des 
§ 37 Abs. 2 in der Fassung des Artikels 3 des Ge- 
setzes vom ... (BGBl. IS.... [Einsetzen: Ausferti- 
gungsdatum und Seitenzahl der Verkündung des 
vorliegenden Änderungsgesetzes ]) ist um Körper- 
schaftsteuerminderungen zu verringern, die auf 
Gewinnausschüttungen im Sinne des Satzes 3 ent- 
fallen, und um Beträge im Sinne des § 37 Abs. 3 in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 15. Okto- 
ber 2002 (BGBl. I S. 4144) zu erhöhen.“ 

6. § 37 wird wie folgt geändert: 
a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Die Körperschaftsteuer des Veranlagungs- 
zeitraums, in dem das Wirtschaftsjahr endet, in 
dem Gewinnausschüttungen erfolgen, die auf 
einem den gesellschaftsrechtlichen Vorschriften 
entsprechenden Gewinnverteilungsbeschluss be- 
ruhen, mindert sich um 1/6 dieser Gewinn- 
ausschüttungen. Die Minderung ist begrenzt auf 
1/14 des am 31. Dezember 2002 verbleibenden 
Körperschaftsteuerguthabens. Sie kann letztmalig 
in dem Veranlagungszeitraum in Anspruch 
genommen werden, in dem das 14. nach dem 
31. Dezember 2002 endende Wirtschaftsjahr 
endet. Das am 31. Dezember 2002 verbleibende 
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Körperschaftsteuerguthaben ermittelt wird. Festgesetzte 
Körperschaftsteuer ist die für den Veranlagungszeitraum 
festgesetzte Körperschaftsteuer vor Berücksichtigung 
von Minderungs- und Erhöhungsbeträgen. Änderungen 
der Körperschaftsteuerfestsetzung führen nicht zu einer 
Änderung des Minderungsbetrags, wenn 

1. das Körperschaftsteuerguthaben weiter für die Minde- 
rung ausreicht und 

2. der bisherige Minderungsbetrag nach Absatz 3 beschei- 
nigt worden ist. 

Die Körperschaftsteuer des Veranlagungszeitraums, in 
dem das Wirtschaftsjahr endet, in dem die Gewinnaus- 
schüttung erfolgt, mindert sich bis zum Verbrauch des 
Körperschaftsteuerguthabens um diesen Betrag, letztma- 
lig in dem Veranlagungszeitraum, in dem das 15. Wirt- 
schaftsjahr endet, das auf das Wirtschaftsjahr folgt, auf 
dessen Schluss nach Absatz 1 das Körperschaftsteuer- 
guthaben ermittelt wird. Das verbleibende Körperschaft- 
steuerguthaben ist auf den Schluss der jeweiligen Wirt- 
schaftsjahre, letztmals auf den Schluss des 14. Wirt- 
schaftsjahrs, das auf das Wirtschaftsjahr folgt, auf 
dessen Schluss nach Absatz 1 das Körperschaftsteuer- 
guthaben ermittelt wird, fortzuschreiben und gesondert 
festzustellen. § 27 Abs. 2 gilt entsprechend 

b) Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Satz 1 gilt auch, wenn der Körperschaft oder Perso- 
nenvereinigung Bezüge im Sinne des § 8b Abs. 1 Satz 2 
oder die entsprechenden Bezüge einer Organgesellschaft 
zugerechnet werden. “ 

Artikel 4 
Änderung des 

Umwandlungssteuergesetzes 2002 

Das Umwandlungssteuergesetz 2002 in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 15. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4133) 
wird wie folgt geändert: 

1 . Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 
„Umwandlungssteuergesetz (UmwStG)“. 

2. § 4 Abs. 2 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Ein verbleibender Verlustvortrag im Sinne des § lOd 
des Einkommensteuergesetzes und die gesondert festzu- 
stellenden verbleibenden Verluste im Sinne der §§ 2a, 15 
Abs. 4 und § 15a des Einkommensteuergesetzes gehen 
nicht über.“ 

3. § 12 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Ein verbleibender Verlustvortrag im Sinne des § 1 Od 
des Einkommensteuergesetzes und die gesondert 
festzustellenden verbleibenden Verluste im Sinne der 
§§ 2a, 15 Abs. 4 und § 15a des Einkommensteuerge- 
setzes gehen nicht über.“ 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Körperschaftsteuerguthaben ist gesondert festzu- 
stellen.“ 


b) Absatz 3 wird aufgehoben. 

Artikel 4 
entfällt 
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b) Absatz 5 Satz 3 wird aufgehoben. 

4. § 15 Abs. 4 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Ein verbleibender Verlustvortrag der übertragenden 
Körperschaft im Sinne des § lOd des Einkommensteuer- 
gesetzes und die gesondert festzustellenden verbleiben- 
den Verluste im Sinne der §§ 2a, 15 Abs. 4 und § 15a des 
Einkommensteuergesetzes mindern sich vorbehaltlich 
des § 16 im Verhältnis der übergehenden Vermögensteile 
zu dem bei der übertragenden Körperschaft vor der Spal- 
tung bestehenden Vermögen, wie es in der Regel in den 
Angaben zum Umtauschverhältnis der Anteile im Spal- 
tungs- und Übemahmevertrag oder im Spaltungsplan 
(§ 126 Abs. 1 Nr. 3, § 136 des Umwandlungsgesetzes 
vom 28. Oktober 1994 (BGBl. I S. 3210, 1995 I S. 428), 
das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 23. März 
2002 (BGBl. I S. 1163) geändert worden ist, in der je- 
weils geltenden Fassung) zum Ausdruck kommt.“ 

5. § 16 Satz 3 wird wie folgt gefasst: 

„Ein verbleibender Verlustvortrag der übertragenden 
Körperschaft im Sinne des § lOd des Einkommensteuer- 
gesetzes und die gesondert festzustellenden verbleiben- 
den Verluste im Sinne der §§ 2a, 15 Abs. 4 und § 15a des 
Einkommensteuergesetzes mindern sich in dem Verhält- 
nis, in dem das Vermögen auf eine Personengesellschaft 
übergeht.“ 

6. Dem § 27 wird folgender Absatz 9 angefügt: 

„(9) § 12 Abs. 3 Satz 2 und Absatz 5 Satz 3, § 15 
Abs. 4 Satz 1 und § 16 Satz 3 in der Fassung des 
Artikels 4 des Gesetzes vom ... (BGBl. 1 S. ... [Einset- 
zen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der Verkündung 
des vorliegenden Änderungsgesetzes ]) sind erstmals auf 
Umwandlungsvorgänge anzuwenden, die nach dem ... 

[Einsetzen: Datum des Tages des Kabinettbeschlusses] 
zur Eintragung in das Register angemeldet worden 
sind.“ 


Artikel 5 
Änderung des 

Gewerbesteuergesetzes 2002 

Das Gewerbesteuergesetz 2002 in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 15. Oktober 2002 (BGBl. I S. 4167) 
wird wie folgt geändert: 

1 . Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„Gewerbesteuergesetz (GewStG)“. 


2. § 2 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 
a) Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Die §§ 14, 15, 17 oder 18 des Körperschaftsteuer- 
gesetzes sind nicht anzuwenden; eine Organgesell- 


Artikel 5 
Änderung des 

Gewerbesteuergesetzes 2002 

Das Gewerbesteuergesetz 2002 in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 15. Oktober 2002 (BGBl. 1 S. 4167) 
wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 

la. § 1 wird wie folgt gefasst: 

„§1 

Steuerberechtigte 

Die Gemeinden erheben eine Gewerbesteuer als 
Gemeindesteuer.“ 

2. § 2 Abs. 2 Satz 3 wird aufgehoben, 
a) entfällt 
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Schaft unterliegt mit ihrem Gewerbebetrieb selbst der 
Gewerbesteuer. “ 

b) Satz 3 wird aufgehoben. 

3. § 8 Nr. 7 wird wie folgt gefasst: 

„7. ein Viertel der Miet- und Pachtzinsen für die Benut- 
zung der nicht in Grundbesitz bestehenden Wirt- 
schaftsgüter des Anlagevermögens, die im Eigentum 
eines Anderen stehen;“. 

4. § 10a Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Der maßgebende Gewerbeertrag wird bis zur Hälfte um 
die Fehlbeträge gekürzt, die sich bei Ermittlung des 
maßgebenden Gewerbeertrags für die vorangegangenen 
Erhebungszeiträume nach den Vorschriften der §§ 7 
bis 10 ergeben haben, soweit die Fehlbeträge nicht bei 
der Ennittlung des Gewerbeertrags für die vorangegan- 
genen Erhebungszeiträume berücksichtigt worden sind.“ 


5. § 36 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird die Jahreszahl „2002“ durch die 
Jahreszahl „2003“ ersetzt. 

b) Nach Absatz 6 wird folgender Absatz 7 angefügt: 

„(7) § 12 Abs. 2 Nr. 2 Satz 1 des Gesetzes in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 21. März 1991 
(BGBl. 1 S. 814) ist nicht anzuwenden, soweit die 
dem Betrieb dienenden Wirtschaftsgüter von einem 
im Ausland betriebenen Gewerbebetrieb überlassen 
worden sind.“ 

Artikel 6 

Änderung der Gewerbesteuer- 
Durchführungsverordnung 2002 

Die Gewerbesteuer-Durchführungsverordnung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2002 wird 
wie folgt geändert: 

1 . Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„Gewerbesteuer-Durchführungsverordnung 

(GewStDV)“. 

2. § 19 Abs. 1 Satz 2 wird aufgehoben. 

3. In § 36 wird die Jahreszahl „2002“ durch die Jahreszahl 

„2003“ ersetzt. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


b) entfällt 

3. unverändert 


4. In § 10a wird Satz 1 durch folgende Sätze ersetzt: 

„Der maßgebende Gewerbeertrag wird bis zu einem Be- 
trag in Höhe von 100 000 Euro um die Fehlbeträge ge- 
kürzt, die sich bei Ennittlung des maßgebenden Gewer- 
beertrags für die vorangegangenen Erhebungszeiträume 
nach den Vorschriften der §§ 7 bis 10 ergeben haben, so- 
weit die Fehlbeträge nicht bei der Ennittlung des Gewer- 
beertrags für die vorangegangenen Erhebungszeiträume 
berücksichtigt worden sind. Der 100 000 Euro über- 
steigende maßgebende Gewerbeertrag ist bis zur 
Hälfte um nach Satz 1 nicht berücksichtigte Fehlbe- 
träge der vorangegangenen Erhebungszeiträume zu 
kürzen.“ 

4a. In § 16 Abs. 5 werden vor den Wörtern „welche 
Höchstsätze“ die Wörter „welche Mindestsätze 
nicht unterschritten und“ eingefügt. 

5. unverändert 


Artikel 6 

Änderung der Gewerbesteuer- 
Durchführungsverordnung 2002 

Die Gewerbesteuer-Durchführungsverordnung in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 15. Oktober 2002 wird 
wie folgt geändert: 

1. unverändert 


2. In § 19 Abs. 1 Satz 2 wird das Zitat „§ 2 Abs. 2 Satz 2 
und 3“ durch das Zitat „§ 2 Abs. 2 Satz 2“ ersetzt. 

3. unverändert 
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Artikel 7 

Änderung des Umsatzsteuergesetzes 1999 

Das Umsatzsteuergesetz 1999 in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 9. Juni 1999 (BGBl. I S. 1270), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 1. September 
2002 (BGBl. 1 S. 3441), wird wie folgt geändert: 

1. § 3a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 3 wird Satz 4 aufgehoben. 

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 3a eingefügt: 

„(3a) Ist der Empfänger einer in Absatz 4 Nr. 14 
bezeichneten sonstigen Leistung kein Unternehmer 
und hat er seinen Wohnsitz oder Sitz im Gemein- 
schaftsgebiet, wird die sonstige Leistung abweichend 
von Absatz 1 dort ausgeführt, wo er seinen Wohnsitz 
oder Sitz hat, wenn die sonstige Leistung von einem 
Unternehmer ausgeführt wird, der im Drittlandsge- 
biet ansässig ist oder dort eine Betriebsstätte hat, von 
der die Leistung ausgeführt wird.“ 

c) In Absatz 4 werden in der Nummer 12 der Punkt 
durch ein Semikolon ersetzt und die folgenden Num- 
mern 13 und 14 angefügt: 

„13. die Rundfunk- und Femsehdienstleistungen; 

14. die auf elektronischem Weg erbrachten sonsti- 
gen Leistungen.“ 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Artikel 6a 

Änderung des Grundsteuergesetzes 

Das Grundsteuergesetz in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 7. August 1973 (BGBl. 1 S. 965), zuletzt 
geändert durch Artikel 21 des Gesetzes vom 
19. Dezember 2000 (BGBl. I S. 1790), wird wie folgt 
geändert: 

1. § 1 Abs. 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Die Gemeinden erheben von dem in ihrem 
Gebiet liegenden Grundbesitz Grundsteuer.“ 

2. In § 26 werden vor den Wörtern „welche Höchst- 
sätze“ die Wörter „welche Mindestsätze nicht unter- 
schritten und“ eingefügt. 

3. In § 38 wird die Zahl „2002“ durch die Zahl „2003“ 
ersetzt. 

Artikel 7 

Änderung des Umsatzsteuergesetzes 1999 

Das Umsatzsteuergesetz 1999 in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 9. Juni 1999 (BGBl. I S. 1270), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 1. September 
2002 (BGBl. I S. 3441), wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 


d) Absatz 5 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Das Bundesministerium der Finanzen kann mit Zu- 
stimmung des Bundesrates durch Rechtsverordnung, 
um eine Doppelbesteuerung oder Nichtbesteuerung 
zu vermeiden oder um Wettbewerbsverzerrungen zu 
verhindern, bei den in Absatz 4 Nr. 1 bis 13 bezeich- 
neten sonstigen Leistungen und bei der Vermietung 
von Beförderungsmitteln den Ort dieser sonstigen 
Leistungen abweichend von Absatz 1 und 3 danach 
bestimmen, wo die sonstigen Leistungen genutzt 
oder ausgewertet werden.“ 

2. § 4 wird wie folgt geändert: 2. unverändert 
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a) Nummer 5 Satz 1 Buchstabe b wird wie folgt gefasst: 

,,b) der grenzüberschreitenden Beförderungen von 
Personen mit Seeschiffen,“. 

3. § 12 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 wird das Semikolon am Ende durch 
einen Punkt ersetzt und folgender Satz angefügt: 

,,Bei einer Zusammenstellung von Gegenständen zu 
einer Einheit gilt dies nur, wenn alle Gegenstände in 
der Anlage bezeichnet sind: 

b) Die Nummern 3, 4 und 6 werden aufgehoben. 

4. In § 13 Abs. 1 Nr. 1 wird in Buchstabe c das Semikolon 
durch ein Komma ersetzt und folgender Buchstabe d an- 
gefögt: 

,,d) in den Fällen des § 18 Abs. 4c mit Ablauf des Be- 
steuerungszeitraums nach § 16 Abs. la Satz 1, in 
dem die Leistungen ausgeführt worden sind;“. 

5. § 13b Abs. 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Die Absätze 1 und 2 finden keine Anwendung, 
wenn die Leistung des im Ausland ansässigen Unterneh- 
mers besteht 

1 . in einer Personenbeförderung, die der Beförderungs- 
einzelbesteuerung (§ 16 Abs. 5) unterlegen hat, 

2. in einer Personenbeförderung, die mit einer Kraft- 
droschke durchgeföhrt worden ist, 

3. in einer grenzüberschreitenden Personenbeförderung 
mit Luftfahrzeugen, oder 

4. in der Vermittlung einer grenzüberschreitenden Per- 
sonenbeförderung mit Luftfahrzeugen. “ 

6. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz la eingefügt: 

„(la) Macht ein nicht im Gemeinschaftsgebiet an- 
sässiger Unternehmer von § 18 Abs. 4c Gebrauch, ist 
Besteuerungszeitraum das Kalendervierteljahr. Bei 
der Berechnung der Steuer ist von der Summe der 
Umsätze nach § 3a Abs. 3a auszugehen, die im Ge- 
meinschaftsgebiet steuerbar sind, soweit für sie in 
dem Besteuerungszeitraum die Steuer entstanden und 
die Steuerschuldnerschaft gegeben ist. Absatz 2 ist 
nicht anzuwenden.“ 

b) Absatz 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) Abweichend von den Absätzen 1, 2 und 3 
kann das Finanzamt einen kürzeren Besteuerungs- 
zeitraum bestimmen, wenn der Eingang der Steuer 
gefährdet erscheint oder der Unternehmer damit ein- 
verstanden ist.“ 

c) Dem Absatz 6 werden folgende Sätze angefügt: 

„Macht ein nicht im Gemeinschaftsgebiet ansässiger 
Unternehmer von § 1 8 Abs. 4c Gebrauch, hat er zur 
Berechnung der Steuer Werte in fremder Währung 
nach den Kursen umzurechnen, die für den letzten 
Tag des Besteuerungszeitraums nach Absatz la 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


3. ln § 12 Abs. 2 werden die Nummern 3, 4 und 6 aufge- 
hoben. 


4. unverändert 


5. § 13b Abs. 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Die Absätze 1 und 2 finden keine Anwendung, 
wenn die Leistung des im Ausland ansässigen Unterneh- 
mers besteht 

1. in einer Personenbeförderung, die der Beförderungs- 
einzelbesteuerung (§16 Abs. 5) unterlegen hat, 

2. in einer Personenbeförderung, die mit einer Kraft- 
droschke durchgeführt worden ist, oder 

3. in einer grenzüberschreitenden Personenbeförderung 
mit Luftfahrzeugen.“ 

4. entfällt 

6. unverändert 
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Satz 1 von der Europäischen Zentralbank festgestellt 
worden sind. Sind für diesen Tag keine Umrech- 
nungskurse festgestellt worden, hat der Unternehmer 
die Steuer nach den für den nächsten Tag nach Ab- 
lauf des Besteuerungszeitraums nach Absatz la 
Satz 1 von der Europäischen Zentralbank festgestell- 
ten Umrechnungskursen umzurechnen.“ 

7. § 18 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 4b werden folgende Absätze 4c und 4d 
eingefügt: 

„(4c) Ein nicht im Gemeinschaftsgebiet ansässiger 
Unternehmer, der als Steuerschuldner ausschließlich 
Umsätze nach § 3a Abs. 3a im Gemeinschaftsgebiet 
erbringt und in keinem anderen Mitgliedstaat für 
Zwecke der Umsatzsteuer erfasst ist, kann abwei- 
chend von den Absätzen 1 bis 4 für jeden Besteue- 
rungszeitraum (§16 Abs. la Satz 1) eine Steuererklä- 
rung auf amtlich vorgeschriebenem Vordruck bis 
zum 20. Tag nach Ablauf jedes Besteuerungszeit- 
raums abgeben, in der er die Steuer selbst zu berech- 
nen hat; die Steuererklärung ist dem Bundesamt für 
Finanzen elektronisch zu übermitteln. Die Steuer ist 
am 20. Tag nach Ablauf des Besteuerungszeitraums 
fällig. Die Ausübung des Wahlrechts hat der Unter- 
nehmer auf dem amtlich vorgeschriebenen, elektro- 
nisch zu übermittelnden Dokument dem Bundesamt 
für Finanzen anzuzeigen, bevor er Umsätze nach § 3a 
Abs. 3a im Gemeinschaftsgebiet erbringt. Das Wahl- 
recht kann nur mit Wirkung vom Beginn eines Be- 
steuerungszeitraums an widerrufen werden. Der Wi- 
derruf ist vor Beginn des Besteuerungszeitraums, für 
den er gelten soll, gegenüber dem Bundesamt für Fi- 
nanzen auf elektronischem Weg zu erklären. Kommt 
der Unternehmer seinen Verpflichtungen nach Satz 1 
bis 3 wiederholt nicht oder nicht rechtzeitig nach, 
schließt ihn das Bundesamt für Finanzen von dem 
Besteuerungsverfahren nach Satz 1 aus. Der Aus- 
schluss gilt ab dem Besteuerungszeitraum, der nach 
dem Zeitpunkt der Bekanntgabe des Ausschlusses 
gegenüber dem Unternehmer beginnt. 

(4d) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für Unterneh- 
mer, die im Inland im Besteuerungszeitraum (§16 
Abs. 1 Satz 2) als Steuerschuldner ausschließlich 
elektronische Dienstleistungen nach § 3a Abs. 3a er- 
bringen und diese Umsätze in einem anderen Mit- 
gliedstaat erklären sowie die darauf entfallende 
Steuer entrichten.“ 

b) Dem Absatz 9 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Sätze 6 und 7 gelten nicht für Unternehmer, die 
nicht im Gemeinschaftsgebiet ansässig sind, soweit 
sie im Besteuerungszeitraum (§ 16 Abs. 1 Satz 2) als 
Steuerschuldner ausschließlich elektronische Leis- 
tungen nach § 3a Abs. 3a im Gemeinschaftsgebiet er- 
bracht und für diese Umsätze von § 18 Abs. 4c Ge- 
brauch gemacht haben oder diese Umsätze in einem 
anderen Mitgliedstaat erklärt sowie die darauf entfal- 
lende Steuer entrichtet haben; Voraussetzung ist, dass 


7. § 18 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 4b werden folgende Absätze 4c und 4d 
eingefügt: 

„(4c) Ein nicht im Gemeinschaftsgebiet ansässiger 
Unternehmer, der als Steuerschuldner ausschließlich 
Umsätze nach § 3a Abs. 3a im Gemeinschaftsgebiet 
erbringt und in keinem anderen Mitgliedstaat für 
Zwecke der Umsatzsteuer erfasst ist, kann abwei- 
chend von den Absätzen 1 bis 4 für jeden Besteue- 
rungszeitraum (§ 16 Abs. la Satz 1) eine Steuererklä- 
rung auf amtlich vorgeschriebenem Vordruck bis 
zum 20. Tag nach Ablauf jedes Besteuerungszeit- 
raums abgeben, in der er die Steuer selbst zu berech- 
nen hat; die Steuererklärung ist dem Bundesamt für 
Finanzen elektronisch zu übermitteln. Die Steuer ist 
am 20. Tag nach Ablauf des Besteuerungszeitraums 
fällig. Die Ausübung des Wahlrechts hat der Unter- 
nehmer auf dem amtlich vorgeschriebenen, elektro- 
nisch zu übermittelnden Dokument dem Bundesamt 
für Finanzen anzuzeigen, bevor er Umsätze nach § 3a 
Abs. 3a im Gemeinschaftsgebiet erbringt. Das Wahl- 
recht kann nur mit Wirkung vom Beginn eines Be- 
steuerungszeitraums an widerrufen werden. Der Wi- 
derruf ist vor Beginn des Besteuerungszeitraums, für 
den er gelten soll, gegenüber dem Bundesamt für Fi- 
nanzen auf elektronischem Weg zu erklären. Kommt 
der Unternehmer seinen Verpflichtungen nach Satz 1 
bis 3 oder § 22 Abs. 1 wiederholt nicht oder nicht 
rechtzeitig nach, schließt ihn das Bundesamt für Fi- 
nanzen von dem Besteuerungsverfahren nach Satz 1 
aus. Der Ausschluss gilt ab dem Besteuerungszeit- 
raum, der nach dem Zeitpunkt der Bekanntgabe des 
Ausschlusses gegenüber dem Unternehmer beginnt. 

(4d) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für Unterneh- 
mer, die im Inland im Besteuerungszeitraum (§ 16 
Abs. 1 Satz 2) als Steuerschuldner ausschließlich 
elektronische Dienstleistungen nach § 3a Abs. 3a er- 
bringen und diese Umsätze in einem anderen Mit- 
gliedstaat erklären sowie die darauf entfallende 
Steuer entrichten.“ 

b) unverändert 
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die Vorsteuerbeträge im Zusammenhang mit elektro- 
nischen Leistungen nach § 3a Abs. 3a stehen.“ 

8. In § 22 Abs. 1 wird folgender Satz angefugt: 

„In den Fällen des § 18 Abs. 4c und 4d sind die erfor- 
derlichen Aufzeichnungen auf Anfrage des Bundes- 
amts für Finanzen auf elektronischem Weg zur Ver- 
fügung zu stellen.“ 

9. § 24 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 Nr. 3 wird die Angabe „ neun vom 
Hundert “ durch die Angabe „ sieben vom Hundert“ 
ersetzt. 

b) In Satz 3 wird die Angabe „neun vom Hundert“ 
durch die Angabe „sieben vom Hundert “ ersetzt. 

10. § 26 Abs. 3 wird aufgehoben. 

1 1 . Die „Anlage zu § 12 Abs. 2 Nr. 1 und 2“ wird wie folgt 
geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

„Ausgebildete Blindenführhunde, aus Position 
01.06“. 

b) Nummern 6, 7, 8, 9, 19, 23, 45 und 48 werden auf- 
gehoben. 

c) Nummer 37 wird wie folgt gefasst: 

„Hunde- und Katzenfutter, in Aufmachungen für 
den Einzelverkauf, Unterposition 2309 10“. 

d) Nummer 52 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach dem Wort „Gebrechen“ wird der Klam- 
merzusatz „(mit Ausnahme der Erzeugnisse 
aus der Tätigkeit als Zahntechniker sowie der 
in § 4 Nr. 14 Satz 4 Buchstabe b bezeichneten 
Erzeugnisse der Zahnärzte)“ eingefügt. 

bb) ln Buchstabe c wird die Angabe „aus Unter- 
positionen 9021.21, 9021.29 und 9021.30“ 
durch die Angabe „aus Unterposition 9021.30“ 
ersetzt. 

Artikel 8 

Änderung der Umsatzsteuer- 
Durchführungsverordnung 1999 

Die Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung 1999 in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 9. Juni 1999 (BGBl. 1 
S. 1308), zuletzt geändert durch Artikel 19 des Gesetzes 
vom 20. Dezember 2001 (BGBl. I S. 3794), wird wie folgt 
geändert: 

1. § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 wird wie folgt gefasst: 

„2. eine sonstige Leistung, die in § 3a Abs. 4 Nr. 12 und 
13 des Gesetzes bezeichnet ist, oder“. 

2. § 59 wird wie folgt gefasst: 

„§ 59 

Vergütungsberechtigte U ntemehmer 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


8. Dem § 22 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt: 

„In den Fällen des § 18 Abs. 4c und 4d sind die erfor- 
derlichen Aufzeichnungen auf Anfrage des Bundes- 
amts für Finanzen auf elektronischem Weg zur Verfü- 
gung zu stellen.“ 

9. entfällt 


10. unverändert 

11. Die „Anlage (zu § 12 Abs. 2 Nr. 1 und 2)“ wird wie 

folgt geändert: 

a) Nummer 1 wird wie folgt gefasst: 

„Ausgebildete Blindenführhunde / aus Position 
01.06“. 

b) Die Nummern 6, 7, 8, 9, 19, 23 und 45 werden auf- 
gehoben. 

c) Nummer 37 wird wie folgt gefasst: 

„Hunde- und Katzenfutter, in Aufmachungen für 
den Einzelverkauf / Unterposition 2309 10“. 

d) Nummer 52 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach dem Wort „Gebrechen“ und vor dem 
anschließenden Komma wird der Klammer- 
zusatz „(mit Ausnahme der Erzeugnisse aus 
der Tätigkeit als Zahntechniker sowie der in 
§ 4 Nr. 14 Satz 4 Buchstabe b bezeichneten Er- 
zeugnisse der Zahnärzte)“ eingefügt. 

bb) In Buchstabe c wird die Angabe „aus Unter- 
positionen 9021.21, 9021.29 und 9021.30“ 
durch die Angabe „aus Unterposition 9021.30“ 
ersetzt. 

Artikel 8 

Änderung der Umsatzsteuer- 
Durchführungsverordnung 1999 

Die Umsatzsteuer- Durchführungsverordnung 1999 in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 9. Juni 1999 (BGBl. 1 
S. 1308), zuletzt geändert durch Artikel 19 des Gesetzes 
vom 20. Dezember 2001 (BGBl. I S. 3794), wird wie folgt 
geändert: 

1. unverändert 

2. § 59 wird wie folgt gefasst: 

„§ 59 

Vergütungsberechtigte Unternehmer 
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Die Vergütung der abziehbaren Vorsteuerbeträge (§15 
des Gesetzes) an im Ausland ansässige Unternehmer 
(§ 13b Abs. 4 des Gesetzes) ist abweichend von § 16 und 
§ 18 Abs. 1 bis 4 des Gesetzes nach den §§60 und 61 
durchzuführen, wenn der Unternehmer im Vergütungs- 
zeitraum 

1. im Inland keine Umsätze im Sinne des § 1 Abs. 1 
Nr. 1 und 5 des Gesetzes oder nur steuerfreie Um- 
sätze im Sinne des § 4 Nr. 3 des Gesetzes ausgeführt 
hat, 

2. nur Umsätze ausgeführt hat, für die der Leistungs- 
empfänger die Steuer schuldet (§ 13b des Gesetzes) 
oder die der Beförderungseinzelbesteuerung (§16 
Abs. 5 und § 18 Abs. 5 des Gesetzes) unterlegen 
haben, 

3. im Inland nur innergemeinschaftliche Eiwerbe und 
daran anschließende Lieferungen im Sinne des § 25b 
Abs. 2 des Gesetzes ausgeführt hat, oder 

4. im Inland als Steuerschuldner nur Umsätze im Sinne 
des § 3a Abs. 3a des Gesetzes erbracht hat und von 
dem Wahlrecht nach § 1 8 Abs. 4c des Gesetzes 
Gebrauch gemacht hat oder diese Umsätze in einem 
anderen Mitgliedstaat erklärt sowie die darauf entfal- 
lende Steuer entrichtet hat.“ 

3. im Inland als Steuerschuldner nur Umsätze im Sinne des 
§ 3a Abs. 3a des Gesetzes erbracht hat und von dem 
Wahlrecht nach § 18 Abs. 4c des Gesetzes Gebrauch 
gemacht hat oder diese Umsätze in einem anderen Mit- 
gliedstaat erklärt sowie die darauf entfallende Steuer 
entrichtet hat. “ 

Artikel 9 
Änderung der 

Umsatzsteuerzuständigkeitsverordnung 

In § 1 der Umsatzsteuerzuständigkeitsverordnung vom 
20. Dezember 2001 (BGBl. 1 S. 3794, 3814) wird nach 
Absatz 2 folgender Absatz 2a eingefügt: 

„(2a) Abweichend von den Absätzen 1 und 2 ist für die 
Unternehmer, die von § 18 Abs. 4c des Umsatzsteuerge- 
setzes Gebrauch machen, das Bundesamt für Finanzen zu- 
ständig.“ 

Artikel 10 

Änderung der Abgabenordnung 

Die Abgabenordnung in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 1. Oktober 2002 (BGBl. I S. 3866) wird wie 
folgt geändert: 

1 . Die Inhaltsübersicht wird wie folgt gefasst 

a) Die Angabe zu § 30a wird wie folgt gefasst: 

„§ 30a (weggefallen)“ 

b) Nach der Angabe „§ 139 Anmeldung von Betrieben 
in besonderen Fällen“ werden folgende neue Anga- 
ben eingefügt: 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

Die Vergütung der abziehbaren Vorsteuerbeträge (§15 
des Gesetzes) an im Ausland ansässige Unternehmer 
(§ 13b Abs. 4 des Gesetzes) ist abweichend von § 16 und 
§ 18 Abs. 1 bis 4 des Gesetzes nach den §§60 und 61 
durchzuführen, wenn der Unternehmer im Vergütungs- 
zeitraum 

1. im Inland keine Umsätze im Sinne des § 1 Abs. 1 
Nr. 1 und 5 des Gesetzes oder nur steuerfreie Um- 
sätze im Sinne des § 4 Nr. 3 des Gesetzes ausgeführt 
hat, 

2. nur Umsätze ausgeführt hat, für die der Leistungs- 
empfänger die Steuer schuldet (§ 13b des Gesetzes) 
oder die der Beförderungseinzelbesteuerung (§ 16 
Abs. 5 und § 18 Abs. 5 des Gesetzes) unterlegen ha- 
ben, 

3. im Inland nur innergemeinschaftliche Erwerbe und 
daran anschließende Lieferungen im Sinne des § 25b 
Abs. 2 des Gesetzes ausgeführt hat, oder 

4. im Inland als Steuerschuldner nur Umsätze im Sinne 
des § 3a Abs. 3a des Gesetzes erbracht hat und von 
dem Wahlrecht nach §18 Abs. 4c des Gesetzes 
Gebrauch gemacht hat oder diese Umsätze in einem 
anderen Mitgliedstaat erklärt sowie die darauf entfal- 
lende Steuer entrichtet hat.“ 

3. entfällt 


Artikel 9 

unverändert 


Artikel 10 

Änderung der Abgabenordnung 

Die Abgabenordnung in der Fassung der Bekanntma- 
chung vom 1. Oktober 2002 (BGBl. I S. 3866) wird wie 
folgt geändert: 

1 . Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) Nach der Angabe „§ 139 Anmeldung von Betrieben 
in besonderen Fällen“ wird folgender Unterab- 
schnitt eingefügt: 
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„3- Unterabschnitt 
Allgemeines Ordnungsmerkmal 

§ 139a Vergabe und Verwaltung des Ordnungsmerk- 
mals“. 

2. In § 3 Abs. 4 wird nach der Angabe „Verspätungszu- 
schläge (§152),“ die Angabe „Zuschläge gemäß § 162 
Abs. 4,“ eingefugt. 

3. In § 21 Abs. 1 Satz 2 werden die Wörter „einem Finanz- 
amt“ durch die Wörter „einer Finanzbehörde“ ersetzt. 

4. § 30a wird aufgehoben. 

5. Dem § 90 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Bei Sachverhalten, die Vorgänge mit Auslandsbe- 
zug betreffen, hat ein Steuerpflichtiger über die Art und 
den Inhalt seiner Geschäftsbeziehungen mit nahestehen- 
den Personen im Sinne des § 1 Abs. 2 des Außensteuer- 
gesetzes zeitnah Aufzeichnungen zu erstellen. Die Auf- 
zeichnungspflicht umfasst insbesondere auch die wirt- 
schaftlichen und rechtlichen Grundlagen, die für die 
Festsetzung angemessener Preise und anderer verein- 
barter Geschäftsbedingungen mit den Nahestehenden 
von Bedeutung sind. Um eine einheitliche Rechtsanwen- 
dung sicherzustellen, wird das Bundesministerium der 
Finanzen ennächtigt, mit Zustimmung des Bundesrates 
durch Rechtsverordnung die Art und den Umfang der zu 
erstellenden Aufzeichnungen zu bestimmen. Die Vorlage 
der Aufzeichnungen richtet sich nach § 97 mit der Maß- 
gabe, dass Absatz 2 dieser Vorschrift keine Anwendung 
findet. Sie hat auf Anforderung innerhalb einer Frist von 
60 Tagen zu erfolgen.“ 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

„3. Unterabschnitt 
Allgemeines Ordnungsmerkmal 

§ 139a Vergabe und Verwaltung des Ordnungsmerk- 
mals“. 

2. unverändert 


3. unverändert 

4. unverändert 

5. Dem § 90 wird folgender Absatz 3 angefugt: 

„(3) Bei Sachverhalten, die Vorgänge mit Auslandsbe- 
zug betreffen, hat ein Steuerpflichtiger über die Art und 
den Inhalt seiner Geschäftsbeziehungen mit nahestehen- 
den Personen im Sinne des § 1 Abs. 2 des Außensteuer- 
gesetzes Aufzeichnungen zu erstellen. Die Aufzeich- 
nungspflicht umfasst auch die wirtschaftlichen und 
rechtlichen Grundlagen für eine den Grundsatz des 
Fremdvergleichs beachtende Vereinbarung von Prei- 
sen und anderen Geschäftsbedingungen mit den Nahe- 
stehenden. Bei außergewöhnlichen Geschäftsvorfällen 
sind die Aufzeichnungen zeitnah zu erstellen. Die 
Aufzeichnungspflichten gelten entsprechend für 
Steuerpflichtige, die für die inländische Besteuerung 
Gewinne zwischen ihrem inländischen Unternehmen 
und dessen ausländischer Betriebsstätte aufzuteilen 
oder den Gewinn der inländischen Betriebsstätte ih- 
res ausländischen Unternehmens zu ermitteln haben. 
Um eine einheitliche Rechtsanwendung sicherzustellen, 
wird das Bundesministerium der Finanzen ermächtigt, 
mit Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsverord- 
nung Art, Inhalt und Umfang der zu erstellenden Auf- 
zeichnungen zu bestimmen. Die Finanzbehörde soll die 
Vorlage von Aufzeichnungen in der Regel nur für die 
Durchführung einer Außenprüfung verlangen. Die 
Vorlage richtet sich nach § 97 mit der Maßgabe, dass 
Absatz 2 dieser Vorschrift keine Anwendung findet. Sie 
hat jeweils auf Anforderung innerhalb einer Frist von 
60 Tagen zu erfolgen. In begründeten Einzelfällen 
kann die Vorlagefrist verlängert werden.“ 


5a. § 138 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „auf amt- 
lichem Vordruck“ durch die Wörter „nach amt- 
lichem Vordruck“ ersetzt. 

b) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz la einge- 
fügt: 

„(la) Unternehmer im Sinne des § 2 des Um- 
satzsteuergesetzes können ihre Anzeigepflichten 
nach Absatz 1 zusätzlich bei der für die Umsatz- 
besteuerung zuständigen Finanzbehörde elek- 
tronisch erfüllen.“ 

6. Nach § 139 wird folgender neuer Unterabschnitt eilige- 6. unverändert 
fügt: 


„3. Unterabschnitt 
Allgemeines Ordnungsmerkmal 
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§ 139a 

Vergabe und Verwaltung des Ordnungsmerkmals 

(1) Das Bundesamt für Finanzen teilt jedem Steuer- 
pflichtigen als Ordnungsmerkmal für das Besteuerungs- 
verfahren ein einheitliches, unveränderbares und dauer- 
haftes Merkmal zur Identifikation (Identifikationsmerk- 
mal) zu. Dieses ist bei Anträgen, Erklärungen oder Mit- 
teilungen gegenüber Finanzbehörden anzugeben. 

(2) Die Bundesregierung kann durch Rechtsver- 
ordnung mit Zustimmung des Bundesrates Behörden 
verpflichten, personenbezogene Daten möglicher Steuer- 
pflichtiger dem Bundesamt für Finanzen mitzuteilen, 
soweit dies für Bildung, Vergabe und Verwaltung des 
Identifikationsmerkmales erforderlich ist. In der Rechts- 
verordnung sind Art und Umfang der Mitteilungen und 
der Verwendung des Identifikationsmerkmales zu re- 
geln; außerdem ist festzulegen, welche organisatorischen 
und technischen Vorkehrungen zur Venneidung von 
Missbrauch zu treffen sind.“ 

7. § 162 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Zu schätzen ist insbesondere dann, wenn der 
Steuerpflichtige über seine Angaben keine ausrei- 
chenden Aufklärungen zu geben vermag oder weitere 
Auskunft oder eine Versicherung an Eides Statt ver- 
weigert oder seine Mitwirkungspflichten nach § 90 
Abs. 2 oder 3 verletzt. Das Gleiche gilt, wenn der 
Steuerpflichtige Bücher oder Aufzeichnungen, die er 
nach den Steuergesetzen zu führen hat, nicht vor- 
legen kann oder wenn die Buchführung oder die Auf- 
zeichnungen der Besteuerung nicht nach § 158 zu- 
grunde gelegt werden. “ 

b) Nach Absatz 2 werden folgende neue Absätze 3 
und 4 eingefügt: 

„(3) Verletzt ein Steuerpflichtiger der Geschäfts- 
beziehungen mit nahe stehenden Personen im Sinne 
des § 1 Abs. 2 des Außensteuergesetzes zum Ausland 
unterhält, seine Mitwirkungspflichten nach § 90 
Abs. 2 oder legt er die nach § 90 Abs. 3 zu erstellen- 
den Aufzeichnungen nicht vor, so wird widerlegbar 
vennutet, dass seine Einkünfte aus diesen Geschäfts- 
beziehungen durch das Nahestehen gemindert wur- 
den. Lassen sich in einem solchen Fall diese Ein- 
künfte nur innerhalb eines bestimmten Rahmens, ins- 
besondere nur aufgrund von Preisspannen bestim- 
men, kann dieser Rahmen bei der Schätzung zu 
Lasten des Steuerpflichtigen ausgeschöpft werden. 


(4) Verletzt ein Steuerpflichtiger seine Mitvi’ir- 
kungspflichten nach § 90 Abs. 3, ist ein Zuschlag zur 
Steuer festzusetzen. Dieser beträgt in den Fällen des 
Absatzes 3 mindestens 10 vom Hundert und höchs- 
tens 20 vom Hundert des Mehrbetrags der Einkünfte 
aus den Geschäftsbeziehungen im Sinne des § 90 


7. § 162 wird wie folgt geändert: 

a) entfällt 


b) Nach Absatz 2 werden folgende Absätze 3 und 4 ein- 
gefügt: 

„(3) Verletzt ein Steuerpflichtiger seine Mitwir- 
kungspflichten nach § 90 Abs. 3 dadurch, dass er 
die Aufzeichnungen nicht vorlegt, oder sind vorge- 
legte Aufzeichnungen im Wesentlichen unverwert- 
bar oder wird festgestellt, dass der Steuerpflich- 
tige Aufzeichnungen im Sinne des § 90 Abs. 3 
Satz 3 nicht zeitnah erstellt hat, so wird widerleg- 
bar vermutet, dass seine im Inland steuerpflichtigen 
Einkünfte, zu deren Ermittlung die Aufzeichnun- 
gen im Sinne des § 90 Abs. 3 dienen, höher als die 
von ihm erklärten Einkünfte sind. Hat in solchen 
Fällen die Finanzbehörde eine Schätzung vorzu- 
nehmen und können diese Einkünfte nur innerhalb 
eines bestimmten Rahmens, insbesondere nur auf 
Grund von Preisspannen bestimmt werden, kann 
dieser Rahmen zu Lasten des Steuerpflichtigen aus- 
geschöpft werden. 

(4) Legt ein Steuerpflichtiger Aufzeichnungen im 
Sinne des § 90 Abs. 3 nicht vor oder sind vorge- 
legte Aufzeichnungen im Wesentlichen unver- 
wertbar, ist ein Zuschlag von 5 000 Euro festzuset- 
zen. Der Zuschlag beträgt mindestens 5 vom Hun- 
dert und höchstens 10 vom Hundert des Mehrbetrags 
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Abs. 3, die sich durch Anwendung des Absatzes 3 er- 
geben. Bei verspäteter Vorlage von § 90 Abs. 3 Sätze 
1 und 2 entsprechenden Aufzeichnungen beträgt der 
Zuschlag bis zu 2 000 000 Euro. Bei der Bemessung 
eines Zuschlags nach Satz 2 von mehr als 10 vom 
Hundert oder eines Zuschlages nach Satz 3 sind ne- 
ben seinem Zweck, den Steuerpflichtigen zur Erstel- 
lung und fristgerechten Vorlage der Aufzeichnungen 
im Sinne des § 90 Abs. 3 anzuhalten, insbesondere 
die von ihm gezogenen Vorteile und bei verspäteter 
Vorlage auch die Dauer der Fristüberschreitung zu 
berücksichtigen. Von der Festsetzung des Zuschlags 
kann abgesehen werden, wenn die Nichterfüllung der 
Pflichten nach § 90 Abs. 3 entschuldbar erscheint. 
Das Verschulden eines gesetzlichen Vertreters oder 
eines Erfüllungsgehilfen steht dem eigenen Verschul- 
den gleich. Der Zuschlag ist regelmäßig zusammen 
mit der Steuer festzusetzen.“ 


c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 5. 

8. § 194 Abs. 3 wird wie folgt gefasst: 

„(3) Bei einer Außenprüfung dürfen auch Verhältnisse 
anderer als der in Absatz 1 genannten Personen fest- 
gestellt werden. Soweit diese Feststellungen für die Be- 
steuerung dieser anderen Personen von Bedeutung sein 
können, ist ihre Auswertung zulässig. Das Gleiche gilt 
für Feststellungen über eine unerlaubte Flilfeleistung in 
Steuersachen.“ 

Artikel 11 
Änderung des 

Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung 

Artikel 97 des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung 
vom 14. Dezember 1976 (BGBl. I S. 3341, 1977 1 S. 667), 
das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 
20. Dezember 2001 (BGBl. I S. 3794), geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 1 wird folgender Absatz 9 angefügt: 

„(9) Die durch Artikel 10 des Gesetzes vom ... 
(BGBl. IS.... [Einsetzen: Ausfertigungsdatum und Sei- 
tenzahl der Verkündung des vorliegenden Änderungsge- 
setzes ]) geänderten Vorschriften sind auf alle bei Inkraft- 
treten des Gesetzes anhängigen Verfahren anzuwenden, 
soweit nichts anderes bestimmt ist.“ 

2. § 5 wird wie folgt gefasst 

„§5 

Zeitpunkt der Einführung 
eines steuerlichen Ordnungsmerkmals 

Das Bundesministerium der Finanzen bestimmt durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates den 
Zeitpunkt der erstmaligen Zuteilung des Identifikations- 
merkmais nach § 139a Abs. 1 der Abgabenordnung.“ 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

der Einkünfte, der sich nach einer Berichtigung 
aufgrund der Anwendung des Absatzes 3 ergibt, 
wenn sich danach ein Zuschlag von mehr als 5 000 
Euro ergibt. Bei verspäteter Vorlage von verwert- 
baren Aufzeichnungen beträgt der Zuschlag bis zu 
1 000 000 Euro, mindestens jedoch 100 Euro für 
jeden vollen Tag der Fristüberschreitung. Soweit 
den Finanzbehörden Ermessen hinsichtlich der 
Höhe des Zuschlags eingeräumt ist, sind neben 
dessen Zweck, den Steuerpflichtigen zur Erstellung 
und fristgerechten Vorlage der Aufzeichnungen im 
Sinne des § 90 Abs. 3 anzuhalten, insbesondere die 
von ihm gezogenen Vorteile und bei verspäteter Vor- 
lage auch die Dauer der Fristüberschreitung zu be- 
rücksichtigen. Von der Festsetzung eines Zuschlags 
ist abzusehen, wenn die Nichterfüllung der Pflichten 
nach § 90 Abs. 3 entschuldbar erscheint oder ein 
Verschulden nur geringfügig ist. Das Verschulden 
eines gesetzlichen Vertreters oder eines Erfüllungsge- 
hilfen steht dem eigenen Verschulden gleich. Der Zu- 
schlag ist regelmäßig nach Abschluss der Außen- 
prüfung festzusetzen.“ 

c) unverändert 
8. unverändert 


Artikel 11 
Änderung des 

Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung 

Artikel 97 des Einführungsgesetzes zur Abgabenordnung 
vom 14. Dezember 1976 (BGBl. 1 S. 3341, 1977 I S. 667), 
das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 
20. Dezember 2001 (BGBl. 1 S. 3794), geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 


2. Nach § 4 wird folgender § 5 eingefügt: 

„§ 5 

Zeitpunkt der Einführung 
eines steuerlichen Ordnungsmerkmals 

Das Bundesministerium der Finanzen bestimmt durch 
Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates den 
Zeitpunkt der erstmaligen Zuteilung des Identifikations- 
merkmals nach § 139a Abs.l der Abgabenordnung.“ 



Drucksache 15/480 


-40- 


Deutscher Bundestag - 15. Wahlperiode 


Entwurf 

3. Nach § 21 wird folgender § 22 angefugt: 

22 

Mitwirkungspflichten der Beteiligten; 

Schätzung von Besteuerungsgrundlagen 

§ 90 Abs. 3 und § 162 Abs. 2 bis 5 der Abgabenord- 
nung in der Fassung des Artikels 10 des Gesetzes vom 
... (BGBl. 1 S. ... [ Einsetzen : Ausfertigungsdatum und 
Seitenzahl der Verkündung des vorliegenden Änderungs- 
gesetzes]) sind erstmals für Wirtschaftsjahre anzuwen- 
den, die nach dem 3 1 . Dezember 2002 beginnen. Gehö- 
ren zu den Geschäftsbeziehungen im Sinne des § 90 
Abs. 3 der Abgabenordnung in der Fassung des 
Artikels 10 des Gesetzes vom ... (BGBl. IS. ... [ Einset- 
zen : Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der Verkündung 
des vorliegenden Änderungsgesetzes ] Dauerschuldver- 
hältnisse, die vor Beginn der in Satz 1 bezeichneten 
Wirtschaftsjahre begründet worden sind und die bei Be- 
ginn dieser Wirtschaftsjahre noch bestehen, sind die 
Aufzeichnungen der wirtschaftlichen und rechtlichen 
Gmndlagen dieser Dauerschuldverhältnisse bis zum 
30. Juni 2003 zu erstellen.“ 


Artikel 12 

Änderung des Außensteuergesetzes 

Das Außensteuergesetz vom 8. September 1972 (BGBl. 1 
S. 1713), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 
20. Dezember 2001 (BGBl. 1 S. 3858), wird wie folgt geän- 
dert: 

1 . § 1 Abs. 4 wird wie folgt gefasst: 

„(4) Geschäftsbeziehung im Sinne der Absätze 1 und 
2 ist jede den Einkünften zugrundeliegende schuldrecht- 
liche Beziehung, die keine gesellschaftsvertragliche Ver- 
einbarung ist und entweder beim Steuerpflichtigen oder 
bei der nahestehenden Person Teil einer Tätigkeit ist, auf 
die §§ 13, 15, 18 oder 21 des Einkommensteuergesetzes 
anzuwenden sind oder im Fall eines ausländischen 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

3. Nach § 21 wird folgender § 22 angefügt: 

,,§ 22 

Mitwirkungspflichten der Beteiligten; 

Schätzung von Besteuerungsgrundlagen 

§ 90 Abs. 3 der Abgabenordnung in der Fassung des 
Artikels 10 des Gesetzes vom ... (BGBl. IS. ... [Einset- 
zen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der Verkündung 
des vorliegenden Änderungsgesetzes ]) ist erstmals für 
Wirtschaftsjahre anzuwenden, die nach dem 31. Dezem- 
ber 2002 beginnen. § 162 Abs. 3 und 4 der Abgaben- 
ordnung in der Fassung des Artikels 10 des Gesetzes 
vom ... (BGBl. 1 S. ... [Einsetzen: Ausfertigungsda- 
tum und Seitenzahl der Verkündung des vorliegenden 
Änderungsgesetzes ]) ist erstmals für Wirtschaftsjahre 
anzuwenden, die nach dem 31. Dezember 2003 begin- 
nen, frühestens 6 Monate nach Inkrafttreten der 
Rechtsverordnung im Sinne des § 90 Abs. 3 der 
Abgabenordnung in der Fassung des Artikels 10 des 
Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ... [ Einsetzen : Ausferti- 
gungsdatum und Seitenzahl der Verkündung des vor- 
liegenden Änderungsgesetzes]). Gehören zu den Ge- 
schäftsbeziehungen im Sinne des § 90 Abs. 3 der Abga- 
benordnung in der Fassung des Artikels 10 des Gesetzes 
vom ... (BGBl. I S. ... [Einsetzen: Ausfertigungsdatum 
und Seitenzahl der Verkündung des vorliegenden Ände- 
rungsgesetzes] Dauerschuldverhältnisse, die als außer- 
gewöhnliche Geschäftsvorfälle im Sinne des § 90 
Abs. 3 Satz 3 der Abgabenordnung in der Fassung 
des Artikels 10 des Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ... 
[Einsetzen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der 
Verkündung des vorliegenden Änderungsgesetzes]) an- 
zusehen sind und die vor Beginn der in Satz 1 bezeich- 
neten Wirtschaftsjahre begründet wurden und bei Be- 
ginn dieser Wirtschaftsjahre noch bestehen, sind die 
Aufzeichnungen der sie betreffenden wirtschaftlichen 
und rechtlichen Grundlagen spätestens 6 Monate nach 
Inkrafttreten der Rechtsverordnung im Sinne des 
§ 90 Abs. 3 der Abgabenordnung in der Fassung des 
Artikels 10 des Gesetzes vom ... (BGBl. I S. ... [Ein- 
setzen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der Ver- 
kündung des vorliegenden Änderungsgesetzes ]) zu er- 
stellen.“ 

Artikel 12 

Änderung des Außensteuergesetzes 

Das Außensteuergesetz vom 8. September 1972 (BGBl. 1 
S. 1713), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 
20. Dezember 2001 (BGBl. I S. 3858), wird wie folgt geän- 
dert: 

1. unverändert 
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Nahestehenden anzuwenden wären, wenn die Tätigkeit 
im Inland vorgenommen würde.“ 

2. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 6 Satz 1 wird die Angabe „§ 10 Abs. 6 
Satz 2“ durch die Angabe „Absatz 6a“ ersetzt. 

b) Nach Absatz 6 wird folgender Absatz 6a eingefügt: 

„(6a) Zwischeneinkünfte mit Kapitalanlagecharak- 
ter sind Einkünfte der ausländischen Zwischengesell- 
schaft, die aus dem Halten, der Verwaltung, Weiter- 
haltung oder Werterhöhung von Zahlungsmitteln, 
Forderungen, Wertpapieren, Beteiligungen (mit Aus- 
nahme der in § 8 Abs. 1 Nr. 8 und 9 genannten Ein- 
künfte) oder ähnlichen Vermögenswerten stammen, 
es sei denn, der Steuerpflichtige weist nach, dass sie 
aus einer Tätigkeit stammen, die einer unter § 8 
Abs. 1 Nr. 1 bis 6 fallenden eigenen Tätigkeit der 
ausländischen Gesellschaft dient, ausgenommen Tä- 
tigkeiten im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 6 des Kreditwe- 
sengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 9. September 1998 (BGBl. 1 S. 2776), das zu- 
letzt durch Artikel 3 Abs. 3 des Gesetzes vom 
22. August 2002 (BGBl. I S. 3387) geändert worden 
ist, in der jeweils geltenden Fassung.“ 

3. § 8 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 
a) Nummer 4 wird wie folgt gefasst: 

„4. dem Handel, soweit nicht 

a) ein unbeschränkt Steuerpflichtiger, der ge- 
mäß § 7 an der ausländischen Gesellschaft 
beteiligt, oder eine einem solchen Steuer- 
pflichtigen im Sinne des § 1 Abs. 2 naheste- 
hende Person der ausländischen Gesellschaft 
die Verfügungsmacht an den gehandelten 
Gütern oder Waren verschafft oder 


b) die ausländische Gesellschaft einem solchen 
Steuerpflichtigen oder einer solchen naheste- 
henden Person die Verfügungsmacht an den 
Gütern oder Waren verschafft, 

es sei denn, der Steuerpflichtige weist nach, dass 
die ausländische Gesellschaft einen für derartige 
Handelsgeschäfte in kaufmännischer Weise ein- 
gerichteten Geschäftsbetrieb unter Teilnahme am 
allgemeinen wirtschaftlichen Verkehr unterhält 
und die zur Vorbereitung, dem Abschluss und 
der Ausführung der Geschäfte gehörenden Tätig- 
keiten ohne Mitwirkung eines solchen Steuer- 
pflichtigen oder einer solchen nahestehenden 
Person ausübt,“. 

b) ln Nummer 9 wird die Angabe „§ 10 Abs. 6 Satz 2“ 
jeweils durch die Angabe „§ 7 Abs. 6a“ ersetzt. 

4. In § 10 werden die Absätze 5 bis 7 aufgehoben. 

5. In § 11 Abs. 1 wird die Angabe „§ 10 Abs. 6 Satz 2“ 
durch die Angabe „§ 7 Abs. 6a“ ersetzt. 

6. § 14 Abs. 4 wird aufgehoben. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


2. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) unverändert 

b) Nach Absatz 6 wird folgender Absatz 6a eingefügt: 

„(6a) Zwischeneinkünfte mit Kapitalanlagecharak- 
ter sind Einkünfte der ausländischen Zwischengesell- 
schaft (§ 8), die aus dem Halten, der Verwaltung, 
Werterhaltung oder Werterhöhung von Zahlungsmit- 
teln, Forderungen, Wertpapieren, Beteiligungen (mit 
Ausnahme der in § 8 Abs. 1 Nr. 8 und 9 genannten 
Einkünfte) oder ähnlichen Vermögenswerten stam- 
men, es sei denn, der Steuerpflichtige weist nach, 
dass sie aus einer Tätigkeit stammen, die einer unter 
§ 8 Abs. 1 Nr. 1 bis 6 fallenden eigenen Tätigkeit der 
ausländischen Gesellschaft dient, ausgenommen Tä- 
tigkeiten im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 6 des Kreditwe- 
sengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 9. September 1998 (BGBl. I S. 2776), das zu- 
letzt durch Artikel 3 Abs. 3 des Gesetzes vom 
22. August 2002 (BGBl. 1 S. 3387) geändert worden 
ist, in der jeweils geltenden Fassung.“ 

3. § 8 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 4 wird wie folgt gefasst: 

„4. dem Handel, soweit nicht 

a) ein unbeschränkt Steuerpflichtiger, der ge- 
mäß § 7 an der ausländischen Gesellschaft 
beteiligt ist, oder eine einem solchen Steuer- 
pflichtigen im Sinne des § 1 Abs. 2 naheste- 
hende Person der ausländischen Gesellschaft 
die Verfugungsmacht an den gehandelten 
Gütern oder Waren verschafft, die mit ihren 
Einkünften hieraus im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes steuerpflichtig ist, oder 

b) die ausländische Gesellschaft einem solchen 
Steuerpflichtigen oder einer solchen naheste- 
henden Person die Verfugungsmacht an den 
Gütern oder Waren verschafft, 

es sei denn, der Steuerpflichtige weist nach, dass 
die ausländische Gesellschaft einen für derartige 
Handelsgeschäfte in kaufmännischer Weise ein- 
gerichteten Geschäftsbetrieb unter Teilnahme am 
allgemeinen wirtschaftlichen Verkehr unterhält 
und die zur Vorbereitung, dem Abschluss und 
der Ausführung der Geschäfte gehörenden Tätig- 
keiten ohne Mitwirkung eines solchen Steuer- 
pflichtigen oder einer solchen nahestehenden 
Person ausübt,“. 

b) unverändert 

4. unverändert 

5. unverändert 

6. unverändert 
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7. § 20 Abs. 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Fallen Einkünfte in der ausländischen Betriebs- 
stätte eines unbeschränkt Steuerpflichtigen an und wären 
sie als Zwischeneinkünfte steuerpflichtig, falls diese Be- 
triebsstätte eine ausländische Gesellschaft wäre, ist inso- 
weit die Doppelbesteuerung nicht durch Freistellung, 
sondern durch Anrechnung der auf diese Einkünfte erho- 
benen ausländischen Steuern zu vermeiden.“ 

8. Dem § 21 wird folgender Absatz 11 angefügt: 

„(1 1) § 1 Abs. 4 ist erstmals für den Veranlagungszeit- 
raum 2003 anzuwenden. § 7 Abs. 6 und 6a, § 8 Abs. 1 
Nr. 4 und 9, § 10, § 14, § 20 Abs. 2 in der Fassung des 
Artikels 12 des Gesetzes vom ... (BGBl. IS. ... [Einset- 
zen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der Verkündung 
des vorliegenden Änderungsgesetzes ]) sind erstmals an- 
zuwenden 

1 . für die Einkommen- und Körperschaftsteuer für den 
Veranlagungszeitraum, 

2. für die Gewerbesteuer für den Erhebungszeitraum, 

für den Zwischeneinkünfte hinzuzurechnen sind, die in 
einem Wirtschaftsjahr der Zwischengesellschaft oder der 
Betriebsstätte entstanden sind, das nach dem 
3 1 . Dezember 2002 beginnt.“ 

Artikel 13 

Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes 

§ 5 Abs. 1 des Finanzverwaltungsgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 30. August 1971 (BGBl. 1 
S. 1426, 1427), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes 
vom 16. August 2002 (BGBl. I S. 3202 ) geändert worden 
ist, wird wie folgt geändert: 


1. Nummer 14 wird wie folgt gefasst: 

„14. die Sammlung, Auswertung und Weitergabe der 
Daten, die nach den §§ 23a und 45d des Einkom- 
mensteuergesetzes in den dort genannten Fällen zu 
übermitteln sind,“. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 
7. unverändert 


8. unverändert 


Artikel 13 

Änderung des Finanzverwaltungsgesetzes 

§ 5 Abs. 1 des Finanzveiwaltungsgesetzes in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 30. August 1971 (BGBl. 1 
S. 1426, 1427), das zuletzt durch Artikel 8d des Gesetzes 
vom 23. Dezember 2002 (BGBl. I S. 4621) geändert wor- 
den ist, wird wie folgt geändert: 

0. Nummer 4 wird wie folgt gefasst: 

„4. aufgrund des Auslandinvestment-Gesetzes in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 

9. September 1998 (BGBl. I S. 2820), zuletzt ge- 
ändert durch Artikel 24 des Gesetzes vom 
26. Juni 2001 (BGBl. I S. 1310) 

a) die Entgegennahme des Nachweises, dass ein 
inländischer Vertreter im Sinne des § 17 
Abs. 3 Nr. 1 Buchstabe b oder des § 18 Abs. 2 
dieses Gesetzes bestellt ist, 

b) die Nachprüfung der Erträge aus ausländi- 
schen Investmentanteilen im Sinne des § 17 
und des § 18 Abs. 1 dieses Gesetzes, 

c) die Ermittlung der Erträge aus ausländi- 
schen Investmentanteilen im Sinne des § 18 
Abs. 3 dieses Gesetzes.“ 

1. unverändert 
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2. Nach Nummer 19 wird der Punkt durch ein Semikolon 
ersetzt und werden folgende Nummern 20 und 21 ange- 
fugt: 

„ 20 . die Durchführung des Besteuerungsverfahrens nach 
§ 18 Abs. 4c des Umsatzsteuergesetzes einschließ- 
lich der damit im Zusammenhang stehenden Tätig- 
keiten auf Grund Titel 111 A der Verordnung (EWG) 
Nr. 218/92 des Rates vom 27. Januar 1992 über die 
Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden auf dem 
Gebiet der indirekten Besteuerung (MWSt.) (ABI. 
EG Nr. L 24 S. 1), zuletzt geändert durch Verord- 
nung (EG) Nr. 792/2002 des Rates vom 7. Mai 
2002 (ABI. EG Nr. L 128 S. 1), in der jeweils gel- 
tenden Fassung, 

21 . die Bildung, die Vergabe und die Verwaltung des 
Identifikationsmerkmals nach § 139a der Abgaben- 
ordnung.“ 

Artikel 14 

Änderung des Eigenheimzulagengesetzes 

Das Eigenheimzulagengesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 26. März 1997 (BGBl. I S. 734), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Dezember 
2000 (BGBl. 1 S. 1810), wird wie folgt geändert: 

1 . § 1 wird wie folgt gefasst: 

»§ 1 

Anspruchsberechtigter 

Unbeschränkt Steuerpflichtige im Sinne des Einkom- 
mensteuergesetzes haben Anspruch auf eine Eigenheim- 
zulage nach Maßgabe der folgenden Vorschriften. Vo- 
raussetzung ist, dass der Anspruchsberechtigte oder sein 
Ehegatte im Zeitpunkt der Fertigstellung oder Anschaf- 
fung oder spätestens im dritten auf das Jahr der Fertig- 
stellung oder Anschaffung folgenden Jahr einen Freibe- 
trag für Kinder nach § 32 Abs. 6 des Einkommensteuer- 
gesetzes oder Kindergeld erhält, das Kind in diesem 
Zeitpunkt zu seinem Haushalt gehört und die Zugehörig- 
keit auf Dauer angelegt ist.“ 

2. § 3 wird wie folgt gefasst: 

„§3 

Förderzeitraum 

Der Anspruchsberechtigte kann die Eigenheimzulage 
in dem Jahr, in dem die Voraussetzungen des § 1 Satz 2 
vorliegen, und in den sieben folgenden Jahren (Förder- 
zeitraum) in Anspruch nehmen.“ 

3. § 4 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Eine Nutzung zu eigenen Wohnzwecken liegt auch vor, 
soweit eine Wohnung unentgeltlich an ein Kind, für das 
der Anspruchsberechtigte oder sein Ehegatte einen Frei- 
betrag für Kinder nach § 32 Abs. 6 des Einkommensteu- 
ergesetzes oder Kindergeld erhält, zu Wohnzwecken 
überlassen wird.“ 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

2. Nach Nummer 20 wird der Punkt durch ein Semikolon 
ersetzt und werden folgende Nummern 21 und 22 ange- 
fügt: 

„21. die Durchführung des Besteuerungsverfahrens nach 
§ 1 8 Abs. 4c des Umsatzsteuergesetzes einschließ- 
lich der damit im Zusammenhang stehenden Tätig- 
keiten auf Grund Titel 111 A der Verordnung (EWG) 
Nr. 218/92 des Rates vom 27. Januar 1992 über die 
Zusammenarbeit der Verwaltungsbehörden auf dem 
Gebiet der indirekten Besteuerung (MWSt.) (ABI. 
EG Nr. L 24 S. 1), zuletzt geändert durch Verord- 
nung (EG) Nr. 792/2002 des Rates vom 7. Mai 
2002 (ABI. EG Nr. L 128 S. 1), in der jeweils gel- 
tenden Fassung; 

22. die Bildung, die Vergabe und die Verwaltung des 
Identifikationsmerkmals nach § 139a der Abgaben- 
ordnung.“ 

Artikel 14 

Änderung des Eigenheimzulagengesetzes 

Das Eigenheimzulagengesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 26. März 1997 (BGBl. I S. 734), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19. Dezember 
2000 (BGBl. IS. 1810), wird wie folgt geändert: 

1. unverändert 


2. unverändert 


3. unverändert 
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4. § 5 wird wie folgt gefasst: 

„§5 

Einkunftsgrenze 

Der Anspruchsberechtigte kann die Eigenheimzulage 
ab dem Jahr in Anspruch nehmen (Erstjahr), in dem die 
Summe der positiven Einkünfte nach § 2 Abs. 2 des Ein- 
kommensteuergesetzes des Erstjahrs zuzüglich der 
Summe der positiven Einkünfte des vorangegangenen 
Jahrs (Vorjahr) 70 000 Euro nicht übersteigt. Ehegatten, 
die im Erstjahr die Voraussetzungen des § 26 Abs. 1 
EStG erfüllen, können die Eigenheimzulage ab dem Jahr 
in Anspruch nehmen, in dem die Summe der positiven 
Einkünfte der Eheleute nach § 2 Abs. 2 des Einkommen- 
steuergesetzes des Erstjahres zuzüglich der Summe der 
positiven Einkünfte der Eheleute des vorangegangenen 
Jahres 140 000 Euro nicht übersteigt. Für jedes Kind, für 
das im Erstjahr die Voraussetzungen für die Inanspruch- 
nahme der Kinderzulage nach § 9 Abs. 6 Satz 1 und 2 
vorliegen, erhöhen sich die Beträge nach den Sätzen 1 
und 2 um 20 000 Euro, in den Fällen des § 9 Abs. 6 
Satz 3 um 10 000 Euro für jeden Anspruchsberechtig- 
ten.“ 

5. In § 6 Abs. 2 Satz 3 wird das Semikolon durch einen 
Punkt ersetzt und werden folgende Sätze angefügt: 


„Absatz 1 Satz 1 findet insoweit keine Anwendung. 
Satz 3 gilt entsprechend, wenn im Fall des Satzes 2 wäh- 
rend des Förderzeitraumes die Voraussetzungen des § 26 
Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes wegfallen und ein 
Ehegatte den Anteil des anderen Ehegatten an der Woh- 
nung eiwirbt.“ 

6. In § 8 Satz 1 werden die Wörter „Fördergrundbetrag 
nach § 9 Abs. 2“ durch die Wörter „Familiengrund- 
betrag nach § 9 Abs. 2“ ersetzt. 

7. § 9 wird wie folgt gefasst: 

..§ 9 

Höhe der Eigenheimzulage 

(1) Die Eigenheimzulage umfasst den Familiengrund- 
betrag nach den Absätzen 2 bis 4 und die Kinderzulage 
nach Absatz 6. 

(2) Der Familiengrundbetrag beträgt jährlich 2 vom 
Hundert der Bemessungsgrundlage, höchstens 1 000 
Euro. Sind mehrere Anspruchsberechtigte Eigentümer 
einer Wohnung, kann der Anspruchsberechtigte den Fa- 
miliengrundbetrag entsprechend seinem Miteigentums- 
anteil in Anspruch nehmen. Der Familiengrundbetrag 
für die Herstellung oder Anschaffung einer Wohnung 
mindert sich jeweils um den Betrag, den der Anspruchs- 
berechtigte im jeweiligen Kalenderjahr des Förderzeit- 
raums für die Anschaffung von Genossenschaftsanteilen 
nach § 17 in Anspruch genommen hat. 

(3) Der Familiengrundbetrag nach Absatz 2 erhöht 
sich um jährlich 2 vom Hundert der Bemessungsgrund- 
lage nach Satz 2, höchstens um 300 Euro. Bemessungs- 
grundlage sind 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 
4. unverändert 


5. In § 6 Abs. 2 Satz 3 wird das Wort „Fördergrundbe- 
trag“ durch das Wort „Familiengrundbetrag“, das 
Semikolon wird durch einen Punkt ersetzt und folgende 
Sätze werden angefügt: 

„Absatz 1 Satz 1 findet insoweit keine Anwendung. 
Satz 3 gilt entsprechend, wenn im Fall des Satzes 2 wäh- 
rend des Förderzeitraumes die Voraussetzungen des § 26 
Abs. 1 des Einkommensteuergesetzes wegfallen und ein 
Ehegatte den Anteil des anderen Ehegatten an der Woh- 
nung erwirbt.“ 

6. unverändert 

7. § 9 wird wie folgt gefasst: 

..§ 9 

Höhe der Eigenheimzulage 

(1) Die Eigenheimzulage umfasst den Familiengrund- 
betrag nach den Absätzen 2 bis 4 und die Kinderzulage 
nach Absatz 6. 

(2) Der Familiengrundbetrag beträgt jährlich 2 vom 
Hundert der Bemessungsgrundlage, höchstens 1 000 
Euro. Sind mehrere Anspruchsberechtigte Eigentümer 
einer Wohnung, kann der Anspruchsberechtigte den Fa- 
miliengrundbetrag entsprechend seinem Miteigentums- 
anteil in Anspruch nehmen. Der Familiengrundbetrag 
für die Herstellung oder Anschaffung einer Wohnung 
mindert sich jeweils um den Betrag, den der Anspruchs- 
berechtigte im jeweiligen Kalenderjahr des Förderzeit- 
raums für die Anschaffung von Genossenschaftsanteilen 
nach § 1 7 in Anspruch genommen hat. 

(3) Der Familiengrundbetrag nach Absatz 2 erhöht 
sich um jährlich 2 vom Hundert der Bemessungsgrund- 
lage nach Satz 2, höchstens um 300 Euro. Bemessungs- 
grundlage sind 
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1. die Aufwendungen für die energetische Sanierung 
eines Gebäudes, das vor dem 1. November 1977 
fertiggestellt wurde und nach der Sanierung die Anfor- 
derung des § 3 der Energieeinsparverordnung nicht 
überschreitet, wemi der Anspruchsberechtigte eine 
Wohnung angeschafft und die Maßnahme bis spätes- 
tens vier Jahre nach Beginn der Nutzung der Wohnung 
zu eigenen Wohnzwecken abgeschlossen hat, oder 

2. die Anschaffungskosten einer Wohnung, die der An- 
spruchsberechtigte bis zum Ende des zweiten auf das 
Jahr der Fertigstellung folgenden Jahres angeschafft 
hat, soweit sie auf die in Nummer 1 genannten Maß- 
nahmen entfallen. 


(4) Der Familiengrundbetrag nach Absatz 2 erhöht 
sich um jährlich 300 Euro, wenn 

1. die Wohnung in einem Gebäude belegen ist, dessen 
Jahres-Primärenergiebedarf im Sinne des § 3 der 
Energieeinsparverordnung vom 16. November 2001 
(BGBl. I S. 3085) weniger als 60 kWh je Quadratme- 
ter Gebäudenutzfläche beträgt und 

2. der Anspruchsberechtigte die Wohnung hergestellt 
oder bis zum Ende des zweiten auf das Jahr der Fer- 
tigstellung folgenden Jahres angeschafft hat. 

Dies gilt nicht bei Ausbauten und Erweiterungen nach 
§ 2 Abs. 2. 

(5) Der Anspruchsberechtigte kann den Betrag nach 
Absatz 3 oder Absatz 4 nur in Anspruch nehmen, wenn 
er durch einen Energiebedarfsausweis nach § 13 der 
Energieeinsparverordnung nachweist, dass die Voraus- 
setzungen des Absatzes 3 oder des Absatzes 4 vorliegen. 

(6) Die Kinderzulage beträgt jährlich 800 Euro für je- 
des Kind, für das der Anspruchsberechtigte oder sein 
Ehegatte im jeweiligen Kalenderjahr, frühestens im Zeit- 
punkt der Fertigstellung oder Anschaffung einen Freibe- 
trag für Kinder nach § 32 Abs. 6 des Einkommensteuer- 
gesetzes oder Kindergeld erhält. Voraussetzung ist, dass 
das Kind im Förderzeitraum, frühestens im Zeitpunkt 
der Fertigstellung oder Anschaffung, zum inländischen 
Haushalt des Anspruchsberechtigten gehört oder gehört 
hat und diese Zugehörigkeit auf Dauer angelegt ist oder 
war. Sind mehrere Anspruchsberechtigte Eigentümer 
einer Wohnung, und haben sie zugleich für ein Kind An- 
spruch auf die Kinderzulage, ist bei jedem Anspruchsbe- 
rechtigten die Kinderzulage zur Hälfte anzusetzen. Der 
Anspruchsberechtigte kann die Kinderzulage im Kalen- 
derjahr nur für eine Wohnung in Anspruch nehmen. Der 
Kinderzulage steht die Steuerermäßigung nach § 34f des 
Einkommensteuergesetzes gleich. Absatz 2 Satz 3 ist 
entsprechend anzuwenden. 

(7) Die Summe des Familiengrundbetrages nach 
Absatz 2 und der Kinderzulage nach Absatz 6 darf die 
Bemessungsgrundlage nach § 8 nicht überschreiten. 
Sind mehrere Anspruchsberechtigte Eigentümer einer 
Wohnung, darf die Summe der Beträge nach Satz 1 die 
auf den Anspruchsberechtigten entfallende Bemessungs- 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

1. die Aufwendungen für die energetische Sanierung 
eines Gebäudes, das vor dem 1. November 1977 
fertiggestellt wurde und nach der Sanierung die Anfor- 
derung des § 3 der Energieeinsparverordnung nicht 
überschreitet, wenn der Anspruchsberechtigte eine 
Wohnung angeschafft und die Maßnahme bis spätes- 
tens vier Jahre nach Beginn der Nutzung der Wohnung 
zu eigenen Wohnzwecken abgeschlossen hat, oder 

2. die Anschaffungskosten einer Wohnung, die der An- 
spruchsberechtigte bis zum Ende des zweiten auf das 
Jahr des Abschlusses der energetischen Sanierung 
folgenden Jahres angeschafft hat, soweit sie auf die in 
Nummer 1 genannten Maßnahmen entfallen und für 
diese Maßnahmen noch keine Zulage gewährt 
worden ist. 

(4) Der Familiengrundbetrag nach Absatz 2 erhöht 
sich um jährlich 300 Euro, wenn 

1. die Wohnung in einem Gebäude belegen ist, dessen 
Jahres-Primärenergiebedarf im Sinne des § 3 der 
Energieeinsparverordnung vom 16. November 2001 
(BGBl. 1 S. 3085) weniger als 60 kWh je Quadratme- 
ter Gebäudenutzfläche beträgt und 

2. der Anspruchsberechtigte die Wohnung hergestellt 
oder bis zum Ende des zweiten auf das Jahr der Fer- 
tigstellung folgenden Jahres angeschafft hat. 

Dies gilt nicht bei Ausbauten und Erweiterungen nach 
§ 2 Abs. 2. 

(5) Der Anspruchsberechtigte kann den Betrag nach 
Absatz 3 oder Absatz 4 nur in Anspruch nehmen, wenn 
er durch einen Energiebedarfsausweis nach § 13 der 
Energieeinsparverordnung nachweist, dass die Voraus- 
setzungen des Absatzes 3 oder des Absatzes 4 vorliegen. 

(6) Die Kinderzulage beträgt jährlich 800 Euro für je- 
des Kind, für das der Anspruchsberechtigte oder sein 
Ehegatte im jeweiligen Kalenderjahr, mindestens im 
Zeitpunkt der Fertigstellung oder Anschaffung einen 
Freibetrag für Kinder nach § 32 Abs. 6 des Einkommen- 
steuergesetzes oder Kindergeld erhält. Voraussetzung ist, 
dass das Kind im Förderzeitraum, mindestens im Zeit- 
punkt der Fertigstellung oder Anschaffung, zum inländi- 
schen Haushalt des Anspruchsberechtigten gehört oder 
gehört hat und diese Zugehörigkeit auf Dauer angelegt 
ist oder war. Sind mehrere Anspruchsberechtigte Eigen- 
tümer einer Wohnung, und haben sie zugleich für ein 
Kind Anspruch auf die Kinderzulage, ist bei jedem An- 
spruchsberechtigten die Kinderzulage zur Hälfte anzu- 
setzen. Der Anspruchsberechtigte kann die Kinderzulage 
im Kalenderjahr nur für eine Wohnung in Anspruch neh- 
men. Der Kinderzulage steht die Steuerermäßigung nach 
§ 34f des Einkommensteuergesetzes gleich. Absatz 2 
Satz 3 ist entsprechend anzuwenden. 

(7) Die Summe des Familiengrundbetrages nach 
Absatz 2 und der Kinderzulage nach Absatz 6 darf die 
Bemessungsgrundlage nach § 8 nicht überschreiten. 
Sind mehrere Anspruchsberechtigte Eigentümer einer 
Wohnung, darf die Summe der Beträge nach Satz 1 die 
auf den Anspruchsberechtigten entfallende Bemessungs- 
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grundlage nicht überschreiten. Bei Ausbauten und 
Erweiterungen nach § 2 Abs. 2 darf die Summe der Be- 
träge nach Satz 1 50 vom Hundert der Bemessungs- 
grundlage, in den Fällen des Satzes 2 50 vom Hundert 
der auf den Anspruchsberechtigten entfallenden Bemes- 
sungsgrundlage nicht überschreiten.“ 

8. § 1 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Für die Höhe des Familiengrundbetrags nach § 9 
Abs. 2 und die Zahl der Kinder nach § 9 Abs. 6 
Satz 1 und 2 sind die Verhältnisse bei Beginn der 
Nutzung der hergestellten oder angeschafften Woh- 
nung zu eigenen Wohnzwecken maßgeblich.“ 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird die Angabe „§ 9 Abs. 5 
Satz 1 und 2“ durch die Angabe „§ 9 Abs. 6 Satz 1 
und 2“ ersetzt. 

9. § 17 wird wie folgt gefasst: 

,,§ 17 

Eigenheimzulage bei 
Genossenschaftsanteilen 

(1) Erwirbt der Anspruchsberechtigte spätestens bis 
zum 31. Dezember 2005 Geschäftsanteile in Höhe von 
mindestens 5 000 Euro an einer nach dem 1. Januar 1995 
in das Genossenschaftsregister eingetragenen Woh- 
nungsbaugenossenschaft (Genossenschaftsanteile), kann 
er hierfür die Eigenheimzulage einmal in Anspruch neh- 
men. Die Satzung der Genossenschaft muss unwiderruf- 
lich den Genossenschaftsmitgliedern das vererbliche 
Recht auf Erwerb des Eigentums an der von ihnen zu 
Wohnzwecken genutzten Wohnung für den Fall einräu- 
men, dass die Mehrheit der in einem Objekt wohnenden 
Genossenschaftsmitglieder der Begründung von Woh- 
nungseigentum und Veräußerung der Wohnungen 
schriftlich zugestimmt hat. Ist bei Gründung der Genos- 
senschaft kein Wohnungsbestand vorhanden, muss das 
Handeln der Genossenschaft auf die Herstellung oder 
Anschaffung von Wohnungen ausgerichtet sein. 

(2) Der Förderzeitraum beginnt wahlweise im Jahr der 
Anschaffung oder in einem der neun darauffolgenden 
Jahre. Er umfasst acht aufeinander folgende Jahre. Der 
Anspruch besteht nur für die Jahre des Förderzeitraums, 
in denen der Anspruchsberechtigte die Genossenschafts- 
anteile inne hat. 

(3) Bemessungsgrundlage ist die geleistete Einlage. 
Der Familiengrundbetrag beträgt jährlich 3 vom Hundert 
der Bemessungsgrundlage, höchstens 600 Euro. Für die 
Jahre des Förderzeitraums, in denen der Anspruchsbe- 
rechtigte eine Genossenschaftswohnung zu eigenen 
Wohnzwecken nutzt, kann er die Kinderzulage in An- 
spruch nehmen. Die Kinderzulage beträgt für jedes 
Kind, für das die Voraussetzungen des § 9 Abs. 6 Satz 1 
und 2 vorliegen, jährlich 250 Euro; haben beide Eltern 
zugleich für ein Kind Anspruch auf die Kinderzulage, ist 
bei jedem die Kinderzulage zur Hälfte anzusetzen. Die 
Summe der Fördergrundbeträge und der Kinderzulagen 
darf die Bemessungsgrundlage nicht überschreiten. 
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grundlage nicht überschreiten. Bei Ausbauten und Er- 
weiterungen nach § 2 Abs. 2 darf die Summe der Be- 
träge nach Satz 1 50 vom Hundert der Bemessungs- 
grundlage, in den Fällen des Satzes 2 50 vom Hundert 
der auf den Anspruchsberechtigten entfallenden Bemes- 
sungsgrundlage nicht überschreiten.“ 

8. § 1 1 wird wie folgt geändert: 
a) unverändert 


b) In Absatz 2 Satz 1 wird das Wort „Fördergrund- 
betrag“ durch das Wort „Familiengrundbetrag“ 

und die Angabe „§ 9 Abs. 5 Satz 1 und 2“ durch die 
Angabe „§ 9 Abs. 6 Satz 1 und 2“ ersetzt. 

9. § 17 wird wie folgt gefasst: 

„§ 17 

Eigenheimzulage bei 
Genossenschaftsanteilen 

(1) Erwirbt der Anspruchsberechtigte spätestens bis 
zum 31. Dezember 2005 Geschäftsanteile in Höhe von 
mindestens 5 000 Euro an einer nach dem 1 . Januar 1995 
in das Genossenschaftsregister eingetragenen Woh- 
nungsbaugenossenschaft (Genossenschaftsanteile), kann 
er hierfür die Eigenheimzulage einmal in Anspruch neh- 
men. Die Satzung der Genossenschaft muss unwiderruf- 
lich den Genossenschaftsmitgliedern das vererbliche 
Recht auf Erwerb des Eigentums an der von ihnen zu 
Wohnzwecken genutzten Wohnung für den Fall einräu- 
men, dass die Mehrheit der in einem Objekt wohnenden 
Genossenschaftsmitglieder der Begmndung von Woh- 
nungseigentum und Veräußerung der Wohnungen 
schriftlich zugestimmt hat. Ist bei Gründung der Genos- 
senschaft kein Wohnungsbestand vorhanden, muss das 
Handeln der Genossenschaft auf die Herstellung oder 
Anschaffung von Wohnungen ausgerichtet sein. 

(2) Der Förderzeitraum beginnt wahlweise im Jahr der 
Anschaffung oder in einem der neun darauffolgenden 
Jahre. Er umfasst acht aufeinander folgende Jahre. Der 
Anspruch besteht nur für die Jahre des Förderzeitraums, 
in denen der Anspruchsberechtigte die Genossenschafts- 
anteile inne hat. 

(3) Bemessungsgrundlage ist die geleistete Einlage. 
Der Familiengrundbetrag beträgt jährlich 3 vom Hundert 
der Bemessungsgrundlage, höchstens 600 Euro. Für die 
Jahre des Förderzeitraums, in denen der Anspruchsbe- 
rechtigte eine Genossenschaftswohnung zu eigenen 
Wohnzwecken nutzt, kann er die Kinderzulage in An- 
spruch nehmen. Die Kinderzulage beträgt für jedes 
Kind, für das die Voraussetzungen des § 9 Abs. 6 Satz 1 
und 2 vorliegen, jährlich 250 Euro; haben beide Eltern 
zugleich für ein Kind Anspruch auf die Kinderzulage, ist 
bei jedem die Kinderzulage zur Hälfte anzusetzen. Die 
Summe der Familiengrundbeträge und der Kinderzu- 
lagen darf die Bemessungsgrundlage nicht überschreiten. 
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(4) Der Anspruch auf Eigenheimzulage entstellt mit 
Beginn des ersten Jahres des Förderzeitraums, frühes- 
tens mit Anschaffung der Genossenschaftsanteile. Im 
Übrigen sind die §§ 1, 3, 5 und 10 bis 16 entsprechend 
anzuwenden.“ 

10. Dem § 19 wird folgender Absatz 8 angefügt. 

„(8) § 1, § 4 Satz 2, §§ 5, 6 Abs. 2 Satz 3, § 8 Satz 1, 
§ 9, § 11 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 Satz 1 in der Fas- 
sung des Artikels 14 des Gesetzes vom ... (BGBl. 1 
S. ... [Einsetzen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl 
der Verkündung des vorliegenden Änderungsgesetzes ]) 
sind erstmals anzuwenden, wenn der Anspruchsbe- 
rechtigte im Fall der Herstellung nach dem 31. Dezem- 
ber 2002 mit der Herstellung des Objekts begonnen 
oder im Fall der Anschaffung die Wohnung nach dem 
31. Dezember 2002 auf Grund eines nach diesem Zeit- 
punkt rechtswirksam abgeschlossenen obligatorischen 
Vertrags oder gleichstehenden Rechtsakts angeschafft 
hat. § 17 in der Fassung des Artikels 14 des Gesetzes 
vom ... (BGBl. IS. ... [Einsetzen: Ausfertigungsdatum 
und Seitenzahl der Verkündung des vorliegenden Ände- 
rungsgesetzes ]) ist erstmals anzuwenden, wenn der 
Anspruchsberechtigte die Genossenschaftsanteile nach 
dem 31. Dezember 2002 angeschafft hat.“ 


Artikel 15 

Änderung des Gesetzes 
über Kapitalanlagegesellschaften 

Das Gesetz über Kapitalanlagegesellschaften in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 9. September 1998 
(BGBl. 1 S. 2726), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Ge- 
setzes vom 21. Juni 2002 (BGBl. 1 S. 2010), wird wie folgt 
geändert: 

1. § 39 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst: 

„Die Ausschüttungen auf Anteilscheine an einem Wert- 
papier-Sondervermögen sowie die von einem Wert- 
papier-Sondervermögen nicht zur Kostendeckung oder 
Ausschüttung verwendeten Einnahmen im Sinne des 
§ 20 des Einkommensteuergesetzes, Gewinne aus der 
Veräußerung von Wertpapieren und Bezugsrechten auf 
Anteile an Kapitalgesellschaften und Gewinne aus priva- 
ten Veräußerungsgeschäften im Sinne des § 23 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 4, Abs. 2 und 3 des Einkommensteuergesetzes 
gehören zu den Einkünften aus Kapitalvermögen im 
Sinne des § 20 Abs. 1 Nr. 1 des Einkommensteuergeset- 
zes, wenn sie nicht Betriebseinnahmen des Steuerpflich- 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

(4) Der Anspruch auf Eigenheimzulage entsteht mit 
Beginn des ersten Jahres des Förderzeitraums, frühes- 
tens mit Anschaffung der Genossenschaftsanteile. Im 
Übrigen sind die §§ 1, 3, 5 und 10 bis 16 entsprechend 
anzuwenden.“ 

10. Dem § 19 wird folgender Absatz 8 angefügt: 

„(8) § 1, § 3, § 4 Satz 2, § 5, § 8 Satz 1, § 9, § 11 
Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 Satz 1 in der Fassung des Ar- 
tikels 14 des Gesetzes vom ... (BGBl. IS.... [Einset- 
zen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der Verkün- 
dung des vorliegenden Änderungsgesetzes ]) sind erst- 
mals anzuwenden, wenn der Anspruchsberechtigte im 
Fall der Herstellung nach dem ... | Einsetzen : Tag 
nach Verkündung des vorliegenden Änderungsgeset- 
zes ] mit der Herstellung des Objekts begonnen oder im 
Fall der Anschaffung die Wohnung nach dem ... [ Ein- 
setzen : Tag nach Verkündung des vorliegenden Än- 
derungsgesetzes | auf Grund eines nach diesem Zeit- 
punkt rechtswirksam abgeschlossenen obligatorischen 
Vertrags oder gleichstehenden Rechtsakts angeschafft 
hat. §6 Abs. 2 Satz 3 und 4 in der Fassung des 
Artikels 14 des Gesetzes vom ... (BGBl. IS. ... [ Ein- 
setzen : Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der Ver- 
kündung des vorliegenden Änderungsgesetzes ]) ist 
erstmals anzuwenden, wenn der Anspruchsberech- 
tigte den Miteigentumsanteil an der Wohnung nach 
dem ... [ Einsetzen : Tag nach Verkündung des vorlie- 
genden Anderungsgesetzes ] erworben hat. § 17 in 
der Fassung des Artikels 14 des Gesetzes vom ... 
(BGBl. 1 S. ...[Einsetzen: Ausfertigungsdatum und 
Seitenzahl der Verkündung des vorliegenden Ände- 
rungsgesetzes]) ist erstmals anzuwenden, wenn der 
Anspruchsberechtigte die Genossenschaftsanteile nach 
dem ... [ Einsetzen : Tag nach Verkündung des vorlie- 
genden Anderungsgesetzes \ angeschafft hat.“ 

Artikel 15 

Änderung des Gesetzes 
über Kapitalanlagegesellschaften 

Das Gesetz über Kapitalanlagegesellschaften in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 9. September 1998 
(BGBl. 1 S. 2726), zuletzt geändert durch Artikel 3 des Ge- 
setzes vom 21. Juni 2002 (BGBl. 1 S. 2010), wird wie folgt 
geändert: 

1. In § 39 Abs. 1 Satz 1 werden die Wörter „und Ge- 
winne aus privaten Veräußerungsgeschäften im 
Sinne des § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4, Absatz 2 und 3 des 
Einkommensteuergesetzes“ gestrichen. 
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tigen oder Leistungen im Sinne des § 22 Nr. 5 des Ein- 
kommensteuergesetzes sind; § 3 Nr. 40 des Einkommen- 
steuergesetzes und § 8b Abs. 1 und 2 des Körperschaft- 
steuergesetzes sind außer in den Fällen des § 40 Abs. 2 
und bei Gewinnen aus der Veräußerung von Wertpapie- 
ren und Bezugsrechten auf Anteile an Kapitalgesell- 
schaften nicht anzuwenden.“ 

2. In § 40 Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe „§ 23 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 4“ durch die Angabe „§ 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 
und 4“ ersetzt. 


3. § 40a Abs. 2 wird wie folgt gefasst. 


„(2) Bei der Ermittlung des Gewinns oder Verlustes 
aus Veräußerungsgeschäften im Sinne des § 23 Abs. 3 
des Einkommensteuergesetzes sind die nicht zur Kosten- 
deckung oder Ausschüttung verwendeten Einnahmen im 
Sinne des § 39 Abs. 1 Satz 1 abzuziehen.“ 

4. Dem § 43 wird folgender Absatz 18 angefügt: 

„(18) § 39 Abs. 1, § 40 Abs. 1 und § 40a Abs. 2 in der 
Fassung des Artikels 15 des Gesetzes vom ... (BGBl. 1. 

S. ... [Einsetzen: Ausfertigungsdatum und Seitenzahl der 
Verkündung des vorliegenden Änderungsgesetzes ]) ist 
erstmals auf Kapitalerträge anzuwenden, in denen 
Gewinne aus der Veräußerung von Wertpapieren und 
Bezugsrechten auf Anteile an Kapitalgesellschaften ent- 
halten sind, bei denen die Veräußerung nach dem ... 
[Einsetzen: Datum des Gesetzesbeschlusses ] erfolgt ist.“ 
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2. In § 40 Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe „§ 23 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 4“ durch die Angabe „§ 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 
und 4“ ersetzt und der letzte Halbsatz wie folgt ge- 
fasst: 

„§ 3 Nr. 40 und § 32a Abs. 7 des Einkommensteuer- 
gesetzes sowie § 8b Abs. 2 des Körperschaftsteuerge- 
setzes sind anzuwenden.“ 

3. § 40a wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 wird nach dem Wort „Wertpapier- 
Sondervermögen“ das Komma und der Satzteil 
„die zu einem Betriebsvermögen gehören,“ gestri- 
chen. 

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Bei der Ermittlung des Gewinns oder Verlus- 
tes aus Veräußerungsgeschäften im Sinne des § 23 
Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes sind die nicht 
zur Kostendeckung oder Ausschüttung verwendeten 
Einnahmen im Sinne des § 39 Abs. 1 Satz 1 abzuzie- 
hen.“ 

4. unverändert 


5. In § 45 Satz 1 werden die Wörter „und Gewinne aus 
privaten Veräußerungsgeschäften im Sinne des § 23 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und 3, Absatz 2 und 3 des Ein- 
kommensteuergesetzes aus der Veräußerung der in 
§ 27 bezeichneten Gegenstände“ gestrichen. 

6. § 46 wird wie folgt geändert: 

a) Dem Absatz 1 wird folgender Satz angefügt: 

„§ 23 Abs. 3 Satz 5 und § 32a Abs. 7 des Einkom- 
mensteuergesetzes sind anzuwenden.“ 

b) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Auf die Einnahmen aus der Rückgabe oder 
Veräußerung von Anteilscheinen an einem 
Grundstücks-Sondervermögen ist § 40 Abs. 3 und 
4 und § 40a Abs. 2 sinngemäß anzuwenden.“ 

7. Dem § 50 wird folgender Absatz 9 angefügt: 

„(9) Für die Anwendung der §§ 45 und 46 in der 
Fassung des Artikels 15 des Gesetzes vom ... (BGBl. I 
S. ... [ Einsetzen : Ausfertigungsdatum und Seitenzahl 
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Artikel 16 
Änderung des 

Auslandinvestment-Gesetzes 

Das Auslandinvestment-Gesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 9. September 1998 (BGBl. 1 S. 2820), 
zuletzt geändert durch Artikel 32 des Gesetzes vom 2 1 . Au- 
gust 2002 (BGBl. 1 S. 3322), wird wie folgt geändert: 

1. § 17 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „Gewinne aus 
privaten Veräußerungsgeschäften im Sinne des § 23 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 3 und 4, Abs. 2 und 3 des Ein- 
kommensteuergesetzes“ durch das Wort „ Veräuße- 
rungsgewinne “ und wird die Angabe ,,§ 8b Abs. 1 “ 
durch die Angabe „§ 8b Abs. 1 und 2“ ersetzt. 

b) Absatz 2 wird aufgehoben. 


2. Dem § 19a wird folgender Absatz 10 angefiigt: 

„(10) § 17 in der Fassung des Artikels 16 des Gesetzes 
vom ... (BGBl. I. S. ... [Einsetzen: Ausfertigungsdatum 
und Seitenzahl der Verkündung des vorliegenden Än- 
derungsgesetzes]) ist erstmals auf Kapitalerträge anzu- 
wenden, in denen Gewinne aus der Veräußerung von 
Wertpapieren und Bezugsrechten auf Anteile an Kapital- 
gesellschaften enthalten sind, bei denen die Veräußerung 
nach dem . . . [ Einsetzen : Datum des Gesetzesbeschlus- 
ses] erfolgt ist.“ 

Artikel 17 
Rückkehr zum 

einheitlichen Verordnungsrang 

(1) Die auf den Artikeln 2, 6 und 8 beruhenden Teile der 
dort geänderten Rechtsverordnungen können auf Grund der 
jeweils einschlägigen Ermächtigungen durch Rechtsverord- 
nung geändert werden. 

(2) Die Umsatzsteuerzuständigkeitsverordnung vom 
20. Dezember 2001 (BGBl. I S. 3794, 3814), zuletzt ge- 
ändert durch Artikel 9, kann auf Grund des § 21 Abs. 1 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 

der Verkündung des vorliegenden Änderungsgesetzes ]) 
gilt § 43 Abs. 18 sinngemäß.“ 

Artikel 16 
Änderung des 

Auslandinvestment-Gesetzes 

Das Auslandinvestment-Gesetz in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 9. September 1998 (BGBl. I S. 2820), 
zuletzt geändert durch Artikel 32 des Gesetzes vom 21. Au- 
gust 2002 (BGBl. 1 S. 3322), wird wie folgt geändert: 

1 . § 1 7 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „.Gewinne aus 
privaten Veräußerungsgeschäften im Sinne des § 23 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 1, 3 und 4, Absatz 2 und 3 des Ein- 
kommensteuergesetzes“ gestrichen. 


b) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) ln Satz 1 Nr. 1 Satz 1 wird die Angabe „§ 23 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 4“ durch die Angabe „§ 23 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und 4“ ersetzt. 

bb) Nach Satz 2 wird folgender Satz angefügt: 

,,§ 32a Abs. 7 des Einkommensteuergesetzes 
ist anzuwenden.“ 

c) Dem Absatz 2b wird folgender Satz angefügt: 

„Bei der Ermittlung des Gewinns oder Verlustes 
aus Veräußerungsgesehäften im Sinne des § 23 
Abs. 3 des Einkommensteuergesetzes sind die 
nicht zur Kostendeckung oder Ausschüttung ver- 
wendeten Einnahmen im Sinne des Absatzes 1 
Satz 1 abzuziehen.“ 

2. unverändert 


Artikel 17 

unverändert 
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Satz 2 der Abgabenordnung insgesamt durch Rechtsverord- 
nung geändert werden. 

Artikel 18 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 
am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Artikel 7 Nr. 2, 3, 5, 9 bis 11 treten am 1. April 2003 
in Kraft. 


(3) Artikel 7 Nr. I, 4, 6 bis 8, Artikel 8, Artikel 9, Arti- 
kel 10 Nr. 3 und Artikel 13 Nr. 2 treten am 1. Juli 2003 in 
Kraft. 


Beschlüsse des 7. Ausschusses 


Artikel 18 
Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Absätze 2 bis 4 
am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

(2) Artikel 7 Nr. 2, 3, 5, 9 bis 10, Nummer 11 
Buchstabe a, Buchstabe b (§ 12 Abs. 2 Nr. 1 und 2 in 
Verbindung mit Nummer 19, 23 und 45 der Anlage (zu 
§ 12 Abs. 2 Nr. 1 und 2)), Buchstabe c und d treten am 
1 . April 2003 in Kraft. 

(3) Artikel 7 Nr. 1, 4, 6 bis 8, Artikel 8, Artikel 9, Arti- 
kel 10 Nr. 3 und Artikel 13 Nr. 2 treten am 1. Juli 2003 in 
Kraft. 

(4) Artikel 7 Nr. 11 Buchstabe b (§ 12 Abs. 2 Nr. 1 und 
2 in Verbindung mit Nummer 6 bis 9 der Anlage (zu § 12 
Abs. 2 Nr. 1 und 2)) tritt am 1. Januar 2005 in Kraft. 
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